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European Legal Forum 5-2004, S. 273; Stein/Schnichels/Lenzing, Die Entwicklung des europaischen Zivilprozessreclits
ln Bereiclr der EuGVVO im .Iahr 2021, E;uZW 2022, 1094; Siln'neL Kollisionsrecht und Optionales Irrstrutnent, GPR
2011,23{ Snnpf-Steinberger, Bedeuturrg von inten')ationalen Schiedsgerichterl und ihre Vereinbarung in verschiedenen
Ländergruppen, RiW 1990, 174 Tamm, Die 28. Rechtsverorduung der EU: Gedanken zur Einführung eines grenztlber-
schreitenden B2C Verlragsrechts, GPR 2010, 281; Thiemeyer, Europäische lntegration: Motive-Prozesse-Strukturen, 2010;
Thode,Windhuttde und Torpedos, BauR 2005, 1533; Thode, Die Rom I-Verordnrurg, NZBau 2011, 449; Tsikritas,Proble-
me der Zustellung durch die Post iln europäischen Rechtsverkel't, ZZPInt 2003. 309; UngercryFolgen des harten Rrexit
irn Internationalen Privat- und Zivllverfahrensrecht, NJW 2021,1270, Vqldini, Gesetzesrefonn durch die Hirtterttir? Die
Abwahl zrvingenden Rechts durch Schiedsabreden bei lnlandssachverhalten, ZIP 2017,7; I/ölke/, Zur Dogtnatik des ordre
publtc - Die Vorbehaltsklauseln bei der Anerkennung lremder gerichtlicher Entscheidungen und rhr Verhältnis zum ordre
public des Kollisionsrechts, Berlin, 1998; t4 clchter, Das Kollisionsrecht der Schiedsveieinbarung, ScltiedsVZ 2023, 21,

Wagner, Das Gesetz znr Durchfithrung der Verordnung (EG) Nr 80512004 zum europäischen Vollstreckungstitel - unter
besonderer Berticksichtigung der Vollstreckungsabwehrklage, IPRax 2005, 401; lfugner, Die neue ROM Il-Verot'dnung,
IPRax 2008, l; Wagner, Dispute Resolution as a Product: Conrpetition between Civil Jüstice Systerns, in: Eidenuüller,
Regulatory Cornpetition in Contract Law and Dispnte Resolution, 2013, 5.347i Wagner, ALtuelle Entwicklungen in

der justiziellen Zusanimenarbeit in Zivilsachen, NJW 2017, 1796; Wagner, Rechlsstandort Deutschland im Wettbewerb,
NJW-aktuell 't12018, 12; I[/agner, Neuigkeiten zum intemationalen Zivilverfahrensrecht, E*ZW 2022,733; Wendehorst,

Das neue Gesetz zur Umsetzullg der Verbraucherrechterichtlinie, NJW 20i4, 577: Wenticke, Perspektiven des deutschen

Rechts im Wettbewerbs der Rechtsordninrgen - Zrvischen europäischem Vertrauensverlust und privatautollotner Renais-
sance, NJW 2017,3038; lrrilke, Yerbraucherschutz irr intemationalen Zusüindigkeitsrecht der EU - Status quo und
Zukunftsprobleme, EuZW 20151 73- ll4nnnest, Forurn Shopping bei Kartellschadensersatzklagen und die Kartellsclradens-
ersatzrichtlinie, NZKaft 2017, 2.
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L Einführung

Das llternationale Privatrecht und das h-rternationale Zivilprozessrecht stellen l<lassisches Rechtsanwen-

dungsrecht dar.l Beide haben die Funktion, die sachgerechte Lösung von grenzüberschreitenden Rechtspro-
blemen zu ermöglichen. Dabei besteht die große Bedeutung des Intemationalen Privatlechts nicht nur in
der Beleitstellung eines Mechanismus zur Lösung von Rechtsstreitigkeiten, Das Internationale Privatreclrt
hat im Schuldrecht insbesondere die Futktion, von Arfang an Rechtssiclrelheit ftir die an einetn solchen

glenzüberschreitenden Schuldverhältnis beteiligten Parteien zu schaffen,2 Deshalb spielt das Intemationale

Privatrecht bei Weitem nicht nur in der forensischen, sondern insbesondere in der rechtsgestaltenden und
-beratenden anwaltlichen Plaxis eine irumer bedeutsamere Rolie. Dies hängt vor alletn mit der immer enger

werdenden internationalen Verflechtung del Wirtschaflsbeziehungen zusammen, die sich niclrt nur aufden
Raurn der Europäischen Union, sondem darüber hinaus auch auf das gesamte ,,global village" bezieht.

1 v, Bar/Mankowski IPR AT g I Rn. 2; Geiurer InZivrl- 2 ltuopholler IPR $ 4 IV 30; Magnus IPRax2010,27
ProzR Rn. 18. (27 f .).
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3 Rechtsstaatlichkeit im Allgemeinen und die Verlässlichkeit von Vertragsbeziehungen im Besonderen haben

die Rechtssicherheit zur unabdingbaren Voraussetzung. Rechtssicherheit lebt von der Vorhersehbarkeit der
Rechtsanwendung.3 Die über einen Vertragsabschluss verhandelnden Parteien können nur dann die mit
dem Vertragsabschluss verbundenen wirtschaftlichen Nsiken einschätzen und eingehen, wenn sie sich über

den Inhalt der über den reinen Vertragstext hinausgehenden Rechtsvorschriften irn Klaren sind, wenn ihre
Rechte und Pflichten, die sich aus dem Gesetz ergeben, feststehen und lvenn sie so Vorsorge für den

,,worst case" treffen können, nämlich flir den Fall von Störungen in der Vertragsabwicklung. Klarheit
über das anwendbare Recht und über den Gerichtsstand zu schaffen, gehört deshalb zu den unabdingbaren
Bestandteilen der anwaltlichen beratenden Tätigkeit, Dass dies in der forensischen Tätigkeit eine nicht
mindergroße Rolle spielt, bedarf keiner Erläuterung.

I:i Durch die Rom I-VOa und die Rom II-VOs ist ein weitgehend vereinlieitlichtes europäisches Kollisions-
recht für vertragliche und außervertragliche Schuldverhältnisse geschaffen worden. Schon die Erwägungs-
gründe für beide Verordnungen erklären es zum allgemeinen Ziel dieser europäischen Rechtsakte, eirren
Beitrag zur Rechtssicherheit im europäischen Rechtsraum zu leisten.6 Dabei ist die Verschränkung von
Intemationalem Privatrecht und Intemationalem Zivilprozessrecht zur Herstellurg von Rechtssicherheit
und Vorhersehbarkeit ein entscheidender Faktor.T Während das außereuropäische Internationale Ziviipro-
zessrecht im Allgemeinen und auch das durch die Brüssel Ia-VO8 normierte Europäische Internationale
Zivilprozessrecht durch die dort vorgesehenen Wahlgerichtsstände ein ,,forum shopping" im Irrteresse des
jerveiligen Mandanten emrögiichen,e llihrt die Vereinheitlichung des Kollisionsrechts zu einer deutlichen
Einschränkung der,,Wettläufe" um den Gerichtsstand, zumindest im Bereich denEuropäischen Union, Das

o,forum shopping'( eröffnet zwar den Parteien im Falle eines Rechtsstreits erhebliche Angriffsmöglichkei-
ten und schafft insbesondere für die anwaltlichen Berater und Vertreter die Mögliclikeit zum Nachweis ihrer
anwaltlichen Kunst,lo ist aber - so legitim es istll - durchans auch ein rechtsstaatliches Argernis. Insofem
war die Brüssel I-VO nur ein erster Sclritt, der durch die Rom I-VO und die Rom II-VO seitre Fortsetzung
gefunden hat.Zww ist es sinnvoll und richtig, Wahtgerichtsstände vorzusehen,l2 sie eröffuen jedoch ohne
ein einheitliches Kollisionsrecht häufig die Möglichkeit, es dem Wahlrecht des Klägers zu tiberlassen,
welches Recht auf eine bestimmte Rechtsstreitigkeit angewandt wird. Der anwaltlich beratene Kläger wird
als Kriterium fiir die Auswahl eines eröffneten Wahlgerichtsstandes stets das liir ihn günstigere materiel-
le Recht berücksichtigen, das nach den Kollisionsregeln des Gerichtsstaates angqwandt werden würde,
wenn denn keine Rechiswahl getroffen wird. Durch die Vereinheitlichung der I(olliöionsnormen durch die
Rom I-VO und die Rom II-VO fällt dieses Kriterium zumindest innerhalb der Europäischen Union' ftjr
die in den Verordnungen geregelten Rechtsgebiete weg.r3 Dies gilt jedenfalls dann, wenn sichergestellt
ist, dass das zuständige Gericht das ggf. anzuwendende ausländische Recht auch richtig anwendet, was

3 Kropholler IPR S 4 IV 30.
4 Verordnung (EG) Nr 593/2008 des Europäischen

Parlaments und des Rates v.l7.6.2008 tiber das auf
verlragliche Schuldverhältnisse anzuwendende Recht
(Rom I), ABl,200B L 177,6; Berichtigung in
A81.2009 L309/87; in Kraft seit dem 17.12.2009.

5 Verordnung (EG) Nr 864/2007 des Europäischen
Parlaments und des Rates v. 11.7,2007 über das auf
außerveüragliche Schuldverhältnisse anzuwendende
Recht, AB1. 2007 L 199, 40; in Kraft seit dem
11.1.2009.

6 Erwgr 16 S, I zur Rom I-VO bzw Erwgr 6 zur
Rom iI-VO; s. hierzu auoh Rauscher EuZPR€uIPR/
v. Hein Rom I-VO Einl, Rn. L

7 S. hierzu auch GebauerÄViedmann Einf. Rn. 185.

8 Verordnung (EG) Nr 4412001 des Rates v.22.12.2000
tiber die gerichtliche Zuständigkeit und die Anerken-
nung und Vollstreokung von Entscheidungen in Zivil-
Lrnd Handelssachen, ABl. 2001 L 12, 1, geandert durch
die Verordnung (EG) Nr 1791i2006, AB1. 2006 L 363,
'l; novelliert durch Verordnung (EU) Nr 1215/2012 des

Europäischen Parlaments rmd des Rates v.12.12.2012
über die gerichtliche Zuständigkeit und die Anerken-
nung und Vollstreckung von Entscheidungen in Zivil-
und Handelssachen, AB1.2012 L 351, 1, in Kraft seit
dem 10.1,2015; * Rn. 56-60.

9 Mankowski RIW 2003,2 ff,
10 Vgl, Kropholler FS Firsching, 1985, 165; Schack Int-

ZivilVerfR Rn. 271 ff; Geimet IntZivilProzR
Rn. i095 ff.; s. hierzu auch Schütze RIW 2005,
579 ff.; Paulus RIW 2006, 258 (260); Hess AG 2005,
897 ff,

l1 Zur Beder.rtung des fonrm shopping bei Kartellscha-
densersatzklagen und den Auswirkungen der Kartell-
schadensersatzrichtlinie vgl. auch Wurmnest NZKart
2017 ,2 ft.

12 Vgl. dazu Brand FormB ZivilVerfAuslandsberührung
A. I. 3 ff.

l3 Vgl. Lagarde RabelsZ 2004,225 (230); s. auch
Rauscher EUZPR/EUIPR/v. Hein Rorn I-VO Einl.
Rn. 1.
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leider keineswegs immer-vorausgesetzt-werden kann'la Dass es deshalb nur in begründeten Ausnahmefdllen

qinnvoll ist, durch Genchts;l;;s- und Rechtswahtrr"..int*rtg"n vorzusehen, dass Gerichte - wo auch

ää";: ilu,.n'i*,not' neetii anwenden müssen' ist eine Erlahrung der Praxis'

Ein weiterer für die Praxis bedeutsarner Vorteil, der durch die Vereinheitlichung der Kollisionsrlormen {&

il"#ry:hä,,T:H'frtiffilim:.xäf rr 4:;;lf ;4ilä'l'!: ;:l,ööft #, -T#h:Tüli;
.veis''ng <1er deutschen roriirionoro,rn auf ausländiscl'tts [ec1't uö dt"tn Kollisionsnotmen umfasst'rb

weiter. Diese Bestuamung ääJ'Jüiüt ihre Bedeutung weitgehend.veriieren' Dies folgt einerseits

aus Art.20 RomI-VO für ää.tClt;he Scluldrecht rind anäererseits aus Art'24 Ro'II-VO ftir

rtas außervertragliche Sctruldiechi. Ää"tt a1s Art.4 Abs. I EGBGB gehen die beiden Verordnungen so

weit, die kollisionsrechtlldäV;;;;;.n ut. uu.r.tttitßtiche Sachnoimverweisungen zubetrachten' also

vorn prinzip der Gesamtvä.i*rg Ärr-s@C .zu.nehmen.l7 
Aufgrund der,Tatsache, dass innerhalb der

Europäischen Union für Oi.tl ft4"i.?i* ohnehin die Kollisionsnoimen vereinheitlicht sind' körulten auch

ohne diese Bestimmungen ild*;;. w"iterverweisungen bei Sachverhalten mit rein inner'europäischem

Rechtsbezug nicht mehr 
"ot[ät""".it 

uachdem allerdTngs die beiden 
-Verordnungen 

als Bestandteil der

ieweils nationalen lnternationalen privatrechtsordnungen"zum unmiflelbareu nationalen Kollisionsrechl

äe.vorden sind, wird d", vJ;;l;; Rück- und weirervJÄeisung im.wesentlichen wirkune in solchen Fall-

[orrstellatio'en entfalten, in denen Bezüge zuorlttrraäte"-äuÄErhalb der Europäischen Ünion bestehenre,

oder in denen zum netpiet in Schiedsiereinbguttgen rnit der Rec6tswahl zugleich die am Schiedsort

seltenden Kollisionsnonn;;;;;;;;;ä"t" D;;^th att, tt no^ III-VO2r sowie durch Art' 15 EuUnth-

?ä:,"ää ilä'il:il;' üü:#;ü;;;;änunrzi tu das prinzip der G_esam-tverweisung auch für die

Bereiche des Scheidungs- rrtO BÄ.".fttt ausgeschlosien -oden' We i' der Rom I-VO und der Rom II-VO

rvurde dort nonniert, O.* 
"""" 

.i".t int.*uiionut privatreohtlichen Rechtsverweisung nur noch die Sach-

noflnen umfasst ,ina. So,nii*i.i Ätt'q eUs. t nC'gCB zunäcirst lediglich noch für sachenrechtliche und

sesellschaftsrechtliche Fragestellturgen Becleutung t auen, atso ftir allelanderen,Rechtsgebiete weitgehend

:;är;ff;;d";"Ä"i'är.t""rcir.*r"ita .i" .rr''.ori"h.. e;it ug zur Rechtssicherheit und zur Vorsehba'keit

des anwendbaren Rechts g.r.i.ä, der sich in der Fraxis segensreich auswirken wird.

Dabei konnte schon bisirer clurch die vedragliche Rechtswaht die für die Parteien so wichtige Vorherseh- '3

barkeit der Rechtsanwendu"g ri.fr"rg"tt"f1t-werde1. lies erkennt auch beispielslveise Erwägungsgrund 11

der Rom I-VOia1, *onu.i,'ä"i. Ä"ie"Rechtswahl 0.. pJ"i"n einer der Ecksteine des Systems der Ko11i-

sionsnormen im Bereich 0..-".ttöi.ft"" S.ftufOuttftliitnisse ist. Gerade im internationalen schuldrechtli-

chen Mandat liegt dort.i";; ;;;"b;l';.[unta. O"t U.tut"nOtn Tätigkeit des-Rechtsanwalts' Das Bedürfnis

nach Beratung ^* 
jeweits fiir Oi"-purt"i günrtigsten Recht im Vorield vo' Vertragsschlüssen wird mit der

rvachsenden Internationaülsi.].u,];d"' Wfi;chafrsbeziehungen weitet'wachsen' Dieses Bedülfüis werden

die meist nur n.rit ü,r"* näiio*ßn Recht vertrauten R..t]tu"tut.rinnen und -berater allein kaum er'fullen

14 So is1 bspw von englischen Untergerichten, die häu-

fis nicht mit Juristen aufder Richterbank besetzt

siid, bekannt. dass sie zrvar die Verpflichtung, aus-

landischen Recht anzuwenden, zur Kenntnis nehmen'

dann aber in Ennangelung näheler Kenntnisse des

ausländischen Rechts nicht etrva den Versuch unter-

nehmeu, den Inhalt des auslilttdischen Rechts zu er'

mittell,'sondern davon ausgehen, dass das ausländi-

sine näclt dem englischen Recht gleich ist Aufdie-
se Weise wenden sie dann im Ergebnis englisches

Recht an. Gegen derartige Unsitten in der Rechtspra-

xis sind natilrlich keinerlei gesetzgebertschen Kräuter

sewachsenl s. zur deutschen Rechtslage der Anwetl-

äuns der lex lori bei Nicht-Errnittelbarkeit des aus-

landlschen rnateriellen Rechts - fu).55
Kropholler IPR $ 24 III, 178; NK-BGB/Freitag

EGBGB Art. 4 Rn. 2 ff
Vsl. GrüneberdThom EGBCB Afl 4Rn l'
S."Cruneberg/ftrom Rom I-VO Art 20 Rn l; Grune-

berp/Thom Rom II-VO Art 24 Rn. l'
S. lierzu ausf. MiiKoBGB/l\4artiny Rom l-VO

Art.20 Rn. 5.

Grtlneberg/Thorn Rom II-VO Art.24 Rn l'
MüKoBcb/Martiny Rom I-VO Art 20 Rn 5; s aber

die Auslegungsregel in Art 28 Abs l S' 2llNCI-

TRAl-Modellgesetz llber die Interuationale Handels-

schieasgerichtöarteit von i985; s' hierzu auch BGH

IPRax t021, 544 rnAmn Pika IPRax 2021, 508

Verordnung (EfD Nr. 1259/2010 des Rates vom

20.12.2010 zur Dttrchführung einer verstärkten Zu-

sammenarbeit im Bereich des aufdie Ehescheidung

und Trennuug ohne Auflosung des Ehebandes anzu-

wendenden {echts; seit dem 21.6 2012, ABl 2010 L

343,10.
Verärdnune (EG) Nr. 4/2009 des Rates v 18 12 2008

über die z;siandigkeit, das anwendbare Recht, die

Anerkennung und Vollstreckung von Entscheidungen

und die Zusammenarbeit in Unterhaltssachen,

iJ,t. zoog l- 1,1 iVrn Art. 12 des Haager Protokolls

vom 23.11.2007 uber das aufUnterhaltspflichten an-

zuwendende Recht, ABl. 2009 L 331, 19, auf die

art. ts erUnUtVO verweist und der ebenfalls die

Rttck- und Weiterverweisung ausschließt'

üerordnung (EU) Nr 650/2012 des Euro.nä9chen lg-
f u*"nit unä ätt na,r:s't. 4.7 2012 über die Zuständig-

t"ii, aur unru*.ndende Recht, die Anerkennung und

Vonstreckung offentlicher Urkunden in Erbsachen so-

wie zur Einführung eines europäischen Nachlass-

zeuenisses, ABl. tol2 L 201'107; s hierzu ausf

Sim-on/Buschbaurn NM 20l2, 2393 (2396)'
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können. Aus diesem Grund wird die grenzüberschreitende Kooperation von Anwaitskanzleien weiter nt-

nehmen. Längst befinden sich nicht ni. di" urn Widschaftslebeti Beteiligten, sondem auoh die Rechtsord-

nungen selbsiim WettbewJ ptit dem ,,gundnir flir das deutsche Recht"z4 und der Initiative ,,Law Made

i" d."";;;;";ollte schon vor 15 Jahren durch eine konzertierte Aktion sowohl des Bundesjustizministeri

ums als auoh der Anwaltschaft ftir die Anwendung deutschen Rechts im intemationalen Wettbewerb der

Rechtsordnungen geworben werden. Viel hat dies-bisher nicht bewirken können' In diesem Wettbewerb

wird man nicht allein durch Werbung bestehen können, sondern nur dadurch, dass die Vorschriften des

;ild.; il;irt, un oi. E.r*o.misie des internationien Wirtschaftsverkehrs angepasst werden'26 Das

materielle Recht und das rechtsstaatliche Garantien umsetzende Verfahrensrecht stellen deshalb einen

bedeutenden Staldortvorteii darj1 Das neue europäische Kollisionsrecht bildet einen Baustein für eineu

solchen Standortvotteil liir die Mitäliedstaaten dei EU im internationalen Wettbewerb der Rechtsordnun-

;;;. t.; Standortvorteil flir den jeweiligen nationalen Gerichtsstand müssen sich die Nationaistaaten

äurch ein adäquates, reohtsstaatiichen Anfüderungen gentigendes und zugleich.modemeszs Verfahrensrecht

jeweils selbst sichern. Dem dienen die Bämühungen beispietsweise.der Bundesrepublik Deutschland um

äi. ninfüh*ng von ,,Commercial Courts", vor dJnen Rechtsstreite in englischer Sprache geführt w^erden

f.o*.r., Die'ernüchGmden Erkenntnisse der vom Bundesjustizministerium in ALrftlge gegebenen Studie

zu den Ursachen des Rückgangs der Eingangszahlen bei den deutschen Zivilgerichten3o belegen, dass selbst

in rein nationalen Rechtsstreitigkeiten häufig von cler Inanspruohnahme der deutschen Zivilgerichte wegen

J.r langen Verfahrensdaue, onä d", Unvorliersehbartteit dei Entscheidungen abgeraten wird. Unter diesen

Voraussetzungen aufinternationaler Ebene ftir den Gerichtsstandoft Deutschland ,n wefben, ist sohwierig'

Es be<larfdesäalb zusätzlich einer Ertüchtigung des deutschen Justizsystems durch Bund rurd Länder.

Wie tragi?ihig der Baustein des europäischen Kollisionsrechts als Standortvofteil fiir die EU in der Zukunft

sein wiid, wlrd sich anhand der ,".it.r.n Rechtsentwicklung zu erwell9ll habe.n.. von Hein hat zu Recht

ä;*"f;ttiö;r"t\1t d"5 b.irpielsweise die Rom I-VO zugleich der,,Materialisierung des deutschen und

."iäpäf..fi* rnn^..-6i.nl :z oaÄit diene die Harmonisierung des IPR nicht nur den Interessen des ltechts'

u.rkahrc und der Vorhersehbarkeit des anwendbaren Rechts, sondern auch der Durchsetzung von sozialen

Anliegen, was sich schon - in Abkehr vom insoweit weitneutralen IPR klassischer Prägung -,boispielswei'

.. g"i.ntib.. Verbrauchem und Arbeitnehmem in den Vorschriften der Art.6 und 8 Rom I-VO zeige' Dies

erkennt auch Er.wägung.g.una Zl Rom I-VO ausdrtickiich an, der die Bevorzugung der schwächeren Partei

zum Schutzzrveck der Kollisionsnormen erhebt. In dieser Tenüenz iiegen Chance und trisiko zugleich.Zww

mas ein erößerer Verbraucher- und At'beitnehmerschutz die Ak:zeptanz von europäischen Rechtsnormen

;ö";;il;;ili'*. oi. Üüe.frachtung von Rechtsanwendungsrecht mit sozial' und gesellschaftspclitischen

Äniiug.n f.u* aber zugleich als Hemäschuh ftir die wirtschäftliche Entwicklung und damit zum Mühlstein

24 Gegründet am 27 10.2008 mit dem Ziel, die Präsenta-

tion des deutschen Rechts im Ausland zu verbessem

rnd den Zugaug zu deutschen Rechtstexten zu er-

leichtem, vgl. dazu <http://www,bmjv.de/DE/Theme

n/EuropaUndlntemationaleZusammenarbeit/Buendni
sDeutschesRecht/BttendnisDeutschesRecht-node h

tml>.
25 S. hierzu Gilsberg AnwBl. 2014,946flf.
26 Vgl. bspw die Initiative des Deutschen Anwaltver-

eins zur Verbesserung der Wettbewerbsfahigkeit

Deutschen Rechts durch Anderung des AGB-Rechts
für den untemehmerischen Rechtsverkehr; Stellung-

nahme Nr. 2312012, abrsfbar unter <https://anwaliver

ein. de/de/ne w sro o nhd'2012'231 file=files/anwaltvere
in. deldownloads/newsroorr/stellungnahmenl 2012 lD A
V-SN-23-2012.PdF,

27 Brand NJW 2012,1116 (1120); Brand Grenzüber-

schreitender kollektiver Rechtsschutz, in Singor

S. 209 ff.; s. hierzu auch ausf. Kieninger Wettbewerb

der. Privatrechtsordnungen; Eidenmüller JZ 2009,

641 ff.; Rauscher EuZPR/EuIPR./v Hein Rom I-VO
Einl. Rn. 2; eingehend Wagner Dispute Resolution as

a Product, in Eidenmtlller S, 347 ff ; s. auch Wemicke
NJW 2017, 3038; Wagner NJW-aktuell 7 /2018' 12

(12f .).
28 Vgl.NetzerAnwBl.2018,280.

S. die Eckpunkte des Bundesministeriums der Justiz

zur Stärkung der Gerichte in Wirtschaftsstreitigkeiten

Lrnd zur Einfükung von Commercial Courts, abnrfbar

unter: <https:/ vww.bmj de/SharedDocs/Downloads/

DE/Fachinformationen/Commerci al-Courts-Eckpun
kte.html>. Allerdings dürften die nach wie unzurei-

chende Ausstattung der deutschen Justiz und der

Streit zwischen Bundesregientng und Ländem über

die Finanzierung der überfälligen Digitalisierung der

Gerichte kaum zur ErhÖhung der Attraktivität des

Jr-lstizstandorts Deutschland beitragen; vgl etwa den

emüchtemden Beschluss der Herbstkonferenz der

Länderjustizminister vom 10 11.2022, mit dem die zö-

gerliche Verstetigung des Paktes für den Rechtsstaat

und Digitalpakt durch das Bundesjustizninisterium
gerügt wird; s, auch Brand DR|Z2023'176tf'
Abschlussbericht zum Forschungsvorhaben',Erfor-

sohung der Ursachen dos Rückgangs der Eingangs-

zahlen bei den Zivilgerichten" v. 21 4 2023' 5.343'
abrufbar unter: <https://www.bmj.de/SharedDocs/Do

wnloads/DE/Fachinformationen/Abschlussbericht-Ei
ngangszahlen Zivilgerichte html?nn=110490>

Räusiher EuZPR/EulPR/v. Hein Rom I-VO Einl.

Rn.4 mwN; v. Hein Günstigkeitsprinzip im Intema-

tionalen Deliktsrecht S. 73 ff.

So auclr Schaub.TZ2005,328 (335); Mankowski in

Aufbruch nach Europa S 595 (598 l)

29
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:.,.i i:,.'.r, i !\jli :!!ti !i..'! !r't 
j l\i; : : l';i j: : ; ii i l i ! i 

-t 

ii.i"i ii';: ; !i.;i'it ii::1!-i t1! :l lt': ii i''':i'; ii

,,rr Hals der Altlalfliviläf del eulopäischcn. Reclrrso|drlung \veldell'l{ Dies gilr inshesondere datln' rtenlt

t;li,ili.;'-;,; '* ,t::l'::^li;ä','J;Till*:iffi5:$,?g.f;.*',"',f *';;i:liT:?iJlijlifrfJ"t'l
staridorlsicheruttc 

oY'^::,,:l'1i"h 
näherkommr, n ue 

"n"thuä 
t*;iveifelt rverden,3s zwar stehe' diese Bemü-

K-ollisionsno'rttl - tut:ä"^nt.169 
AEUV der einen rr"r,,"r värrr."".rielschutzstandard fordert; zu fi'agen ist

hriugoll iln Einlclang tntt at

ilao'rt.,, ot dies nicht *:' qtt;;;.t".t*itltt *::nj::::tltträt"' *it Utispielsweise die EU-Riclrtlinie über

.,lie 
Rechte der Ver.braucnerl6 und der.en Umsetzung in äätl"tt.i.t necht,'erzielt u'erclen sollte als über das

lT i::lilf l,]i'ili'lr*on,.clten Kontntission vorattgetriebene Fortenttvicklurrg des Europäischen lnter-

naliorralen pr.ivarrechrs oe"ll':ii;i;; ;;ll- ;;";;ltiit '"t"trtlitrt"t 
Beraterinnen und Bcrater ktinflig

nrehr clenn .ie rnit den n*g.,t'är, jiu.rnationalen p'iuuttJtlttt utrtr aut machen müssen' Erneut iu ihrer Ver-

ioutbar.u'g vo'r 3.8.2015 r;;#B;;;p**rU. ron.,,',irri;;;'ä* t;;ttverständlich deutlich gernacht' Dort

hat sie ausgeführt, aur, ,ruriniri',rt-irr. Privatrecht 
"u "intt 

tigo.tttändigen europäischen Rechtsdisziplin'

ienseirs de,arioualeu *r.,ri.'i.,, H,,üeii.drtuur.n.*.rd;';;;lit';;J;^i.ilt''t' dass sich kei'e Ju.isti' und

licirr Jurisr 
' 

diesern ,rr,"rr' ui.. ör!"r". i,"a di. V;if;i;;;': fie'rztiuersclu:eitertden Rechtsve'lrältnisse

p-eoräslen Iur.opa leisren ;a*;" ;';;;;er Enr^rvicklu;e uort "iäg.lt.n 
uild sich nicht über die ueuestc

trir*vickrurrge, uuroi.r.n,liä,"pr.-* rra *ung"bri"i.,än'iarrgr."iTrr.ra der turopäisc'e' uniorr aurder'

Laurerrden zu 
'alre'...,, 

,i"r"äiä nr ore berareirde üägl."ii ";t gi.ichem Maße,'wic tur die forettsischc

p,.axis. und setbsrversrarrori;; iäi';t,';'ä, ä1. e"*.röfi;Ä:'r;;r;.tt aLrch ftir dic Richterschalt' die sich

sreichermaßerr rn.' .,or.t,'u,''g.tii'ä.,. "rr"pti*h." 
K"lli;;;;;.g"in ,r...ttt fitrde, muss'is Diese' Dsc'urr-

iel zuruirrclesl lii,. oi. g...?"h.ä., ,,.nirgrirr,.n u,ra'äJä.'"E,tragtl.t''t't Schuld'eclrts übersichtliche. zu

irache', ist das Ziel d.. R;';-üö ,;;ü;' no,r', rl-vdläwi. in.t 
"et"it1t des Sc'eidiurgsrechts der Rom

ilivil;;i0.. ctt''itt des Erbrechts der EuErbvo'

Inter.nationaleSachverha'lteftihlenr-richtnurzuenveitertenPflichtenderanwaltlichenBerater'soudemauchi'"
zu er.höhten Anforderungei i" ä.,. 

""irri-uen 
praxis. a" ä*i 

"i"r.rrren 
Beispielen sei dies ve'detitliclrt:

Bestehen beispielsweise bei eiuer Beurlcundung zweifel an der Geschäftsftihigkeit einet'Veltragspartei'

treffen die Notarin oa.r oä N"i* ,"ra"ri"r.e I"fon;;;;; una etitl*ngtRRtttt"n $ ll Abs' I Be'rkG

siehr vor., dass frir 0." puii ourr'"i,t",r', Beteiligten 'lä^iti-uutotugutt*g 
dtu Notals die erforderliche

Geschäfrsftihigkei, l.rhu, fi; #;il"ö;;,ä;h;i ;ä;;"11. c""''in $-tt.at' 1 S' 2 Beu'kG soll der

Notal Zrveifel un a., .rro,äJri"iri,, ätirta{.ffitisk;i;^;;;utttirigttn in der.Nlederschrill feststellen'

i' cler Beurku'or,rgrrituu:tiäiäi, .r*.r,fi.nli.rt inranäoiä stitiiiätttt wi'd der Nota' sich also i' der

Regel darauf uerc1.,rant"n,-sil'il;-;;i;i cruprarü 'oit 
den Beteiligten von deren Geschäftsftihigkeit

isv gl04 Nr.2 RGB rr'ioli!äö" ""i-or.lcäi,1; 
ä.t Üt'r't,.at vätne'ke'' 611 Beu'kG verpflichtet

tlerr Norar. nichr, die cieschäftsfti6igkeit.icdes ro,,nr.rt 
'bJr.irigien iu tibe'ptüren.,sändern beslirnnrt nur die

Anrrspttichren in cr.n rart.,,. i;;;;;;JN"lu, z*tiläioä i?t:ät"rialtnhiglteit einer der Verlragspartei-

eu hat ocler 'o. de'en Fehlen tiberzeugt ist.3q BestehLtt täf"t U"i"itOeren Aihaltsouril(te' die den Zweil'el

an der Geschäftsftihigkeit begü'c1en, müsseu Notare *.L f..i"" Nachforschungeri arrstellen'ao Bei 'ei'e'

'rlancrsverrräge' 
werden ii" "irr"*i"'"0.r de' Notar d;;;;;h" v"lljäluigkeits'echt irn Blick habe' und

ercutuell 
'orwendige,Cerrehrnigungert 

im Sirute ""; öö ÄäÄ einüolen"sowie darauf hinrveisert' dass

der Vcrtr.ag bis zur. Erleiluug de' Geneltm-igung ,.tt*tU""äuntuitfouitt ist'4r Die Ceschäflsftihigkeit richtet

sich aber 
'ach 

den jeu'eiiig?ti H.in ut"ch;dei Pade;;;;";;;;i Pt"ble'r fti1't dass das ausländische

Geschäftslähigkeitr...r,t'i'itsJrrni;äii:ü;;; v;lüril;i;lrär,tr - l.i Erschienenen unterschiedlichel Na-

33 Vgl. liierzu grundsätzlich Brand N.lW 2017, 3558 ft
34 vgl. hierzu ällerdings belünvortend Eiderirrüller JZ

2009, 641 (651).

35 Vgl. hierzu auch Tamrn GPR2010,281
36 Rl- ZOttlS:lEU, ABl. 2011 L304,64, s hierzu anch

Sclrrvab/Giesernann EuZW 2012,253 ff.,s zur Klau-

selrichtlinie Graf v. Westphalen NIW 2013, 961 ff Die

Ulnsetzung der Verbraucirerrechterichtlinie in deut- 38

sches Reclit clurch das VerbrRRL-UG zB in $$ 312'

3l2a-312k BGB und Art. 246 ff EGBGB ist freilich 39

derad tnrübersichtlich und nahezu unlesbar geraten, 40

dass sie nur als r. isslungen bezeichnet werden kann,

s. zur Urnsetzutrg in deitsches Recht auch Wende-
lrorst N JW 2014: 57 7 ff ., Yr aLntre NJW 2015, 27 9 ff

37 Vgl. BekanntlnachungderGeueraldirektion.lustiz
und Inneres v. 3.S.2015; s. auch das pqlilvrsnf,,.lusti- 41

zielle Zitsatnmenarbeit in Zivilsaclren in der Europä-

Brand

ischen Union - Leitfaden für die Praxis"' abrufbar

,ut"r'-fttrot,i^p .uropa eu/de/publicat on-detail/-/pLr

üil.ä,i 
"'Jäqaur 

ioe-0aba-491e-8ae9-a0ff9d7e8535>'

S ;:a " SchaubJZ2005 328 ß29\"zudenAusu'tr-
Irnl.n uuf ai. Juristenausbildurrg beispiellrafL für

;;r;.;;;; Etrropaischen Zivilprozessreclrts vg1'

Scläuble/Kalten'baclr luS 2012' l3l lf
S.ilurU lZ ZOOS, 328 unter Berufung anf Reimann

Conflict of Larvs in Westem Europe -
ä."töf etr*C/Brernkamp BeurkG $ 11 Rn.2 ^--
ölä p*itti"n,Tu. DNotz 1-978, 506, vgl aLrch BGH

pllotZ fso:, 315 (316) rvo rler BGH betont' dass nur

;;i;b].[i"* Anlraltspunkten liir das Bestehen einer

ertJoi,AtU.titf'rung eine Prüfungspflicht des Notars

besteht.
MüKoBGn/Spickhoff BGB { 108 Rn l-3

I



tj*s anwnl{iisäle iV'?;inclat il'n ir:iey'rlalionaien {};'irtltrdreeht

n

tionalität, insbesondere rvenn diese zwischen 18 und 2l Jaluen alt sind - dem Notar in aller Regel nicht

bekannt sein u,ir.d. In einem solchen Fall mnss der Notar nach $ 17 Abs.3 BeurkG die Parteien darauf

hinweisen, dass agsländisches Recht möglichelweise zur Anwendung komnlen kann.a2 Es ist jedoch nicht

clie pflichi des Notars, die Parteien über den Inhalt des ausländischen Rechts zu belehren, $ 17 Abs.3 S.3

BeurkG.a3 Auch muss der Notar nicht bestimmen, welches Recht zur Anwendung kommt.aa Notarinnen und

Notare müssen clie Vertragsparteien jedoch beispielsweise darauf hinweiseu, dass durch die Anwendung

auslänclischen Rechts gegeiäeltblls äin höheres Volljährigkeitsalter gelten und deshalb der ztt berirkunden-

de Vertrag mOglicheileise unwirksam sein könnte.a5 Geht dann die so aufgeklärte Vertragspartei dennoch

licht der FragJnach der Volljährtgkeit ikes ausländischen Vertragspafiners nach, so wild sie aufgrund ihrer

eigenen Fahr"lzissigkeit nicht mehidurch Aft. 13 Rorn i-VO geschützt. Nach dieser_ Vorschrift kann sich eine

nul1nli"h. person, die nach dem Recht dieses Staates rechts-, geschäfts' und handlungs{iihig wäre, lqn.ulf
ihre, sich nach dem Recht eiles ancleren Staates ergebende Rechts-, Geschäfis- und Handlungsunftihigkeit

berufbn, wenn die andere Vertr.agspaltei bei Vertragischluss diese Rechts-, Geschäfts- und Flandlr.rngsunfti-

higkeit i<annte oder.infolge von Fahrlässigkeit nicht kannte (+ Rorn I-VO 41. 13 Rn. 15 f')'

Ahnlich bedeutsam stellt sich die Situation in einem zweiten Beispiel dar: Wenn an der Urhrnde eine aus-

ländische juristische Person beteiligt ist, rvilcl der Notar niclrt ohre Weiteres in der Lage sein festzustellen,

ob der ftir"diese iuristische Person Erscltienene tatsächlich vefretungsbefugt ist oder ob seine Vollmacht

von einen vertreiungsberechtigten Gesellschaftsorgan unterzeichnet wulde. Bei einer deutschen juristischen

person ist dies dur.ch den HanJelsregistet'auszug znmeist leicht feststellbar. In vielen ausländischen Staaten,

innerhalb wie außerhalb der Eulopäischen Union, gibt es aber keiri dern deutschen System vergleichba-

res Registerwesen. Wer beispielsweise ftir eine blitische Company with Limited Liability berechtigt ist,

Verträg"e ftir die Geseilschaft abmschließen ocler eine Vollmacht auszustelleu, er$ibt sich artfglund der

Unterihiecle nvischen dem deutschen Geschäftsflihnurgsmodell und dem bfritischen Board-System aus

den bei dem englischen ,,Companies House" geftrhrten Unterlagen nicht ohne Weiteres. Häufig wild ein

Beschluss cles Board of Direitors zur Vollmächtserteilung erforderlich sein. Ein Notar odel anch ein

anwaltlicher Berater, der über diese Fragen beispielsweise bei dem Abschluss und der Beurkundung eines

internationalen l;ntemehmenskagfuertriges ohne eigene Kemrtnisverschaffung und ohne zumindest eine

Belehrung über die rnögtiche Unwirksamkeit des Verlrages hinweggeht, geftilrdet die Wirksarnkeit des

abzuschließenden Verlrages. Wichtig ist deshalb schon aus Haftungsgründen, dass der Notar oder die

Notarin in der Nieder.schrift nmindist einen Vermerk tiber diese Belehrung aufirehmen' Allerdings dient

der Belehrungsvermerk lediglich Beweiszweckena6 zur Absicherung der Notare, wenn sie die Notalhaftung

vermeiden wollen, die nach $ 19 BNotO rnöglich ist. t
Dabei ist in Einzeinen durchaus unstritten, inwieweit eine Notarin oder ein Notar ihr Haftung in Fä1len

mit Auslandsberührung ausschließen odel eir-rschränken können. Auch wenn del Notar nicht verpflichtet ist,

tiber ausländisches Reöht zu beleluen, so1lte eine Haftung jedenfalls dann möglich sein, wenn sich ein Notat

tr.otz fehlender Pflicht dazu entscheidet, eine Belehrung üüer das ausländische Recht vorzunehtnen.4T Durch

die Einschränkung, zur Belehrung über den inhalt ausländischer Rechtsordnungen nicht verpflichtet zu sein"

wir.d sornit lediglich die Belehruigspfliclrt des Notars einerseits begründet und andererseits begrenzt, nicht

jedoch clie Haftirng des Notars.a8 Äeiaten deutsche Notare übel ausländisches Recht - wovon grundsätzlich

äbzulaten ist -, häften sie auch ftir I'ehlerhafte Beratung.ae Anstatt im ausländischen Recht zu beraten,

sollten auch Notare deshalb viel stärker als es in cler Praxis heute noch der Fal1 ist bei der Beurkundung

von grer-züberschr.eitenden schulcirechtlichen Rechtsakten die Zusatnmenalbeit mit Notarirulen und Notaren

irn A"usland suchen.50 Aufgrund der notlvendigen Beachtturg derjeweiligen Sou-veränitätsrechte der Staaten

und der damit verbundenän ,,ten'itorialen BeschränkLrng der UI'kundsgewalt"5l ist eine Zusatnmenarbeit

71wat nst nach jeweiligem Eriuchen des Notars möglich. Es ist jedoch erforderlich, dass auch Notare im

Zeitalter 6er GläbalisiJrung oder jedenfalls Europäisierung der Rechtsbeziehungen Mittel und- Wege finden,

gm ihre Auftraggeber auclibei gränzi.ibersehreitenden Transaktionen unterstützen ztt könlen's2

':i*

ia

43
44

45
46
4'7

s0

51

52

Amann MittBayNo11986,222 (227); s. a. Frenzl
Mierrneister/Frenz BeurkG $ 17 Rtt. 62.

S. dazu ausf. Bardy NiittRhNotK 1993, 305 (307)

S. hierzu auch BeckOK BeurkG/Kother BeurkG $ 17

Rn. 104 ff.
Schotten DNoZ 1994,670 (674).

BGH DNoZ 1974,296 (301).

Bardy MittRhNotl( 1993, 305 (307) mwN zum Streit-

stand.
FrenlMiermeister/Flenz BeurkG $ l7 Rn. 62.

Fretrz/lvliermeisterßienz BeLrrkG $ 17 Rn.62; Beck-
Notar-FldBiZnnrnerrnann $ 28 Rtt. 22.

Bspw. bei Unsicherheiten über die Verüetungsbefug-

nis ltlr eine ausländischejuristische Person durch

eine Vertretungsbescheinigutrg eines ausländischen

Notars wie sie $ 21 Abs. I Nr. I BNotO tiir den rtmge-

kehrten Fall der Bestätigung der Vertretr'urgsbefugnis

ftir eine deutschejuristische Person vorsieht. s zur
Gleichwertigkeit ausländischer Vertrehxlgsbescheini'
gungen Schippel/G<irk/Sander BNotO $ 2l Rn 11 ff.
Schippel/Görk/Püls BNotO $ lla Rn. 1

Fleischhauer DNotZ 2002, 325 (363).48
49
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F** anwaltiüehe Frfi andat

60

ünt !ntel'rratio natem $el'tuBdreeirt

'ßft

ll, Die anwaltliche Beratungspraxis

l.Allgemeines.DiekiassjscheanwaltlicheTätigkeitimirrtemationalenSchuldrechtpliedertsiclraufindienft
außergerichtliche berut"nce'Fräiääi""rr.r,, *;O dt" f#;'il;iliÄirgrttlt andetet'Jits' wobei zu leuterer

auch das VollstrecKuügsv.,i;ft; ä.irä*,^ä-.'4., o"t tiitä"ttt'iÄt?"ti*rt" Erfolg tur deil Mandanten

häufis werllos ist')ö Dabei *i'ääit-**'itliche Beratune"l-*-inittnutionulen Schuldreclrt insbesondere bet

m.enz-überschreir"no.n v.r#iluä;äü;; ;"a -"urärriilrä-ä"rr.n, Die anwaltliche Beratung wlire

ällerdines unvollsrändig *i3äiä;;ä1är1- 'dö#;;;'i" 
tl3 

'i"1f ii1''gerichtsfesten" 
Verträgen

ftihrt. also die mögliche g.ri.rrrii.n. Ä"seinanderselzu'ng in ier Be'ahrngsleistung nicht antizipiert' Bera-

rende pra.xis ist deshalb 
"n',iJ 

iäi."rr..irä'ErrA,*1g d;*"';üi;' öit?gilt ins"besondere desltalb' weil

der rechrsnchena. VunauJi'".lJ',ä"rärr är. "r*ultii.#ä",uitine 
g"gtn.d--e1.',worst case"' nämlich den

Fall von Leishrngssrönrnr.ll 
'ilLää:ääli;i;;;JäJri.Ä.id"'ietrichtlichen 

Auseinandersetzungen

absichern möchte.

Dabei besteht eine der geftihriichsten Fehlerquellen.in der anwaltlichen Beratungsoraxis im schuldrecht "g&

häufie dar.in, dass die g;#;;;ä;;it.nä"n irp"*te^dl,'an*utrtic''en Beratung"ütersehen werden' Der

ManJant, der reinen A,r#;ää;;i,iäi-Äffg.it.ine"öeschaftsbedingungen 
zu entwerßn' geht mogli-

cherweise wie setbsrverst;ffä"äil;-uur, Oär, di."t."liü;;;;"t" ä"ör'tantUedingungcn sowohl ftir

nario'ale vertragsabschlüräi]';öfirt ö=,rrtit.*.r,rJtenJE vertragliche Beziehungen eingesetzt weroen

können. Es ist daher ai" üä?uääirä"ruitii"rr.n B.;;iä;B;glnn einerderartigen Beratung lestzu-

stellen. ob sich licht *ou][tiJrä.ä ä"räügfr"ry.ri""ä."b.'uet, insbesondere zu Nicht-Eu staaten"'

ere.eben können. Bei der il"*t.*ö";;'brlq."l*'jä äi#TFlff*:'*?"""*m.1':t#ftl':*

ffflg;ykhiT*.,*'X";'X*'pli$!"'ffii,äT:i:*?x"lii:'.;ü""ffi 
!'""ä"r"'a"r'".

verziehen oder nach a., e*i.t,""ä-eines Tesiament'.:"iäöitü"etnt*ioat im Auslarrd erwerben' die

nröglicherrrueise irn e.r.gärliirJä 
-u.rona.r.t 

vorr'.rt'iät" iil ilfini """ 
Art' 30 EuErbvo unterliegen'o'

Die zunehmend. rn,"*u,#nlii'ii.ä"ää; i;;ryrb.';'hö;;';ngt 
uus diesem Grund den anwaltlichen

Berarer dazü, si.h in jeoi'i'il;ä;? äartiu"r b.*t::l';;";;i'"äf"ltetttnenfalls kollisionsrechtliche

Fras'estellungenuuRuu.l'.n.t.onnen,dieimergebnisäan";uu.l'''*BeiassungmitdenrmaterieltenRecht

ll*l*"'x*T:Ti:trä1Hä"?,::ä"1.h _ nuto,g"näß, we'es^si;h 1m 
Kolrisionsrechtrrandert 1&

- keine Regerungen ,,* ,.ääiirÄ.n'ü.i*,.rn. t:äi;i'?;iffi i'ät'l n"*.r-vo bestimmt' dass die

Rom l-VO unbeschader dei Regelung des Art. lS R;"i?ö'r; Beweisrecht nicht flir das Verfahren gilt'

53

54
55
56

Neusefasst durch Beschluss der Konlerenz der Nota-

.iä #;;ö;;Jren Union (CNUE) v e lt 2002'

"ät ä.itÄ.ft.i llotariat ratifiziert am 4 42003;

nNoZ 2003.72.
outu uutf SchiPPel DNoZ 1995'334

s"rriooJlco*rüls BNoto S lla Rn 11'

iä:t k;;.;;i. u'i r'l'tenoe' zu'timmung nicht 
.

l;ä#il;ili0.* u'tu't"n' Schippevcörk/Püls

BNotO S 11a tui 12

;. ;i;;; auch Schaub JZ 2005, 328 (32e) ----,
i 

","a"til1;";ni*i.t't*gtn 
bspw G-Ö^ssl NJw

\nii.iüs i sowie BGH NJw 2014' 702

ilt.';#ü;ffiniti"*ng at' verbrauchenechts in

ä* äuli*rii"r.n sich beim grenzüberschreilenden

Rechts- und Wirtschafsverkehr zwischen EU-Mit-

"ll.J.r^tt." 
itlsoweil manche Probleme'

i-"ärIlözr l.ut"n in Deutschiand ca 1'5 Mio ge-

,nirJi-nationat" paare lm Jahr 2013 waren In

ijä-i.äniäi'Jz x.ller Ehen gemischt-national' dieser-

Xiliäi.l' uo ,o;iei*a gtelögeutieben lm Jattt lee6

it.t" är.t "tt: 
X; vgl 

-Statistisches Bundesamt: ak-

ä:iäää6;is ib'ufbar unter <https://www des

ratis.de>.
f"iiiJtt- *tn noch zu detn inzwrschen rnit Intuaft-

i*äilöue;ünb aufgehobenen Art 3a EGBGB

BachrnaYer BWN oA 2009, 28'

61
57
58

59
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In der Rom II-vo finclet sich eine parallelbestimmung in Art. 1 Abs.3 ynd mit dem Bezug avf Art'21

und 22 Rom II-VO #;";^.i,*itlg., n .frtree;h;fi.-*d ^* Beweisrecht' Somit behalten die Mit-

sliedstaaten die Freiheit, grundsätzlich ihr eigenes ä.*"itt"iiiti"nsrecht anzuwenden'62 Auf Beweisfragen

iult" Ärre.*"inen die lexfori anzuwenden'

;i$ Art.21 Romr-vo undi"r vom wortlaut ig_entische Art.26 RomII'VO sehen - wie auch zuvor schon

Aft.6 EGBGB "".h 
;;;'Jä'";ri";d.r +"l1iri"tt;;;li- eine von Arr.rts wesen zu berücksichtigende

Ausnahme 0., an*"näää'ä.r""ä.f1-4., j.*"iiis;;-ü;;o'dnung bezeichnetei Rechts vor' sofenr die

Anwendung oi"r., r<Ji'ir?."r"ää", ü'l-"iirJr,-".;?ä,ö1,;"# pätir'l;t* staates des angentfenen

Gerichrs offensichtlicrr u;;;;il; iri t- no,nljvö'nti. )i"nt z'mwN) Dies ist der kollisionsrcchtli-

che ordre public-vorieu:au. öä",rrrr. c..i.rtt. otiä .äüä* "-r 
grunälegende Wertvorstellungen des

deutschen n."',t, r.roü'ig ffii;;;;'";'u"re.r.riih ;i#""i["titt A6wehrmtslichkeit gegenüber auslän-

dischem Recht, znm ;;;r." ä; ü;grichkil, orJ.lg.t"tä*näi.e*ot" inrilaischen wertvot'stellungen

durchzuserzen.64 Beis;ielsweise hat das o.Lc. Fr;"kF;''"ii"i iiait prrblic'Yetstoß in einern Fall bejaht'

in dem das un*."ouolr" ä"riariir"ir. n".rr, au, ü"rl*ot irt-ättttttn1i"brauchs nicht kannte'65 Der BGH

hat einen Verstoß #';;i;ii-il;;"r,",*, drä";'il;s;;t*h den Staat a|lr zattlws in Anspruch

senofi,*en wird, nachdern der staat dem BrirgeJi.rr."-,i"r.il. am Hauptschuldner entschädigungslos

Znrzosenhatte.66 Es irlj.aor*, zu beachten, da* h;;ilf"""ät' lufitefitOttuaten untereinander die kolli-

sionsöchtlicle "'d'"";l'äi;"iont,o[t 
äu"r't.d*'ä;t;to;;it"Jt" pt"Tttt der Rechtsangleichung immer

stär.ker zurüc*rir, ""ä 
Ai.la"rnr*'*. a**"f lt'oi insUesondtre im Vertragsrecht spiett det ordre public'

zumindest bei der Anwendung von Recht eines ."iäE"ü:Mitg6at*uttlut deshalbeine nurmehr unter-

geordnete noil., 
^^äi"i.r.'w"rtentscheidunget"u.täräi"ttrt"ionoeranttnüo1rngsn 

(Art'7 RomI'Vo)

oder Eingriffsn".".*il;:; d;* i-y"6J-r<onuä;ä;ä;;.rr.irt oi.''i* Änwendungsbereich der

Rom II-vo, we' oas ä;.1i; R;.h, i.. u"6Ä"r*rääri"rr." i.rr"ia"erhältnisse i' den Mitgliedstaaten

lltiä,u niortt utreinheitlichi ist'70

.i6WanneinverstoßgegeninlandischeWertvorstellungenvorliegtundwasdarunterzusubsttmierenist,ist

nicht immer anruon äiü"ritffi;;1" äA;;;ffiä;i"i"f"d"'ira,' p,fttic ratrendie Grundprinzipien

und Grundwertu"g."lr; j;;iiig.n i*t*nut.n R.äril;,t"clipi. c*nott"ttte stellen dabei den wesent'

lichen Bestandtell des-äeitsctre i ontre publicd".." W;il;f sinO Oie Schranken des Unionsrechts bei der

Auslegung ona a"*närilää "ä iyn1i"^.;"#ä;;opai*"ttt 
Normen wie die Charla der Grund-

rechte der Europäischen Uäion?3 und clie Europäffi; M;;;ililhtsl<onvention (WRK)74 sind ebenfalls

Besrandteit 0., m.Ääutii'.ä *J.oropair.ri;;if;ililö'dnong'" D"' EuGH hat dabei die Aufgabe

..über die Grenzen ^ *a.t,.n, innerhalbderen.";;ä;ä;t"hi.inä v.rt onrstaates auf diesen Begriff

itützen darf..76 Er*;sr;;;;;;äi ;;, Rom 
'-Vo 

sowie Et'wägungsgnrndä2 der Rom lI-VO betonen

zudem, dass dt" AJäffiü'ä.V;rb.hrl rn ;i;J;;; ."n.iet#ot"ri"r'en Umständen gerechtfertigt

ist. Von 0", a,n*urtJJiluä,.i"äajä, .i" gr"n.rärt""r"n,äti"n.-,i,"n der Richterschaft anschließend ein

großer Begründu"gJ;tu;;1";;1.;;i,;; ;11' dt"äääö?;äÄ*r"rt*a mit der Annahme eines ordre

nublic-yerstoßes sinä und vielmals nur l.prd.t ;ilü;*tiit* e"gru"dtrne feststellen' dass ein solcher

irichr vorriegt. s" r"ü[,'i,"'j;ir, äörz ou, br-ciääöäti .in.r no,r, Ehegatl"i sestellten Scheidungsantrag

unter Anwendung ti.irkische' Rechts mit d., ;;;;i;*g ab, dass verheirateä Frauen im vergleich zu

eeschiedenen frur#'ä" iräträÄ.*tr"" b..i'tä".;,ä'?i. bfttftutt daher ein schutzwürdiges Interesse

äaran habe, nioht duÄ eine scheidung i" ihr;;'i;;;hen degradiert.zu, werden' Trotz Zerrtittung der

Ehe *r.rrde die Auflrebung der Ehe out 
", 

u"r.ugi.ü ffiil; M;;ii"hkeit,^im Fall einer gescheiterten Ehe

geschieden ro *.ro.nlärir,-Äusflu$ a"s persori.ti"rrä räil"iittt;rto aus Art' 2 GG ist und somit der ordre

Dss aetwaltliehe flfi andat

62 Vsl. BT-Drs 10/503,68

Z1 rtl"ur<ledelMuninv Rom t-vo Ar1 2l Rn l: NK-

;äb'/ü;1"*tkv/s;hulze EGBGB Art 6 Rn 2s ff'

64 Vfuf""ecBtLa"iiny Rom i-VO Art 21 Rn l f
;; öiä r'antrrrtnvr' iPRax 1981' 16s (176); so 

111h

iÄö i"iri"-s.^"denburg, BeckRS 2020' 22470'

66 BGH NJW 1992. 3096 (3103 t)'
Z; Fäuri inLv.tr'mschulze Rom l-vo Arl 2l Rn 2l

irä"t.it"t erZpn"EuIPR/Thom Rom I-Vo Art 21

Rn. l.
68 ;;; R"rrr t-Vo beansprucht aber gem Art 2 die uni-

7.t=äl.'nn*""4*ng, gilt ulto auch gegenüber Drrtt-

staaten - wie im Übrigen auch im Bereich der auljer-

täätäär"i "" 
i.rti'tduä'haltnisst Art 3 Rom {l-Vo; 

.

."it'i*ir'iäi,.ft MüKoBGB/'lunker Rorn Il-Vo Art 26

Rn. l.

irn lntec'nationalen $chr"lldre**ti

69 MtiKoBGB/Martiny Rom l-VO Art'21Rn 2'"/

70
7l

+Ptn.22f.
rnrt'rcoÄäe/Junt.r Rom ll-VOArt 26 Rn l

'a"""rt 
f"iV.rrrnyschulze Rom I-VO Art 2l Rn l mit

Verweis auf BVerfG NJW 2004' 309s

*1t."fl"iä"ZpUEulPPJThorn Rom I-VO Art 2l

$lr1,r rooo, ABl. 2ooo c 364' 1

v 4.11.19s0, BGBI. 1954 rr 14

f"""ti l"tvlnrVschr.rlze Rom l-VO Art 2l Rn 3l

ättt"ti.itirta.v"r/Johann EMRK Art l Rn 27'

i.äüää ä ioöö - c-7les, slg 2000 l-le3s = Nlw

2000. 1853 (1S54) - Krombach

äö'du',ie* I i.zorz l7 uF 3s2l11' FamFR 2012'

259.

73
14
75

16

77
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Fa;s ar"rvrragtä!utr* tqll*rnqjett irn it'ltertr*ti*ln;:len $ehulclreeht

nthlic-yorbehalt durchaus einschlägig gewesen wäre,78 wurde nicht diskutierf.Te VielmelU wurde nur oiure

weite''e Begründrurg festgestellt, dass ein Verstoß nicht vorliege'

2. Beratende Fraxis im Zusammenhang mit der Rom I-VO. a) Rechtswahl. Insbesondere die Beratung im "A"i

".,o"Jfi.f,* 
Schuldrecht erforded die-Berücksichtigung kollisionsreclrtlicher Regeiungen. Die rnangelnde

f<fu*ät über das anwendbare Recht stellt ein unltalkulierbares Risiko bei genzüberschreitenden Vertrags-

ut.üfüg.n dar. Solange das materielle Schuldrecht weder innerhalb der Europäischen Union noch gar

O*tiUr. hinaus harmonisiert ist, kommt der Feststellung des anwendbaren Rechts eine Bedeufung zu, die

ti'Ufiuupt nrcfrt überschätzt werden kann. Eine jede Vertragspartei wird darauf bedacht sein dafür zu sorgen,

;;;; ;; für sie ginstigste Recht auf eine värtragliche Beziehvng angewandt_wird' Sicherzustellen ist

äi.r r" ehesten J'urctr eine ausdrückliche Rechts;ahl, die gem. Art,3 Abs. 1S.2 RomI'Vo nicht nur

g"rjrätrfi*t zulässig ist, sondern vom Verordnungsgeber in Erwägungsgrund 1l Rorn I-VO als einer der

:;;krbi"; d6 Systeäs der Kollisionsnormen im nereictr der vertraglichen Sclruldverhältnisse" bezeichnet

älra.to Oi. Recütswahl erfolgt in der Praxis häufig durch Anwendung von Reclrtswahlklauseln in Forrn

u* ÄCg. Dabei wir.d die Reof,tswahl in den AGB däs Hauptvertrages wie ein eigenständiger Verweisungs-

u't.ug U"f*r,aelt.81 Die Frage, ob diese Einbeziehrurg aber auch wirksam ist, richtet sich nach dem von

den parteien gewählten Recfit, Ueispietsweise bei der-Wahl deutschen Rechts nach den $$ 305 ff. BGq'82

öi. V"t*.nOring von Rechtswahlklauseln in AGB kann stets darur zu Problemen ftihren, wenn die Parteien

,i.t, *iO.rrpr."frende AGB als Grundlage für die Rechtswahl stellen, lm Falle einer solchen, in der Praxis

oft,nul, uuft."t"nden Kollision der AGä muss geklärt rverden, inwieweit dennoch von einer wirksamen

Reclrtswahl ausgegangen rverden kann, insbesondere nach welchem Rechtsstatut die Wirksamkeit der

ÄGB b.rrt"ilt viitä. Oi. Rechtsprechung hat sich dazu noch wenig geäußert,83 von der Literatur wird das

problem kontrovers beurteilt. Zugr einei wird vertreten, dass man mangels erzielten Konsenses zwischen

den parteien bereits eine wirksame Rechtswahl scheitern lassen müsse und an den Hauptvertrag yach,\rt..a

nA i.lO 
"fr:rktiv 

ankntipfen solle.sa And-e,r'e forderten eine Einzelbetrachtung der Rechtswahlklauseln

nach der jewäls berufenen Rechtsordnung.ss Es ist deshalb die Aufgabe der anwaltlichen Berater, eine

Kollision der Rechtswahlklauseln - wie d'er AGB insgesarnt - schon von Anfang an zu vetmeiden und

die Durchsetzung der von ihren Maldanten gewünschten Rechtswahl zu erreichen. Dies ist naturgemäß

auch eine Frage äer Verhandlungsstär'ke der ariden Vertragsverhandlungen beteiligten Padeien' Häufig wird

i' Vertrassverhandlungen auch"der Frage von kollidierenden AGB insgesamt keine oder nur eine geringe

ä.d.rt""ä t-iÄ.?r.trä. SrtUrt wenn die AGB Verhandlungsgegenstand werden, wird den meist am Ende

der Drucliweft verzeichneten Rechtswahlklauseln keine größele Beachtung mehr geschenkt, weil man *
wie an den Gerichtsstandsklauseln86 - daran den Verhagsabschluss insgesamt nicht scheitem lassen möchte'

bies ist allerdings gefahrlich und kann zu erheblichln Nachteilen bis zum Rechtsverlust im Streitfall

flihren. Es ist deJhalb die Pflicht des anwaltlichen Beraters, zumindest auf diese Problematik hinzuweisen

und Lösungsvorschläge zu rnachen, auch wenn am Ende die Vertragsparteien_aus kommerziellen Gründen

bzrv. um dJn Vertrags;bschluss nicht insgesamt zu geführden, dieserr Rat gegebenenfails nicht folgen.

Trotz des bereits beschriebenen hohen Stellenwerts, den die Rom I-VO der Möglichkeit zur Wahl des an. ßts

wendbaren Rechts im Rahmen der Privatautolomie beinrisst, sind dieser Rechtswahl durch die Ronr I'VO

r";h C1."t;;ggsetz1. so sieht die Verordnung zugleich eine ganze Reihe von Einschränkungen der Rechts-

*a1t uor, die v"ön den beratenden Anwältinnei unä Anwälten beachtet werden müssen. Zv'ar gilt grundsätz-

lich, class die Freiheit der Parteien sogar so weit geht, dass sie die Anwendung eines Rechts vereinbaren

können, das i1 keinerlei Zusammenhaig mit dem Verhag steht. Es können aiso-die nach den allgemeinen

Koilisionsrcgeln an sich anwendbaren Sächvorschriften durch die Wahl einer völlig anderen Rechtsordnung

il;""gr;;iO"n.it So ist es beispieisweise häufig'bei Gewerbemietverträgen rurd Bauverträgen in den

78 ZB in der Entscheidung OLG Hamburg IPRax 2023,

90 rnAnm Duden IPRax 2023,49.
79 Dazu kit. Wagner, in Legal Tribune ONLINE,

14. 5.2012, abrufbar unter <http:/Avww.lto de/recht/hin

tergruende/h/scheidung-einer-tuerkischen-eheD; s.

zur Problematik islamischer Rechtstraditionen in der

deutschen Gerichtspraxis Bock NJW 2012'122; zt+r

grenzriberschreitenden Durchsetzung von gütenecht-

lichen Vereinbarungen nach islamischem Recht OLG
Celle IPRax 2021, 563 mAnm Loschelder IPRax

2021,527; zur vor deutschen Gerichten verlanglen

Mitwirkung an einer Ehescheidung nach iranischem

religiösen Recht OLG Hamburg IPRax 2021, 565

nrAnm Losohelder IPRax 2021, 527 (529).

80 Vgl. hierzu auch Mankowski RIW 2003,2 sowie

Magnus lPRax 2010,27 (33).

81 MüKoBGB/Spellenberg Rom I-VO Afi. 10 Rn. 195 ff.

82 ThodeNZBau201l, 449 (453).

83 Vgl, Dutta ZVglRWiss. 104 (200s), 461(462t).
84 v. Bar IPÄ BT, 1. Aufl. 1991, Rn. 45

85 Mankowski RIW 2003,2 (4).

86 Yg|. zu Art.23 LugÜ EuGH 24.11.2022 - C-358121'

NJW 2023, 33 ff. - Tihnan SA/Unilever Supply

Chain Cornpany AG, mAnm Finkelmeier; auch in
Großbritannien zB wird die Wahl des Gerichtsstands

durch AGB grundsätzlich für zulässig gehalten, vgl

Graupner AWD 1973,129f.; aA Cohn AWD 1972,

601 f,; s. hierzu auch Geimer/Schtitze Int Rechtsver-

kehr/Vorpeil S. ll56 (64, EL S. 14).

87 Stümer GPR 2011,236 (237)
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Das anwaltliehe Mandat im internationalen Schalletreeht

Nachfolgestaaten der Sowjetunion nach dem Fal1 des eisernen Vorhangs geschehen, Dort nurden wegen der

Un'sicherheiten, ai" ouJdrt g.ft"nde Recht mit sich brachte, häufig derartige Verträge dem atnerikanischen,

deutschen oder englischen iecht unterworfen' auch wenn keine der am Vertrag beteiligten Parteien einen

Bezug zu diesen n"cnt.orJ"rng"n hatte. Die'Rom I-VO setzt allerdings dieser völlig freien Rechtswahi

Grenzen,und zwar 
"i""rr.it. 

,"i"fte grundsätzlicher Art durch Art. 3 Abs.3 und Abs' 4 Rom I-VO als auch

andererseits in besonderer Weise flii bestimmte Arten von Verträgen, nämlich ffir Beftirderungsverträge,

Verbrauchervertrag", V.tri"h;ngs- urrd Individualarbeitsverträge clurch die Art 5 bis B Rom I-Vo So

sieht zB Art.3 Abs.3 R;WO;"r, dass von den Bestimmungen des staates, in dem alle Elemente des

Sachverhalts ,u* Z.itpunf.t 0., n .frtr*ufrf belegen sind, nichidurch die Wahi des Rechts eines anderen

Staates abgewi.t.n *ärJ.n kann; wenn und sowJit die Bestimmungen des Rechts des 
',sachverhaltsnahen

Staates" nicht dispositiv sind, also von ihnen nicht durch die Vereinbarung der Parteien abgewichen

kann. Dabei fallen uÄ sotctre gesti-mungen lm Sirure von Ar1.3 Abs' 3 Rom I'VO nicht nur Gesetze'

sondem auch Gewohnheitsrectrt.s Für anwa]tliche Berater bedeutet dies eine elhebliche Ausweitung ihrer

Au{klärungspflictrten, weit sie nicht nur über den Inhalt des dufch Rechtswahl bestimmten Rechts beraten'

sondem zudem auch die Bestimmungen im Sinne von Art' 3 Abs. 3 Rom I-VO kennen müssen ' die trotz

der Rechtswahi u"*.näiur tf.iU.n. ö1. praktische Schwierigkeit wird deutlich, wenn rnan sich vor Augen

hält, dass in einem V;rrgr;;;tält"is mii rein deutschem Inlandsbezug die Wahl eines fremden Rechts die

Bestirnmungen O.s O.utroiürn AGB-Rechts nicht ausschließt.8e Art. 3 Abs' 3 Rom I'VO macht es deshalb

unerläss1ich, oei oer watrt eines &emden Rechts in Fäl1en mit reinem Inlandsbezug Rechtsrat zu beiden

Rechtsordnungen ein uholen. Die Beschränkung der freien Rechtswahl in diesqr Art * so gute Argumente

man hierftir uu.n n',oJn ääg I u.O*,"t also eäe erhebliche Ausweitung des Rechtsberatungsbedarfs und

damit zugleioh des Haftungsrisikos Iiir die Anwaltschaft'

Ag fut. 3 Abs. 3 Rom I-VO verhindert folglich eine Rechtsflucht dulch Wahl einel anderen Rechtsordnung'eo

Zu berticksichtigen ist in diesem Zusämenhang, dass diese Beschränku'g,.die Art 3 Abs' 3 Rom I-VO

aufstelit, im Rahmen der schiedsgerichtsbarke-ii keine Anwendung findet'el vor a1lem im Bereich des

intemationälen Handelsverkehrs wärden Schiedsverfahren sehr häufig eingesetzt.e2 Die Privilegierung der

schiedsverfahr.ninro*"it..gibtsichaus$$1025tr ZPO.In$1051ZPOfindetsicheineschiedsverfahrens-

rechtliche Rechtswahlklaur"i Oir:.4*f, iäine Einschrankungen wie die des Art.3 Abs' 3 Rom I-VO vor-

sieht und somit von .i*r u.r*..nden Rechtswahifreiheit auigeht'e3 Von der^woh[ herrschenden 1\'[einung

ir:r ä.r. iit"..t"tea wirJ daher die Anwendtrng der Rom I-Vo auf Schiedsverfahren vemeint'" Dies ergtbt

ri"ft i- UUiig.r u.r.n L...itr uus Art. 1 Abs. ilit. 
" 

Rotlt I'VO, der Schiedsvereinbarungen alqdrückliqh ays

dem Anwendungrt.r.i.tr-J". Rom I-VO ausnimmt. Die Konsequenz ist, da1 die Parteien-bei rein in1ändi'

schen Sachverhuft.r l. V.rii,tr.n uor d"n ordentlichen Gerichien in ihrer Rechtswahlfreiheit durch Att' 3

Abs.3 Rom r-vo ue.cirantl,lm schiedsgerichtlichen Verfahren jedoch_ in dieser ,Hinsicht vollkomrnen

frei sind. ftir aie anwenÄni uon ÄCg-nä"ht bedeutet dies, dass lm Rahmen von Schiedsverfaken auch

bei rein deutschem tnianJssä.tv.rhalt durch die Wahl ausländischen Rechts die Geltung des deutschen

Rechts über Allgemeine Geschäftsbedingungen ausgeschlossen.werdel 5u*'nu 
Dies mag in bestimmten

Fallkonstellationen ftir den anwaltlichen Berater An'iass sein, die vereinbarung ausländischen Rechts.bei

reinen lnlandss^.t.,,"rhuit.n unter gleichzeitiger vereinbarung einer Schiedsgerichtsklause,l zu-empfehlen,

und zwar insUe.onO"re Jann, *"ä di" NiJhtanwendung des deutschen AGB'Rechts für die beratene

Vertragspartei von Vorteil sein kann'e7

88
89

MtiKoBGB/Martiny Rorn I-VO Art.3 Rn.87.

Thode NZBau 2011,449 (453); Kondring RIW 2010,

184 (186); Mr'rKoBGB/Martiny Rom I-VO Art 3

nn. eO; OLC Frankfurt/M. NM-RR 1989, 1018: aA

wohl Rauscher EuZPR{EuIPR"/Thorn Rom I-VO
Art. 9 Rn.49, der die Anffassung vertritt, dass es au-

ßerhalb des sachlichen Anwendungsbereichs des

Art. 6 Rom I-VO den Bestimmungen der $$ 305 fL

BGB am internationalen Geltungswillen iSv Art 9
Abs. 1 Rom I-VO fehlt. Angesichts der Entscheidung

des EuGH in der Rs, C-40/08, S1g.2009 I-9579

= EttZW 2009, 852 - Asturcom Telecomunicaciones

Sl/Cnstiua Rodriguez Nogueira, sind Zweifel an die-

ser abweichenden Auffassung allerdings angebracht

Ostendorf Schied sYZ 2010,234.

l(ondring RIW 2010.184 (186)

SchwabMalter Kap. 4l Rn' 1 mit Hinweis auf Berger

zuW 1994, 12, auch Stumpf-steinberger RIW 1990,

174: 80-90 % aller grenzüberschreitenden Wirt-
schaftsverträge enthalten heute eine Schredsvereinba-

rtlng.
Mcöuire SchiedsVZ 2011,251 (260).

I(ondring RIW 2010, 184 0S7) mwN; Kondring ZiP

2017 ,706 Ql}); Yaldini ZIP 201'7 
" 
7 (8 f,); ofl'enlas-

send Zollei/Geimer ZPO $ 1051 Rn. 3; ablehnend

auch HK-ZPO/Saenger ZPO $ 1051 tur' 2; McGtire
SchiedsVZ 2011,257 (266); MüKoZPO/Münch ZPO

$ l05l Rn. t9f.
Hierzu ist im Einzelnen vieles sfreitig. vgl MüKo-

ZPOIMüIIInZPO $ 1051 Rn 23 rnwN
Pfeiffer NJW 2012,1169ff", Ostendorf SchiedsVZ

2010, 234 |f .; krit. Aufdennarter Deutscher Anwalt-

spiegel Nr 1712012, 8 (10)'

dstendorf bezeichnet die strenge AGB-lnhaltskon-

trolle als ,,Hemmschrth für die Wettbewerbsfähigkeit

der deutscheu Rechtsordnnng", SchiedsVZ 2010' 234

93
94

95

96

97
90
9l
92
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$i;s ae*iirr-a Itliehc füÄanciart ir* inten'latlerr*ie* $*ktuäeJrse;F'; I

Wiilrrendgem.Art.3Abs'3RornI-VodieRechtswahlbeireirrenlnlandssaehverhaltenniclrtdieAn-",},(i
rvendbarkeit des zwingenden ini*Jt...rttt beseitigt, wird duroh Art' 3 Abs' 4 Rom I'Vo dieser Grundsatz

auf Binnenmartltsactrvernätte' ""rg.t.it"t' 
*.nä- Ol" Parteien 4as Recht eines Staates außer'halb der

Europäischen Union gewanlii;tb.;.tt Auf iiese Weise bleiben übe' Art' 3 Abs' 4 Rorn I-VO in solche'

Fallkonstellationen die ,*i"L.rrä." N""*n des uniionsrechts - im Falle von Richtlinien-Recht in der

von dem jeweiligen Mitglied"staat der lex fori umgesetzten Fom - anwendbar' Auf diese Weise setzt die

Rom l-VO einen Schutzwai um ,wingend. No*.,.n des Unions.echts bei der Wahl des Rechts eitres

tjrittstaates. Art.3 Abs. + nom t-VO ,Jil ulro - wie auch Art.3 Abs' 3 Rom I'VO - die "Flucht 
aus dem

eigenen Rechf'einschli.nficüä., Unionsrechts O.i aet fäfti tlnes Drittstaaten'Rechts verhindem'ee

Hingegen sind die Einschränkungen der Rechtswahlmöglichkeiten fürtestimmte vertragstypen dufch Art' 5 ti"E

bis g RornI-VO - *i" unrig.nJuuch rtach nationaleniRecht gem' $29c Abs' !1PO - im Wesentlichen

auf den Schutz des V.rUruulttrrt üav. der vermeintlich schwäJhettn Pat'tei gerichtet' Soweit nach diesen

Bestimmungen jeweils - troi, 
"in., 

anderslautenden Rechtswahl - die zwingenden Vorschriften des ohne

eine Rechtswahl anwenAUa]Ä-iL."{ zu beachten sind (für Velbrauchgl- md hrdividualarbeitsvertt'äge

sern. Art.6 bzw. Art. g nä,*r-vöj, oder aber die Recirtswahlmöglichkeiten insgesamt eingesclilänkt

#ffi("* Ä;il;;"gr- und Versicherungsverträge gem. A't'f una att' 7 Rorn I-Vo)' erhöht sich der

Beratungsaufivand etenfalls erheblich. Es 
"ÄOht 

,i.h a6er auch der Argumentationsspielraum iln anschlie'

ßenden Rechtsslreit.

Die wohl größten unsicherheiten im Zusammenhang mit der Einschränkung der Rechtswahl ergeben sich i:"i'

hingeger aus Art. S no,n r-tö.i6oÄrt.9 Abs. Z RoÄ t-VO sorgt dafür, dass die zwingenden Normen des

Gerichtsstaates, der"n Bint',altJng uon i.rn bett'offenen Staat zuiWahrung seines öffentlichen Interesses als

so enrscheidena unger.tre,r:"Jrid;t;; .ie ungeachtet der Maßgaben der Rom I'VO^' und damit auch des

nach ei'er Rechtswahl un *nou*.,1 Reclrts Giltung behalien (bingriffsnormen),r01 anwendbar bleiben'

Solche zwingenden Vorsctuiftä *.rO.n somit unab[ängig vor einei,möglichenveise getroflenen Rechts-

wahl und des gewähtten V;äJ;;.,il ;;;;*;;d;i" Üüerdies bestimmt Art' e Abs' 3 Rom l-vo' dass

zusätzlich de' Eingrift'sno*.nä.. Er{iillungsorts - und avar auch hier wiederum unabhängig von einer

rnöglicherweise getroil'enen Rechtswahl - Giltung verliehen werden kann, soweit diese Eingrifßnonnen

die Erfüllung des vertrags uire"rttnanig werden lassen. ob allerdings diesen Eingriffsnornell tatsächlich

wirkune verlieben werden soll. unterliegl gem. Art.9 Abs.3 S.2 Fom I-VO der Entscheidung des im

ö;:,i"?;fi.;ää;'i'ä.ää."6.ribefasstei derichts. Dieses hat dabei Ac u'd Zweck dieser Normen sowie

die Folgen zu berücksichtigen, die sich aus der Anwendung oder Nichtanwendung dieser Eilgriffsnormen

des Erfüllungsoltstaates ergeben würden. ln der Praxis *iift di.tt vorsokift erhebliche Schwierigkeiten

auf, weil sie den fingiifflnoÄ"n des jeweiligen Erftillungsortstaates- Geliung '"erschaffen kann' diese

aber - iedenfalls da'n, wenn der Erftillungsort im Auslanä üegt * dem anwaltliche' Berater zumeist

ffi;;,#äil ;ä;t:irj;i;;uweisen ist däaur, aurt Ä.t. 9 Rom"I-Vo nicht nur zu beachten ist' wenn die

pafieien sich aufei' a'wendbmes Recht verständigt haben, sondern auch dann, wenn nach den allgemeiuen

Vorschriften der VerordnunÄ au, foltirionr.echt ii Abwesenheit einer Rechtswahl bestimrnt werden muss'

In beiden Fällen muss 0., ä?*äitri.rr. i.rui.. r.rron bei der vertragserstellung sowohl die Eingriffsnotmen

der nöglichen lexfori als auch die Eingriffsnormen des Erfüllunlsorts kennen und berücksiclrtigen' Die

dadurch verulsachten unsicher.heiten in*der Rechtsan*endung sirid ailerdings nicht neu und nicht alleitt

ein Geschöpf a.. no,r,t-Vö]'ätf,fug.t";.tt ist jedoch insbäsondere der Ümstand' dass es auch durch

die Rom I-VO nicht gaung.n irt, äor Form'lieiung ei'es in der Praxis handhabbaren Eingriffsrechts

zu gelangen.loa es *U.Oe äen Rährtren dieses Beitäges sprexgen, ai,e 
{ts^l$unesgeschichte 

und die

dogrnatische' Grundlagen, die zu Art.9 RomI-VO g.iihrtltuU.", nachzuzeichnen' Insoweit sei auf die

Kommentierungen ,u art.'g RÄ I-VO verwiesen. A-n dieser Stelle ist deshalb nur auf die in besonderer

Weise problematischen Aspekte im Ralmen der anwaltlichen Beratung einzugehen'

98 Pfeiffer EuZ:W 2008, 622 (625)'

99 Staudinger/Magnus EGBGB Art.27 Rn 115'

I 00 Vgl. hieizu einärtrcklich Kunda GPR 2007, 210 {f ;

Sonnenberger IPRax 2003, i04 ff
101 Vgl. zur Begriffsbestimrnung EuGH 23.11.1999 -

c36gl96 uid c-zlaße , Slg. 1999 I-84s3 Rn. 30

: NJW 2000, 1553 - Arblade/Leloup; vgl. anch

Stümer GPR 2011 "236 Q37).
1 02 Gruneberg/Thom Rom l-VO Art g Rn 5; Ennan/

Hohloch Rorn i-VO Art. 9 Rn 13.

1 03 Vgl. bspw. zu den in Deutschland als Eingriffsnor-

mEn ungesehenen Rechtsvorschriften Grtineberg/

Thom Rom I-VO Art. 9 Rn. 6 ffl; Ennan/Hohloch

Rom I-VO Art. 9 Rn. 14 ff. sowie insbes * Rom I-

VO Art. 9 Rn, 15 ff
i04 AlleindieFülle derzuFragendesEingriffsrechts . -

veröffentlichten Literatur macht deutlich, mit wie viel

Unsicherheiten dieses Problem belastet ist, vgl inso-

wert die eindrucksvollen Schrifttumshinweise bei

BeckOK BGB/Spickhoff Rom I-VO Art 9 vor Rn 1

sorvie insbes. Ausf. Benzenberg Die Behandlung aus-

iandisoher Eingriffsnonnen im Intemationalen Privat-

recht.
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Trotz des Versuchs, den Begriffder,,Eingriffsnorm" in Art. 9 Abs. 1 Rom I-VO zu definieren, bestehen gro-

ße Unsicherheiten bei der Feststellung, was im Einzelnen als Eingrifßnorm zu klassifizieren ist' Nach der

Begriffsdefinition des Art.9 Abs.1 Rom I.VO bedarf es einerseits eines internationalen Geltungsanspruchs

u1d'andererseits einer überindividuellen Zielrichtung einer Norm, ttm sie als Eingriffsnorm bezeichnen

zu können.los Somit zäh1en nicht nur öffentlich-rechtliche Vorschriften, sondem auch Bestimmungen des

Sonderprivatrechts zu den Eingriffsnonnen, wenn mit ihnen nicht nur ein zivilrechtlicher Interessenaus-

gleich äer am Vertrag beteiligön Parteien, sondem zud^em übergeordnete sozialpolitische, ordnungs- oder

i,irtschaftspolitische7wecke verfolgt werden soilen.r06 Auch wenn im Einzelnen hoch umstritten ist,

welche Bestimmungen des deutscheri Reohts beispielsweise zu den Eingrifßnormen du lex fori iSv Art' 9

Abs.2 Rom I-VO gehören, kann festgestellt weiden, dass Besckänkungen des Außenwirtschaftsrechts,

des europäischen 1art. lOt, 102 AEUVI und des deutschen Wettbewerbsrechts ($ 130 Abs. 2 GWB)' gewer'

berechtliche VorscLriften, berußrechtliche Vorschriften irn Bereich der Medizin, das Arzneimittelpreisrecht,

der iulturgüterschritz, das Umweltschutzrecht, das Devisen- und Währungsrecht über Art' 9 Rom I-VO

Geltung bäspruchen können.r07 Ebenfalls für Eingri{fsnormen des nationalen Rechts gehalten werden in

Deutsciland Blstimrnungen des zwingenden Preisrechts, beispielsweise des Rechtsanwaltsvergütungsges€t-

zes.ros Dieses Beispiel dis RVG macht deutlich, dass Afi.9 Abs.2 Rorn I-VO dem jeweiliger.nationalen

Gesetzgeber einen ärheblichen Spielraum eröffiret, bestimmte Normen des eigenen Rechts zu Eingriffsnor-

men iSä Ar-t.9 Abs. I Rom I-VO zu erklären. An diese mögliche Erweiterurg der zwingend anzuwendenden

Vorschriften durch den nationalen Gesetzgeber ist das nationale Gericht unmittelbar gebunden. Der EuGH

trut nu. die Möglichkeit, den jeweiligen nationalen Gesetzgebem insoweit Gtenztn zu setzen, um ein

Ausufern des Regimes der Eingriffsnormen zu verhindet'n.loe t

Noch größere Unsicherheiten in der anwaltlichen Beratungspraxis schafft Art.9 .Abs.3 Rom I-VO, der

die Mfiglichkeit eröffnet, auch ausländischen Eingriffsnormen GeltLrng zu verschaffen, freilich mit den

in hohä Maße unklaren Einsclx'änkungen, clie sChon nach dem Wortlaut der Bestimmung vorgegeben

sind. So ist im Streitfalle das mit der Angelegenheit befasste Gericht nicht gezwungen, die ausländischen

fing.lf*no.111*n zg berücksichtigen. Es känn dies lediglich tun und auch nnr insorveit, als diese Eingriffs-

noä.n die Erftillung des Vertrages ,,unrechtmäßig" werden lassen. Zudem sollen Art und Zweck dieser

Normen sowie die Fo'lgen berückJichtigt werden, clie sich aus ihler Anwendung oder Nichtanwendung erge-

ben würden.uo Setbst 
-wenn 

man sich iiber die oben bereits besclriebenen Probleme bei der Bestimmung

der ,,Eingriffsnormenoo hinwegsetzt, kommt im Rahrnen der Anwendung ausländischer Eingriffsnormen iSv

art.'b aO's.3 Rom I-VO das iroblem hinzu, dass bereits bei den Veftragsvelhandlungen zu berücksichtigen

ist, wo denn - trotz einer möglichen Einigung aufdas anzuwendende Recht * der Erftillungsort ist, dessen

Eingriffsnormen zu beachten- sind. In dör üteratur henscht Unklarheit darüber, auf welche Weise der

l.dllungsort isd Art.9 Abs. 3 Rom I-VO festzustellen ist, ob er also nach det lex causae,ltl der lex Jbt'iltz

oder sofar verordnungsautonom in Anlehnung an Aft.7 Nr. 1 1it. b Brüssel Ia-VOr13 zu bestimmen ist'

Solange"cler EgGH diäse Grundfrage nicht geklart hat, ist Art.9 Abs.3 Rom I'VO praxisuntauglich und

105 RauscherEuZPR/EuIPfuThom Rom IVO Art 9

Rn. 7 ff.; vgl. auch EuGFI 23.11.1999 * C-369196 rt:td

C-376196, Slg. 1999 I-8453, Rn. 30 = NJW 2000, 15s3

- Arblade/Leloup.
106 Rauscher EuZPR/EulPR/Thorn Rom I-VO Art 9

Rn. 5.20 f.; Mankowski IPRax 2006, 101 (109 f ); Son-

renberger IPRax 2003, 104 007 ff.).

107 Vgl. hierzu ausf. Rauscher EtrZPWEtrIPRlThotr
Rom I-VO Art. 9 Rn. 35 ff.; MiIKoBGB/Martiny Rom
I-VO Art. 9 Rn. 12 tr, 58 ff ; Erfl(/Schlachter Rom I-
VO Art.9 Rn.21 fi; Reithman-n,Martiny/Zwickel hrt-
VertragsR Rn. 5.63ff.; ErmanÄlohloch Ron I-VO
Art,9 Rn. 14.

108 Zumindest ftir das inzwischen eingeschränkte Verbot
von Erfolgshonorarvereinbarungen iSv $ 4a RVG
iVm $ 49b Abs.2 BRAO; s. hierzu Rauscher EuZPR"/

EuIPR/Thom Rom I-VO Art. 9 Rn. 35 ff., Rn 43; vgl
auch Re ithmann/M axiny I Zw rckel IntvertragsR
Rn, 5.79 ff.; vgl. zur frilheren Rechtslage auch Kilian/
Mtiller IPRax 2003, 436 lT.

109 Rauscher ErZPR/EuIPR"/Thorn Rom I-VO Art 9

Rn. 20 f.; vgl. bspw zu französischen Eingriffsnor-
men und arr Möglichkeit, solche Eingriffsnornen

auch als Handelshemmttis zu rnissbrauchen Nigge-

mann IPRax 2009, 444 ff.
1 I 0 S. zu diesem gesetzgebertschen Missgriff tnsbes

Rauscher EuZPRIEuiPR/Thom Rom I-VO tut.9
Rn. 60; Reithmann/Mafüny lZwickel IntvertragsR
Rn. 5.40 ff.; Vgl. hierzu grundlegend EUGH

18.10.2016 - C-i35ll5 =EuZW 2016, 940 - Griechen-

land/Nikiforidis, mAnm Duden.
1 1 I In Anlehnung der Grundsatze des EuGH 6'10.1976 -

C-14176,519.1976 1497 Rn.9" 12: NJW 1977' 490 -
de Bloos/Bouyer, EttGH 6.10.1976 * C-12/7 6,

Slg. 1976 1473 = NJW 1977, 491 - Tessili.

1 12 Dies wtirde allerdings die genannts EucH-Rechtspre-
chung außer Acht lasseti.

1 13 MüKoBGB/l\4artiny Rom I-VO Art. 9 Rn. 1l7 f ;

Pfeiffer EuZW 2008,622 (628); vgl zum Ganzen

Reithrnann/Martiny/Zwickel IntVertragsR
Rn. 5.131 ff.; Rauscher EuZPR/EuIPR/Thom Rom I-

VO Art. 9 Rn.44,62ff.; s. a. Brand FormB ZivrlYerf'
Auslandsberilhrng A. I. 5 Anm. I mwN; eingehend

mit Beispielen aus der Rspr.: Freitag NJW 2018, 430

(432), der sich im Rahmen der Bestimmtlng des Et'-

füllungsortes für die ,,Maßgeblichkeit der tatsächli-

chen Verhälürisse (in Abgrenzung zum vertrags- oder

prozessrechtlichen Erftillungsortbegriff)" ausspricht
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114 S. hierzu Mankorvski IHR 2003, 133 (149I Reith-' 
;r;'t/dtltny/iwickellntvertragsRRn 523f';s' a'

rt,Iüile-&Aa.tlinv Rom I-Vo Art g Rn 126'

I l5 Vsl Klemrn. Erfüllungsoffvereinbarungen lm' - 
ff;";;".h;nZ*itu"ftnt"ntrecht' Bd 2 (200J)' 

'^
äf5;;;;;uzpR"reutpnn-tille Brüssel Ia-Vo

ati. z nt.lzi.. auch Brand FormB ZivilVerfAus-

i""otu".ür,*"g e. l. 3 Amn' 3; s hierzu auch Alt-

hammer IPRax 2011'342 (345)'

116 Übereinkommen der Vereinten Nationen überV-enra-
"" ;;ü;." irlternationalen warenkauf v ll4l980'

äcet. tgeg ll sgs'

1 I 7 Ä;il;Ktssel/Mever IHR 2 008' 177 ;Kampf RIW

2009,297 (298)
I l8 KamPfRM 2OO9'297 (298)'

r is s.l-'iito II-iR 2003, 2s7 Qsq)''

i ;0 ;;i';ii; i Hn zoos, 2s7 (258);Koclr Nrw-2000' e10

i;; iliiü iFiR zoos',zst;pttt'tHR 2002' 2 (6)

tiz s.i,itto mn 2003,2s7 (258)

iii s"ttittotnn 2oo3'257 (2s8)
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rq{:i In Kaufuerlrägen nach [IN-Kaufrecht können wie in Verträgen, die nationalem nateliellen Recht unterlie-
gen, AGB vereinbart werden. Da das [IN.Kaufrecht nach Art.4 CISG ausdrücklich den ,,Abschluss des
KauFrertrageso' regelt, beurteilt sich die Einbeziehung von AGB grundsätzlich auch nach den Bestimmun-
gen des UN-Kaufrechts. Das UN-Kaulrecht verftigt tiber keine besonderen AGB-Bestimmungen, dahel
geiten die allgemeinen Vorschriften ftir das äußere Zustandskommen des UN-KaulVertrages naoh Art. 14 ff.
CISG auch ftir die Einbeziehung von AGB,\2a Um die AGB wirksam einzubeziehen, muss darauf geachtet
werden, dass die AGB-Klauseln bei Vertragsschluss in das zum Vertragsschltrss ftihrende Vedragsangebot
mit aufgenommen werden. Ein bloßer Hinweis auf die Geltung der AGB genügt nicht.l25 Im Unterschied
zum deutschen Recht, das von einer Erkundigungsobliegenheitr26 der andercn Vertragsparlei ausgeht. sieht
das UN-Kaufrecht eine Kenntnisverschaffungspflichtl2T des Verwenders vor. Das hat zur Folge, dass der
Verwender der AGB dem Erklärungsgegner den Text der AGB übersenden oder anderweitig zugänglicli
machen muss.128 Auch aufgrund dieser höheren Anforderungeu an die Einbeziehung von AGB wird es ftir
den Verweuder ofi vorteilhafter sein, die Anwendung des uN-Kaufrechts insgesamt auszuschließen.

:"i? c) Die Bedeutung von Gerichtsstnndsvereinbarungen im Rahmen von internationalen Vertragsverhandlun-
gen. Es gab Zeiten, in denen die politische Diskussion in Europa danrm ging, ob man eher den Einigungs-
prozess vertiefen, also die Angleichung der Rechts- und Wirtschaftsbedingungen vorantreiben, oder aber
die Europäische Union durch Aufnahme neuer Mitglieder erweitem sollte.l2e Diese Diskussion hat seit
Begin-n des russischen Angriffskrieges auf die Ukraine im Frülijahr 2022 emeul an Fahft aufgenommen.
Die Europäische Union hat sich schon früher entgegen aller Wamungen dazu entschlossen, beides zu
hrn, nämlich nach dem Fall des Eisemen Vorhangs in schneller Abfoige neue Mitglieder aufzunehmen
und gleichzeitig den europäischen rechtlichen Integratioasprozess mit unvermipderter Geschwindigkeit
voranzutreiben. So beglilckend aus vielftiltigen Gründen die Erweiterung ist, so bedrückend sind zugleich
manche Folgen der unverminderten rechtlichen hrtegration. So gehen die Europäische Kommissionr3o
und ilr folgend beispielsweise die Brüssel Ia-VO wie selbstverständlich davon aus, dass Urteiie aus
oinem Mitgliedstaat in allen anderen unmittelbar anerkannt und vollstreclrt werden müssen, ohne dass der
Vollstreckungsstaat die Möglichkeit hätte, das Urteil der Sache nachzuprüfen, wenn man vorl dem ordre
public-Yorbehalt des Art. 45 Abs. 1 lit. a Brussel Ia-VO oder der verbraucherschützenden Bestimtnung des
Art.45 Abs. llit. e Briissel Ia-VO absieht.l3l Tatsächlich kam aber keinesfalls davon ausgegangen werden,
dass in allen Mitgiiedstaaten der EU in gleicher Weise Recht gesplochen rvird. Wenn bei einer künftigen
Erweiterung der EU nicht sheng auf der Einhaltuog der Rechtsstaatskriterien durch die aufzunehmenden
Mitglieder bestanden wird, dürfe sioh das Problem noch deutlich verschä'fen und hie Schaffung eines
Raums des Reclrts duroh die EU insgesamt geflthrden. Nicht ohne Crund finden sich mituntel in den Allge-
meinen Geschäftsbedingungen der Betreiber sog. Abofallen im Internet Rechtswahlklauseln zugunsten des
rumänischen Rechts und Gerichtsstandsklauseln zugunsten der rumänischen Geriohte. In Vertragsverhand-
lungen insbesondere mit Vertragspartnern aus dem östlichen und südöstlichen Teil der Europäischen Union,
in jedem Fall aber aus Drittstaaten, ist deshalb ein noch größeres Augenmerk auf die Vedrandlung von
Corichtsstandsklauseln zu legen als auf die Vereinbarung des anwendbaren Rechts. Diese möglicherweise
zunäohst überraschende Erkenntnis findet ihle Utsache darin, dass die Ausbildung der Justizsysteme in
einigen der neuen EU-Mitgliedstaaten - und erst recht in vielen außereuropäischen Staaten - bei weitem
noch nicht so vorangeschritten ist, wie dies den Anfordenrngen an rechtsstaatliche Verfahren entsprechen
würde. Teilweise gibt es sogar in manchen Eu-Mitgliedstaaten auch von der EU-Kommission und dem
Europäischen Parlament zu Recht kritisierte Bemtihungen, rechtsstaatliche Enungenschaften wie bspw

124 BGHZ149,113-119: NJW 2002, 370 mAnm
Schmidt-Kessel N JW 2002, 3444.

125 Pillz IHR 2004, 133 (134).

126 BGHNJW 1976,1886f.
127 Drasch Einbeziehungs- und Inhaltskontrolle vorfbr-

mulierter Geschäftsbedingrurgen S. 5 ff,
128 BGHZ 149, 113-119 = NJW 2002, 370; so auch (ös-

terr.) OGH CISG-Online Nr. 2845; MtiKoBGB/
Gruber CISG Art .14 F'n.29.

129 Vgl. dazu bspw das Forschungsprojekt des Instituts
für Europäische Politik:,,Erweiterung, Nachbarschaft
und Zentralasien", abrufu ar unter <http://iep-berlin.de
/forschung/erweiterung-nachbarschaft-und-zentralas
ien,D; allgemein aus historischer Perspektive zu den

Problemen des er"rropäischen Integrationsprozesses
Thiemeyer Er.rropäische Integration.

1 30 Bekanntnachung der Generaldirektion Justiz und in-
neres v. 3.8.2015 (Fn. 36), S. 5: ,,Die Regeln über die
justizielle Zusammenarbeit in Zivilsachen bauen auf
der Annahme der Gleichberechtigung, der gleichen
Kompetenz und des gleichen Ansehens der Rechts-
und Gerichtssysteme der einzelnen Mitgliedstaaten
und der von ihnen getroffenen Entscheidungen und

somit auf dem Grundsatz des gegenseitigen Vertrau-
ens in die jeweiligen Gerichte nnd Rechtssysteme
auf."

l3l Vgl, hierzu Brand FonnB ZivilVerfAuslandsberüh-
rttng D. L 1; - Rn.36.
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$as anwaEtl Eche Maglciat !m internat!erraE*n $chuk'freeärt

die unabhängigkeit der Justiz zurückzuschrauben.t32 Auf dem tabellarischen Korruptions-Ranking von

Tr.ansparency lnternational ,iÄzOzzrangieren die Slowakei auf deni 49, Rumänien auf dem 63'' Bulgarien

auf dem 72. undUngun, url ä.*-;. ili]i";"i80.1."'W.nn man unterstellt' dass die veröffentlichten Kor-

ruotionsverfahren nu. iereilJ-Jt; S;tt; G Eisberges bezeicbaen und sich darüber hinaus vor Augen hält'

;:ää';;ffii.trä, ,.1 .t*. n'eun tvtal gößeÄ, Teil eines Eisbergs stets unter der wasseroberfläche

il.äi,ä"""Äi.triUu, Lt, *iJ deutlich, dasslei intemationalen schuldrechtlichen Vedrägen größter We$

auf die Vermeidung von ,';t'i.h;;A;;; telegt werden muss, die ein rechtsstaatliches Verfah'en (noch)

nicht garantierel können. Ä;t;; ;"i gÄfg solcher Vertragsverhandlungen eine Frage der Stärke

der Verhandlungsposition itt,-;;.i ;;t r,äung mii Verhandlungsdhrern aus den 
^betroffenen 

Staaten lecht

schnell Einigkeit dafübef rlzl.f.n können, dass die Gericheb;rkeit bestirmnter Staaten aufjeden Fall zu

vermeiden ist. Für d"" F.il;;; .i" koÄptionssicherer Gerichtsstand nicht konsensftihig ist' bietet sich

die Vereinbarung von e*klusiten Schiedskiauseln an, die in aller Regel helfen, Komrptionsprobleme zu

vermeiden. Diese Problem.liii *ita sich auch nicht kurz' oder mittelfristig auflösen lassen' wenn man

sich die aus politischen crunJ.n forcierten Erweiterungsdebatten innerhaia f1 eu in Bezug auf weitere

ost- und südost-europäis.ft" Si*t"n vor Augen hält'In"ganzpraktilcher Hinsicht' ist auch stets - wo dies

möglich ist - an die ebsicherung-J", ffunai.tit$1 durJh Heimes'BUrgsch aften zv denken' wenn Verträge

rnit part'ern aus hierfur in g"truIlrt Lorrrroenden Drittstaaten geschlossen werden sollen'l34

d) Schiedsvereinbarungen, Die Vereinbarung einer Schiedsklausel ist insbesondere dann zu empfehlen' 2&

wenn ohne die vereinbarun;i"* ü;J.g;chts eine fremde ausländische Gerichtsbarteit in Betracht kä-

me, in der die Dur.chffthrun! 
"inÄ 

pror...äs üb:r Gebühr *,6'[., zeitaufüändig und kostspielig wäre'135

Hinzukomnt das bereits #;h";;, ;ila1s zu Recht bestehende Misstrauen gegenüber der ausländischen

staatiichen Gerichtsbarkeit. g"r;n;.r", Augerunerk bei der Verhandlung von Schiedsklauseln ist dabei auf

die Ver.einbarung des Sc1rledso.ts ,u t"g.n. fru"n $ 1059 iVm $ 1062 Ab;' 1 Nr. 4 ZPO, der der Bestimmung

des Art.34 uNCITRAL-M;;ib;#r .rirfr-i.Li,*t ist das sltaatliche Gericht am Schiedsort frir mösliche

Auflrebu'gsanträge, aber ;*1, "fii. die Vollstreckbarerklärung von Schiedssprüchen zuständig' In jedem

schiedsver.fahren muss somit damit gerechnet werden, dasidie Hilfe staatlicher Gerichte in Anspruch

genommen werden nuss. arfät" tä :"4"* ,tuutti.iten Gericht gelöste ,,freie" Schiedsgericlrtsbarkeit

kann sich keine Pafiei verlassen.l3? Geraäe in Verhandlungen über-schiedsklauseln mit Vertraqsgari]lem

mit Sitz in ko'tuptionsg.fäht;;i;r Staaten wird allerdings*häufig eine unangemessene Gloßzügigkeit ge-

zeigt, r.r,enn es darum geht, dern vefragspartner u,r. d,,' koniptionseeftihdeten Staat wenigstens den

Schiedsort zu belassen. S"'*irä'U.irpf"Töeise bei der Vereinbäung öitt.t ad-hoc Schiedsgerichts' das

über einen bestimmten Sachverhalt nach deutschem Recht entscheiden soll, möglicherweise als Schiedsort

ein Ort in einem Staat 
"...i"U"tt, 

i"tten Justiz nicht rechtstaatlichen Ansprüchen genüg! ohn: ?ql:itl
festzulegen, welches d* ;;;üi;; Gericltt für Auftrebungsanträge im Sirure von $ 1059 iVm 1062 Abs' 1

Nr. 4 Zpo sein so1l. ol.r"[ä* ä*n die fataie Folge haberl däss ein noch so richtiger schiedsspruch

von dem dann zuständigen Gericht am Schiedsort aus nicht sachgerechten Gründen aufgehoben bzw' ihm

die Anerkennung und Vottstreckbalerklzirung verweiged wird. DL Gerichtszust?indigkeit ist zudem insbe-

d

a
132 Mitteilung der Kommission an das Europäische Par-

larnent, däu Rat, den Europäischen Wirtschafts- und

Sozialausschuss und den Ausschuss der Regionen -
Bericht über die Rechtsstaatlichkoit 2022, abtsfbat

unter <https://eurJex.europa.eu/resowce html?uri=ce

llar: 2e9scbO 8-03 7 b-lled-acce-07aa? 5edv lal'0002 02/

DOC i&fonnaFPDF>, Anhang abrufbar unter

<htpi//eur-lex. europa, eu/resource htrnl?uri=cellar:2
e95i008-037b-11 ed-äcce-01aa75ed7lal 0002 o2 lDoC

-2&format=PDF>; 
sowie die dort beigefilgtgn Län-

derberichte tiber z,B. Rumänien, Kroatien, Slowakei;

In Bezug auf Bulgarien: Bericht der Kommission an

das Eurdpäische Parlament und den Rat (Zwisclien-

bericht) vom 25.2.2017 über Bulgariens Fortschritte

im Rahmen des Kooperations- und Konrollr'erfah-
rens, abrulbar unter <https://eurlex europa'elÄegal-c
ontenVDE/TXT/PDI/?uri=CELEX : 52017 D C0 0 43 &'9

id=1677 687355898&from=DE>; In Bezug auf Polen :

Einleitung des Vertragsverletzungsverfahrens gegen.

Polen we-gen Verstößen gegen EU-Rechtdrrch polni-

schen Veilassungsgerichtshof im Jahr 2021, abrutbar

unter <https ://ecluropa.eu/commission/plesscomer/d
etail I del'o 21 J 070>; Beschluss der Europaischen

Kommission, Polen wegen VerstÖßen gegen EU-

Recht vor dem EuGH zu verklagen, abrufbar unter 
.

<https://ec.europa eu/comnr issi orVpresscorrrer/detai l/

aetii zl a42>:ln Bezug aulUngam: Durchftlh-

t*gsb.t.hlu.t (EU\202212506 des Rates vom

15.1"2.2022 übet Maßnahmen zum Schutz des Haus-

halts der Union vor Verstößen gegen die Grundsätze

der Rechtssraatlichkeit in Ungam, abnrfbar unter

<httos ://eur-lex. europa.eu/l egal -contenI/DE/TXT/PD

F/?;i{EL EX : 3 2022D250 6 & qid=167 7 68999337 0 &f
rom=DE>.

I33 Vsl. dazu <https://www transparency orglenlc1':tl

Z0:2Zl>; vzl. auch den Bericht des Committee on Le-

ga1 Affairi and Hurnan Rights der parlamertarischen

iersamrnlung des Ewoparats vom 19 62015 zutn

Thema,,Judicial Corruption" (Doc 13824)

134 S. hierä auch SellnerÄ(ulpmann RiW 2003, 410 ff;
Bischof/Klasen RIW 2012, 7 69 ff .

135 SchwabÄValter KaP. 41 Rn. 1

1 36 Prütting/Gehlein/Raeschke-Kessler ZPO $ 1059

Rn. l.
137 SchwabÄValterKap 41 Rn. 21
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sondere wegen der jeweils unter umständen sehr unterschiedlichen Auslegung des Begriffs ordre public

vongroßerBedeutung.rrsDiJ;i;;;;iltendaher^einenSchietlsortwilhlen'andernsiebeiAnfechtung
des Schiedsspru.hs ei' fairel d;';ü;.,[;;;lln rotgtictt ist bei der Beratwg und Verhandlung von

intemationalen schuldrechtliohen vefträgen stets darauf iu achten, dass entweder ein koffuptionssicherer

staatlicher Gerichtsstand ".t 
il,ürtt 

"ä.r?er 
im Falle u* Sthitdtu"teinbarungen durch die Vereinbarung

des zuständigen Gerichts tsöiä;ö Zi-ö .in...ttttticheres Schiedsverfahren gewährleistet wird'

3, Beratende Praxis im zusammenhang mit der Rom II-VO. a) Anwentlungsbereich' Mit der Rom II'VO

rvurde die Harmonisierung d;;ä;üi;ü*"rmen im Bereich dei außervertraglichen Schuldverhältnisse vor-

genommen.r4o Besonders di;Si;;;;;in., oi6une*for funktionierendenbinnenmarkts und die Gewäh-

rung von Rechtssicherheit *;;;i;;sentlichen ZiJle O.t V"totOnungsgetrers'l4rNaturgemäß hä1t sich der

a1ßergerichtlich. A.rutongrü.ä;riln faif.n ungerechtfertigter Bereicherung und unerlaubter llandlung

in Grenzen, weil weder unä"r..n,f.nlgt Bere"icherte..no.ft"at' (ktinftige). Täter eines Delikts im Vorfeld

Rechtsberatung ,o"h"n w.räJnl r.iäärt'ii. z Äut. r e1t dit Veroidnung-alierdings-auch für Ansprüche aus

Geschäftsführung ohne A'ftöi';';; "ipn 
ii 

'on'i'oniin"o' 
für die-durch Att' lt 

'n0 
Arl 12 Rom II-vo

Sondervorschriften geschal:fJri *o.a.r, sirrd, .o aur, ri.t.t die vorbereitende Beratung im Rahmen der

Rom II-V6 häufig auf dera;;; i;ilk*J.1üion.n u.ri"rti' oarüber hinaus gilt die Rom II-V9 gem' Art 9

auch für schäden aus Albeitskampfmaßnahmen, so outt ,i"rt uutrt insoweit iä vorfeld von Arbeitskämpfen

Ber.atungsbedarf ergeben k*""il ;it;k*ten ilerdings dürfte der anwaltliche Berater im gewerblichen

Rechrsschutz, ze bei grenziü.rr.ür.it.na.n Werbekanr"paffi sowie.darüber hinaus im Kartellprivatrecht

in Anspruch genommen *ä;;.ä;;rh Art.6 noÄ fi-Vö sowohl das Lauterkeitsrächt aii auch das

Kartellprivatrecht sowie ".;h;;. 
8 Rom II-Vo auch an'prucÄe aus der Verle{zun-g i'on Rechten des geisti-

gen Eigentums unter den e.*""ä""gtf.reich d3r V.rorO,iung fallen'raa Die Rom il-VO eilt dartiber hi*aus

ftir Ansprtiche aus Prospekthaftungta5 und solche aus Atto elgtnruttr-Besitzer'Verhältnis'146 fur nachbar-

rechtliche Ansprüchera? sowie Ansprüche aus^Vr*rägen *it"srhut"rirkung zugunsten Dtitter'ra8 Anders

als ftir den Anwendungsbet.ltf,äät'n"t"f-VO ist Oui.ü äit notnII'VO dai jeweilige bisherige nationale

Kollisionsrecht aer rvritgrieäriäaten ccrrl v"rttandig obsorct e"worden. Aufgrund der Vielzahl der aus dem

Anwendungsbereich der R#;-üö;;* seines Ari. t Äür. z-uutg.noTln.l.n Anwendungsbereiche gelten

Art.3g bis 42 EGBGB nicht nur flir AltfäIle, ,ond..r, urr.h *.it.irri" für die vom Anwendungsbereich der

Rorn II-VO uurg.nornn"nä äätäftili" StftfdverhaitnGe fort'lae Insbesondere.die Tatsache' dass durch

Art. I Abs.2 lit. g Rom ff-Vö-""n1r".rtragliche Sctrut-dverttattnisse aus der Ver1etzufig der Privatsphäre

oder cler persönlichkeits*rfrtl. .i"*f iieÄii".r', O.t v..t.u*a*g aus demAnwendungsbereich Verordnung

aussenommen rrurden. kt;:äis k#;äy;ö t1a" j0 Äür.2 Rom ll-Vo. dic sog' Überprüfungsklau-

se1, hat deshalb inro*.lt.inä Ä?pr*""! a". V.rordnung bereits inzident angektindigt'r5l

Schon die Auflistung der Rechts;erhältnisse, die in den Anwendungsbereich der Rom II-Vo fallen' und der

hiervon gemachten aurnur,ää*'ä..rt."-äiä stl*i".iektit*n deutiich' die sich aus den unterschiedliohen

Rechtsdogmatik.n inn.rrtuiü'ää'itiitÄü.ott*t.". a., ä"t"paltthen -Union 
ergeben' So ist beispielsweise

nach deutschem Rectrtsueäaiänis dTe Einbezieftung uonfitprtichen aus iulpa in contrahendo it die

I 3 8 Dazu Hobeck/Stubbe SchiedsVZ 2003, 15 (19)' (21)'

I 39 Hobeckistubbe SchiedsVZ 2003, 15 (19)'

i+ö vgf. zum alten IPR im Recht der ungerechtfertigten' - 
BJreicherung aus rechtsvergleichender.Sicht: Plaß-

rneier Ungerechtfertigte Bereicherung im IPR'

l4l Vp.l. Erwsr. 6 und 7 der Rom ll-VO

142 v;l hieriu und zu den mitunter komplizieflen Ab-

eänzungslragen Nehne lPRax 2012, lJ6 [l''

t43 5. zu dei insöweit entstehenden Abgrenzungsfragen

auch Bach IPR IPRax 2011,116 ff; Behnen lPRax-.

iott,zzt Q25);Engert/Groh IPRax 2011, 458 (468);

Seibel lPRax 2011,234 Q40)
I 44 Mankowski I PRax 201 0, 389 (395 ff ); zur Anwexd-
- ' - 

barkeit der EuGVVO und zur Zuständigkeit für Kar-

tellschadensersatzklagen vgl EuGH 23 10-2014 -
C-302/t3, ABl.20l4 C 435,7 - flyLAL-Ltthuantan

Airlines AS.
145 v. HeinZEuP20Og'6 (12); JunkerRIW 20rc'257

(261).

146 örtineberg/Thorn Rom II-VO Art' 1Rn 5

147 Hohloch.-The Rome ll Regulation: An overview 
,

place of injury' habitttal residence, closer connectlon

änd strbstantive scope: The basic principles Year-

book Private International Law 9 (2007), I (14),

Grtlneberg/Thorn Rom II-VO Art l Rn 5

148 Dutta IPRax 2009, 293 (294).

f +e CrtineUerg/fhom Rom II-VO Vor Art l Rn 1; NK-

BGB/HuberEGBGBArt 38 Rn 4'

1 50 Junker RIW 2010, 257 mwN der dies als 
"hÖchst 

är-

n"tti"i'" Kerbe'' im vereinlleitlichten europäischen

Loiiitiontt.otlt bezeichnet hatl Wagner IPRax 2008' I

(l), (10); s auch BrandNJW 2012, 127 fl'
r s r ! 'Äierzu 

den Bericht des Rechtsartsschusses tnit'"' gt"pi.f,frtgen an die Kommission zitr Anderung der

v..o.an*f pcl Nr, 864/2007 über das auf außer-

u.tttugtitf,ä bchuldverhältnisse anzuwendende Recht'

ei.nuÄitrung.Ooktrment A 7-0152l2012' der einstim-

.ig ai. pinfif,t*g eines Art 5a gefordert-hat' der

ktiift ie auch die a;ßervetlraglichen Schuldverhältnis-

." aut-elnet Vertetzung der Privatsphiire oder der Per-

tänii.ttt.ittr".ftte einschließlich der Verlettmdnng in-

ä.rrc.itung.t".tich der Verordnung einbeziehen und

äeig*noritzlich das Recht des Staates für anlvend-

üai ärklaren soll, in dem der Schaden im Wesentli-

chen eintritt oder einzutreten droht

20 Brand



außervertraglichen schuldverhältnisse dogmatisch nur schwer nachvollziehbar' Auch die Einbeziehung von

Ansprüchen aus Velträgen mit Schutzwiftung ^g.rnrto,;iit-t*lt 
Oit Kollisionsnomen der außervertragli-

chen Schuldverhattnisse lst äälnä"rt uui Oän .itttn eii"k;; ü*Oingt einleuchtond'1s2 Ftir die praktische

Handhabung der VerordnunfjriOi"* ,una.trrt nictlt vol., wesentlicher Eedeutung, weil die vereinheitlichten

Kollisionsregeln 0., v"roraiuä #t tt;äiö"d t..rte"'"t-h1;"ä-in atter Regeiauch unmittelbar nachvoll-

ziehbar erscheinen. so irt üärir.r.*.ise 6ei Anspruih "i-'üt 
iutpo in coitrahendo die in Ar; 12 Abs' I

Rom II-VO vorgesehene A;ffi;tud;; oau ne.tt.a.s stuut"r' äas anwendbar wife, weun der Verhag

zustande gekommen **., n'i.iti"n*inl.r.rr.ng"r".ht,-tÄJtto äuch im Sinne der Vorhersehbarkeit gera'

dezuzwingend.Diesgiltinsbesonderedann,wenn**'i.r'uo'augenhä]t,dassesdenlnteressender
parteien von Verh.agsverhandlungen, als9-auqh.1cfon not eU'"ftfutt eines Vertrages' entspricht' auch ifue

zu diesem Zeitpunkt ..trrch;ü;-5cüuldvertraitnist" iä !i"* Ot' Rechtssicheiheit vorhersehbar und in

ifn* *i*.f'.ttichen Risiken einschätzbar zu maclten'

Die grundlegende vorschrift der RonII'VO findet sich in Art' 4',Z-le| des verordnttngsgebers war es' s*

einen flexiblen Rahmen muirionrr..rrtricher Regelung;; ;.hrffb;.t53 Auf ein außervettragliches Schuld-

ver*rältnis aus 
'nerlaubter 

ä;äöä;;.1 Äfi--+ {Ut' in"m II-VO grundsätzlich das Reclrt des Staates

anzuwenden, in welchem öi;l#.,r J;; Folge der *;;l;;Gr Handl-ung isq eintritt, und zwar unabhän-

sis davon, in welchem S# ä';;h;ää.t.gÄ;O.nO.-er"ig"i. oder indlrelrte Schadensfolsen eingetreteu

iin'0. p". europäische C.ärg.U., hat folgiich ,ugunJtin-?tt reinen Erfolgsottes entschieden'rs4 Damit

weicht er von der n e"rrre'äärä.;ö ;!:FäB?B ;, ;;; ,"*.q.lt $;ndsatztich und vorbehaltlich

der Ausübung d.s Watfre.?tr-äur.h den Verletzten Jä R;.il des Hanälungsortes, also das Recht des

staates absrellt, in dem d;;ä;öit.hrrig_e;rr;1ogr; fii,iss pi. Entscheidu'g, nun in der Verordnung

stattdessen allein auf den Erfolgsori abzustellen,.wird;;i uegrünoet, dass.dadurch - neben der vorher'-

sehbarkeir gerichtlicher u"lr."njä*g." - angeblich eiil"etttättt"tt eusgleich zwischen Schädiger und

Geschädigtem erreichr *;;ä;:ö;- i.u.r,6t 
"i.hr 

;;;?;il; ein' sonfem ist allenfalls der versuch

einer Begründune. sln. *.i.r. Grundanknüpfung r"trräüÄrt. + Abs.2 Rom-II-VO' Diese vorschrift hat

insbesondere inr intematioiaien Üniallrecht e.a.urung.;trorrigielt werden köruren die beiden Grundan'

lmüptungen durch die ar-*.i.t t'rä"r.i J.r art,1 aui : nonl ti'-vo 1' Rom II-Vo Art' 4 Rn' 2il f')' Int

unterschied zum EGecB ;;üili; n;* u-vo oaruuer hinaus spezia.Fglt:lfü' bestimmte außerver-

traeliche Schuldvqrhältni*.,'*i.-Ä-Oi. Produkthaftuns' (Ar1' 5 Rom IJ'VO)'1s8 Wettbe'verbsverletzungen

(Arr.6 Rom rr-vo)rse "d* 
ijä;.fi;äoi*,i,iJiü'ä".7 il"tr ir-vol.reo psr' 6i.t. Bereiche gelten jeweils

üesondere Anknüpfu ngsregeln'161

b) Rechtsrvahl. Auoh im Bereich der außervertraglichen schultlverhältnisse- wird den Parteien eine #2

Rechtswairl ermögliclit te.rr. i+ no* Ir-vo). Erwa;ö;gffi 3l der Rom ll'VO betont hierbei die

Wichtigkeit der Rechtswatf*oefi.hk it zur Wahrun;;;|-F iuutuutono-ie'r62 Da im außervertraglichen

Bereich von der inoiuior"ii.n'iiu*iurr,i*t"ng *.it 
-*JnigttctUouuth 

gemacht wird als bei vertraglichen

Schutdverhättnirr.n, *1iääräü;;t;iJn necttts*Ät - im Unterschied zur Rom I'Vo - gesetzge-

bunsstechnisch den Bestimmungen der Rom Il-Vo uü.r Ji. objekliven Anknüpfungen auch nicht voran-'

,onä.*nachgestellt,]63DaimÜbrigendieRechtswahl;t[iü"gleichen-N'ormierungsumlanggeregelt
ist wie in der *Rom I-VO, ist ergilnzend ein nUckgiä 

""-f 
eJ' ä not t-V-O erforderlich'164 Deutlich

wird die Notwendigkeit eines Rtickgriffs u.rf Oi" eJri;,oägt" der Rom I-VO beispielsweise dadurch'

dass im Rahmen non ai i+-no* ri-vo ni"trt geregei; i.t, nä.r] welchem^ Recht sich Zustandekommen

und Wirksamkelt 0., n".irirwuLtu"r.inturung .I"ftt"ä Bt titä-Jaher Art' 3 Abs' 5' Art' l0 Rom I-VO in

entsprechender an*.rro*rg"itä-"ri"6.", *""".rt l"**tii Ott Recht des Staates maßgeblich ist' das

anzuwenden weire, wenn dei Verweisungsvertrag wirksam wäre'16s

trae anwaltliehe Mand#t in"a iclternat!onälen Sehuldreeht

152 Dutta IPRax 2009,293 (295)

153 Vel. Erwgr' 14 der Rom IL-VO'

154 JunkerNJW 2007,3675 13675)

i ss L.ibl"/L"lt't'tann Rl W 2007, 721 (724); N K-BGts/

Wagner EGBGB Art. 40 Rn 16'

156 Vsl, Envägungsgrund 16'

isi t"""t".r.rifr ioit,zots (3679); s. zu den praktischen
-schrvierigkeiten 

in diesem Zusammenhang BGH

10.2.2006 -vIZR 28108, IPRax 20i0, 367 mAn1lt

Seibl IPRax 2010, 347 ff
tSe v Hein tpnax 2010, 330 ff ; Illmer RabelsZ2009'^^'- - 

;;; n.;Spickhoff FS für J Kropholler' 2008' 671ff'

159 S. hierzu Brand IPRax 2017, 366 ff'

160 Vgl. zum Reformbedarf insoweit Mankowski IPRax

2010, 389 ff.
161 S. hierzu die Korntnentierung der entsprechenden

Vorschriften
t6Z S. hierzu lr'tankowski IPRax 2010, 389 (399)'

iäi l.iut.lt-.tt*ann Riw 200;, 721 Q26)'

iä+ rtüi"ncelJunker Rom II-VO Art 14 Rn 8; dies er-
'"' 

"iui.i.ft.tfton 
aus dem Cebot der einheitlichen An-

i,."J*g O* Rorn i-Vo und Rotn Il-Vo' Erwgr' 7'

ros Ä..[öriecB/spickhoff Rom II-Vo Art 14 Rn 3;
'"- 

.fr"nto Ct,:ttbeig/Thorn Rorn II'VO Art 14 Rn' 11;

nun 
"t 

t uuttt tvt-uKogCeLlunker Rom II-VO Art 14

Rn, 25 f
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Das anwaltliche hllandat itn internationalen Sehuldreeht

3S Die praktische Relevanz der Rechtswahl im Bereich der außervedraglichen schuldverhältnisse wird na-

turgemäß nicht an ai" i*'i.."i.tr der vertraglichen Schuldverhältnisse herankotnmen'r66 Insbesondere

die praktische Bedeutung a.t-n.rfttr*utt1 im*autle*ett'ugiittt"n Bereich vor Eintritt des schädigenden

Ereignisses ist auf bestimnitl'fuiif.*rt"ffution*n U"g'*'tiin denen sie dirnn aber freilich umso größere

Bedeutrng erlangen kr*.^;ri;;;;üaßig zuftilligän--Säadens"reignissen im Bereich des klassischen

Deliktsrechts besteht vor O.ä Bttt?.ft.t Oä ansp,ti"fie mtiti ft"i" Iiontakt zwischen den Beteiiigten und

somit auch keine MOglichk"ii "in., 
n..fttru".uinbu*,,g.iii B"'ondttt evident ist dies beispielsweise bei

einer antizipiert"n n"cntswJhl U"iO., C"rcfrinsfUfrr,r"? ohne ayfqag^.eemäß Art'11 RomII-VO' Es ist

zu Recht darauf hingewiJ; ;;;Ä;, dass in Fal1en-?er Gschafts"liiirung ohne Auftrag die Parteien

sich nicht über einen Vertrag geeinigt haben. Haufig.wirJ der auftraglose Geschäftsfiihrer den Geschä{ts'

herrn noch nicht einmal f"itä. i.TUtt wenn sie ,i.t.' ütntt"n, mUss'ten sie hotz lehlender Einigung eine

Rechtswahlvereinbarung t."ä1". S, irt offensichtlich, ä'.tt-ä*ltf kaum je vorkommen dürfte'168 Es gibt

aber durchaus Situationen, in Jenen die Parteien itn u,n.*"tttuglichen äereich die Möglichkeit zur und

auch Interesse an einer - u*1,;;;il;ttc;o- R"rt tr*utti u"o oiti"'ügiichen Beratungsbedarf durch einen

Anwalt haben werden. Beispielsweise werden' dies Sid;i"""" seinl in denen ein Vertrag durchgefuhrt

werden soll, bei dem.rt.nnläi"in.rft"bliches Risiko itt Bntttttttnt außervertraglicher Schuldverhältnisse

besteht und die Parteien daher vorsorgiioh handeln *otttn oJt' *tnn vor Entstehen des Schuldverhältnisses

die Parteien bereits in fontati.f.tt".n und die entstet""A von Ansprüchen aus culpa in contrahendo

möglich erscheint.r6e fr.t.n ää* S"ftäden arif, ftir dlie läaft vertragsrechtlicher odor deliklsrechtlicher

Regeln einzustehen ist, n.,1-*; ini.r.rr" d"ipadeien neben dem Vertragssta[ut auch das Deliktsstatut

von vomherein festrulegei.td berade in Fä11en, in 0."* O^ Entstehen von Ansprüchen aus culpa in

contrahendovon den u.rrräo"na"n-pu.t.i.n nir'mogii"h gehalten wird, ist eine solche Rechtswahl durch

eine vorvertragliche Vereinbanrng, wie sie haufig beispielsieise iilr Vorfeld von Untemehmenskäufen oder

anderen Transaktionen, Oi, ä"n it*.rt agiichei Austausch von Informationen oder Daten oder eine dt'te

diligenceerforderlich ."ää,'uüä.rrrrot?n-r.O"n,-nl"* nur sinnvoll' sondem aus Sicht der anwaltli-

chen Berater geradezuzwingend geboten und.auch einfach Lfnsetzbar' Eine solche Rechtswahl ist dann

nichr nur über Art. t+ nom ii-vo äu beücksichtig.",;;;; findet auch über Art. 12 Abs' 1 Rom II-VO

Beachrung.rTl

Eine Rechtswahl ist wie bei vertraglichen Schuldverhältnissen sowohl ausdrücklic! als auch stillschwei-

gend möglich. B, irt .uiiJot, ääs"o.t'rrß.*"tt.ugtichen-icl.,uldverhältnissen die'Feststellung eines die

Rechtswahl begründenden schlüssigen verhaltens mit b"sontlet"n Schwierigkeiten verbunden ist' so dass

es erforderlich ist, dass ,i.ft Ai" n ätttrwahl ,,mit fti"tUtftenO"t Sicherheit* aus clen Umständen ergibt' Wie

auch schon bei der Rechtsw*f i. nuft n.n u..t.ugfioh.t-S;huldverhaltnisse taucht die Frage auf inwieweit

man von einem bestimmt"n V"rttutt.n Rückschluss o"i-Alt ntttttt*ahl ziehen kann' Man sollte hier schon

deshalb noch znrückha1t.ä..'r.i".r, bei vertraglich"n s"huldu..hältnissen, da anzunehmen ist, dass

die parteien von einer R.^.il*;hhöglichkeit beiJervertraglichen Schuldverhältnissen oftmals nichts

wissen.l72 Es ist deshalb die Aufgabe des Anwalts oJ"r. det Äwfltin, dieser Unwissenireit zu begegnen

und die Mandanten i" di; Hfiicltt aut^tlär"n' aui ai"tt Weise gilt es.beispielsweise zu verhindem'

dass schon im Rahmen der Vertragsanbahnung von ftäntigt" Vertragllarteien - in diesem Stadium noch

Verhandlungspartnern - V..6uii"ni*.it. n g"i"igt *.tJt"l ait untcf,li"ßend als konkludente Wahl eines

ungünstigen Rechts angesehen werden könnten'

Art. 14 Rom II-VO differenziert zwischen einer Rechtswahl vor uncl nach dem F'intritt des schädigenden

Ereignisses. n ae. pruxirärä1i* n".rrtr*utt ni-"poii für die meisten Fälle ausreichend sein' weii

die rechtlichen Beziehung"en z*is.h.n den Parteien hä"Äg 
"*'durch 

das schädigende Ereignis et'stmals

entsrehen.rTr Da aber d;;';l;ä;'htJ*uhi*ogri.r'r."ii z* or,n ollmals etwaige Haftungsrisiken besser

kalkuliert werden können. ist die Arfrrahme oi.r"r. vroÄri.r'rkeit in der Rom Il'vo zu begriißen r1a Durch

die Möglichkeit, .in" n"ättir*uftt ,.tton uo,. gintrif ;Js schädigenden Ereignisses zu treffen' wird auch

deutlich, dass der parteiwifl"".rJ Oi. privatautonornie in der nom"tt-Vo eine ittirkere Beachtung finden als

im deutschen EGBGB, *.1 ari. +j gcgcs u.i außrr*rtragtl"hen Schuldverhältnissen nnr eine nachträg-

liche Rechtswahl zuließ.175

*E

166 MüKoBGB/Junker Rom iI-VO Art 14 Rn' l, 6

167 Hohloch NZV 1988, 161 (164)

I 68 Rugullis iPRax 2008. 319 (322), der dies als "kurtos"
bezeichnet hat

169 Rauscher EuZPR/EuIPR/Picht Rom II-VO Art 14

Rn.3.
170 Hohloch NZV 1988, 161 064)'

171 Gruneberg/Thorn RomII-VO Art 12 tut 5'

iiz n""t.tt"tE"ZPR./EulPR/Picht Rom II-VO Art 14

Rn.31.
173 Leible RIW 2008,257 Q58)'
174 So auch Leible RtW 2008, 257 (258)'

iis nuwctt.. nrzPR/EulPR/Picht Rom II-vo Art 14' - 
nn. Z; f'ff<-eGB^Vagner EGBGB Art 42 Rn' 3
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Reclrtswahlvereinbarungen nach dem Eintritt des schadensbegründenden Ereignisses sind zuuächst unein-

^l-ilo"ra und formlos möglich, sofern es sich nicht um eine der in der Rorn II-VO von der Rechtswahl

::::.-.äil;;;.n n.rr.ttrmuän.n h-d.lt, wie beispielsweise den Bereich des Geistigen Eigentums (At{.8

ffii?ä;ffiüol.-wi. auch bei AGB im vertragtichen schuldrecht richtet sich die Einbeziehungskon-

[äff. .*1, a"r jeweils einschlägigen Rechtsordnung. Eine Rechtswahlvereinbarung ex ante ist hirigegen

;;;il;.r*äeren TatbestanJsioraussetzungen rnögiich. Zum einen ist es gem' Alt. 14 Abs' 1 S' I lit' b

ilffi-Vö-;;f"rderlich, dass beide Parteien-einer ,okommerziellen Tätigkeit'o nachgehen' Gegenü!9r

V"rürä".fr"- f."nrmt miihin eine solohe Rechtswahl regehnäßig nicht in Betracht' Warum allerdings nicht

ur-"t rriuutp.rronen untereinander oder auch im Bereich der Anbahnung von Verbrauchewerträgen von

ä R;;;öfimöglichkeit ex ante Gebrauch machen könlen sollen, findet in der Rom II-VO oder

:- i};ägrrgrgünA.n keine explizite Begründung. Dies liegt vennutlich daran, dass diese Wefirng

,"ii?* ,"iärrärJchtlichen Grundsätzen der VerbrauCherschutzrichtlinien übereinstimtnt, Auch die Frage,

;;";;;"" unter einer ,,kornmerziellen Tatigkeit" zu vetstehen ist und warum in Abweichung zur sonstigen

ää'?ßüil*;""g riäirr der Begriff des ,,Ünternehmers" verwendet wird, ist nicht eindeutig geklärt, weil

;;,o ü;il;;;g.gErr.. offengelaisen *oid"n. Es karm allerdings niclrt davon -auseecqcel 
werden, dass

rräiii.i*rrrri'cliein inhaltli"cher unterschied geschaffen werden sollte. Es scheint deshalb richtig, unier

--f.ä,o-*riAf Tätigen" in über.einstimmung mit .g t+ BGB bzw. den EU'Verbraucherichtlinien ,,Unterneh'

rner"' zu verstehen.lT6

Neben dem Merkrnal der ,,kommerziellen Tätigkeit" ist es gem. Art. 14 fb-s, 1 lit' b Rom II-VO für die

Wirt.r*f..it einer Rechtsuähl ex ante darüber hinaus erforderlich, dass die Vereinbarung ,,frei ausgehan-

i.ii;:lri.-ni.r.r Tatbestandsmerkmal füh* zu folgendem Problem: Im Bereich der vertraglichen Schuldver'

fraii,riss. ist es gängige Vertragspraxis, die Rechtswahl in Wege von AGB festzulegen. Im Bereich der

ärä"*.rt .gfirftär Sctuldverhajtnisse tieten diesbezüglich jedoch - zumindest im Bereich der antizipierten

n"ct ts*a6i- probleme auf. Das liegt daran, dass dii Rom II-VO in Art' 14 Abs' I lit' b voraussetzt, dass

ai.-"*i."fr"n den parteien erfolgte üereinbarung,,frri ausgehandelt" sein muss._Das Problem des fieien

Aushandelns stellt sich nur bei elner Rechtswahfvor Eintritt des schadensbegründenden Ereignisses; denn

das Kr.iterium des,,fieien Aushandeins" wird in Art. 14 Abs. l lit.a RomII-VO für die nachträgliche

n"cntsr"at t nicht erwahr*. Inwieweit eine auf AGB beruhende Reclrtswahl a1s frei ausgehandelt gelten

l;; t;ir;hö" er.unJsatzlich liaglich. Zum einen lässt sich ausführen, dass sich bereits qua definitionem

nicht von eineni,,aushandeln" sp"rechen lässt, wenn die Rechtswahlvereinbarung von eiler Partei gestellt

**d".t, Wesensmerkmal von ÄGB ist es ja gerade, dass die Bedingulgen einseitig gestellt werden und

nicht aufVerhandlungen der Parteien beruhen. Zum anderen kann min a6er auch aufdie Üblichkeiten des

internationalen und nationalen Handelsverkehrs abstellen und hervorheben, dass die Verwendung vorfonnu;

lieder Verlr.agsentwürfe in diesem Bereich üblich ist und allein die Vorformulierung nicht dazu fiihrendarf,

die Rechtswahlklauseln als nicht fi'ei ausgehandelt zu qualifizieren.lTs Bei einer Reform det Ronr II-VO

scheint es deshalb sinnvoll, die anftingliJhe Rechtswahl auch durch AGB zuzulassen, also auf jegliche

Modalitäten des Aushandelnr uir Voruuir.t"ung flir eine wirksame anftingliche Rechtswahl zu verzichten'l7e

Das lässt sich vor attem Jamit begründen, Juss .r der Wille des europäischen Gesetzgebers war, die

Rechtswahhleiheit auch ex ante zu\ewdhren und bei Fehlen einer Möglichkeit, dies durch AGB zu tun,

Art. 14 Abs. I lit. b Rom ll-Vö";"itdilaktirchen Bedeutung in großem Ürnfang beraubt werden würde,r80

zumal *,enn man bedenkt, dass eine ölche Reohtswahl im Verhältnis zu Verbrauchel'n gem' Art. 14 Abs' 1

S. i lit. b Rorn II-VO ohnedies nicht möglich ist.

Auch in Bereich der außeryerlraglichen Schuldverhältrisse ist die Rechtswairl fleilich nicht grenzenlos

möglich. In Anlehnung an Art.3-Abs.3 und4,RomI-VO sichern Art. 14 Abs.2 und3 RomII-VO die

Ani,endung zwingendän Inlandsrechts.rsl Z$dem müssen nach Ar1.i4 Abs. 1lit'h RomII-VO dulch die

Rechtswahldie RJchte Oritter unberührt bleiben. ln Art. 16 Rorn tr-VO ist die Geltung der sog. Eingriffs-
normen verankefi, durch die die Alwendung der intemational zwingenden Vorschliften des Staates des

angerufenen Gericirts gestattet wird. Eingrifßiormen im Bereich der außervertr^aglichen Schuldverhältnisse

siri beispielsweise irn"Bereich des Arznämittelrechts in $ S4 AMG, zu finden.ls] Die pral'lische Bedeutung

ist irn Vörgleich zu Oer parattetUestimmung in der RomI-VO zwar geringer, doch der beratende Anwalt

muss scho"n aus Haftungsgrtinden die mtigiiche Anwendung von ausländischen Eingriffsnormen in seiner

Beratung berücksichti;;;f- Rn.22J4).-Für die Definition des Begriffs der Eingriffsnorm ist Art.9 Abs' I

€G

&7

a&

176 Wagner IPRax 2008, 1 (13); Bamberger/Roth/Hau/
Poseclc/SpickhoffRom II'VO Art. 14 Rn.5; Grtine-
berg/Thorn Rorn II-VO Art.14 Rn. 8.

1 77 Leible RIW 2008,257 (260); Rugullis IPRax 2008,
319 (322).

178 Wagner IPRax2008,1 (14); BeckOK BGB/Spickhoff
Rom II-VO Afi. 14 Rn.5.

179 Mankowski IPRax 2010, 389 (399 ff .' 402).

180 Wagner lPRax2008, I (14).

1 81 Vgl. dazu die Ausftlhrungen zu Art. 3 Abs. 3 und 4

Rotn I-VO unter * Rn. 18*20

182 MüKoBGB/Junker Rom II-VO Art 16 Rn. 15
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Rom I-VO heranzuziehen.l83 Zu beachten ist aber, dass Art. 16 Rom II-VO - anders als Art.9 Rom I-VO -
nur Eingriffsnormen nach dem Recht des Staates des angerufenen Gerichts betrifft. F.ine Sonderanknüpfung

uon uujändir.hem Eingriffsrecht innerhalb der Rom II-VO ist nicht zulässig.l84 Dies erfolgt schon daraus,

dass eine entsprechendä Bestimmung über die Berücksichtigung ausländischer Eingriffsnonnen, die noch

im Entwgrf vorhanden war, in die enägUltige Fassung der Rom II-VO nicht übemommen wurde. Als weite-

re Grenze der Rechtswahl ist der or"dri pu4licrYorbehalt nach Ar1. 26 Rom II-VO zu beaohten' Darüber hi-

naus schließen Art.6 Abs.4, fut. I Abs.3 und Art. 13 iVm Ar1.8 Rom II-VO ftir ifue Anwendungsbereiche

eine Rechtswahl grundsätzlich aus. Wie auch im intemationalen Vertragsrecht kann die von den Parteien

getroffene Rechtsivahl nachträglich aufgehoben oder geändert werden, Art.3 Abs.2 S. 1 Rom I-VO iVm

Erwägrurgsgrund 7.185

lnsbesondere bei der Anbahnung von vertraglichen Schuldverhäitnissen mit Veftragspartnern in den USÄ

ist eine Rechtswahl dringend zu empfehlen. Dies gilt natürlich in nicht minderem Maße flir vertragliche

Schuldverhältnisse, die däm tatsächlich eingegangen werden. Insbesondere aber im Bereich des Schadens-

ersatzrechts bietet das amerikanische Rechti- und Justizsystem fur Kläger erhebliche Vorteile, während es

insbesondere flir ausländische Beklagte mit erheblichen Nachteilen verbunden ist.r86 Die exorbitanten Scha-

densersatzsummen, die amerikanische Gerichte zusprechen, verbunden mit dem amedkanischen System des

Erfolgshonorars, das eine Klage für den Kläger risikolos macht, weil er seinen Anwalt nur im Falle des

proze-sssieges, und danl auch nur durch einen Anteil am erstrittenen Betrag, bezahlen muss, während der

Beklagte s=eine Prozesskosten unabhängig vom Verfahrensausgang selbst trägt, sind die hierfür markanteu

Stich;ofte.I87 Aus diesem Grunde ist ichon bei der Aufnalme von Verhandlungen über wie auch immer

geartete anschließende vertragliche Beziehungen mit Vertragspartnern aus. den USA dringend dazu zu nten,

äine Rechtswahlvereilbarunj iSv Art. 14 Rom II-VO zu treffen und die Anwendung deutschen Re_chts

sowohl für vertragliche ah äuch für außervertragliche Ansprtiche zu vereiubaren' Art.26 Rom II-VO'

wonach die Anwendung einer Vorsohrift des nach der Verordnung anzuwendenden Rechts nur versagt

werden kann, wenn diJAnwendung des ausländischen Rechts mit dem ordre public des Gerichtsstaates

offensichtlich unvereinbar ist, wird ebenso wie Art.40 Abs.3 EGBGB, der sogar einen ausdrücklichen

Vorbehalt gegenüber Ansprüchen auf nicht-kompensatorischen Schadensersatz enthält, kaum sonderlich

hilfreich r.'inlEin" amerikanische Konfliktpartei wird in aller Regel versuchen, ihre Ansprüche bei einem

amerikanischem Gericht arüängig zu machen, so dass die deutschen Geriohte selten in die Verlegenheit

kommen, die Anwendung bestimmter Vorschriften des amerikanischen Rechts üQer Art' 26 Rom II-VO
bzw. Ai.40 Abs.3 EGBkB zu verweigem, Selbst wenn ein solcher Rechtsstreit vor einem deutschen

Gericht anhängig gemacht wird, hat sich die Situation eines deutschen Beklagten, der sich mit Ansprüchen

konfi.ontiert rieÄt, Oie der Rom II-VO unterliegen, im Vergleich zur vorherigen Rechtssituation wrter

Aft.40 Abs.3 EGBGB verschlechtert. Zwar findet sich auch in Erwägungsgrund 32 der Rorn II-VO eine

gewisse Konketisierung von Art.26 Abs. Rom II-VO in der Hinsicht, dass ein unangemessener, über den

Äusgleich des entstandänen Schadens hinausgehender Schadensersatz mit abschreckender Wirkun^g oder

Straßchadensersatz als mit dem ordre public\er lex fori unvereinbar angesehen werden könnte'188 Auch

wenn diese Fonnulierung insbesondere auf amerikanische punitive dantages und n'eble damages abzieh,

ist diese Aussage in den Erwägungsgründen nicht bindend. Es ist deshalb keinesfalls sichergestellt, dass

Erwägungsgrun-cl 32 der Rom Ii-VÖ itets von den Gerichten bei der Anweudung von Art.26 Rom II-VO

UeruolsiÄtigl wird. Zu hoffen ist, dass sioh zumindest die deutschen Gerichte insoweit an Art.40 Abs' 3

EGBGB auöh weiterhin in den Failen orientieren, die mrnmehr der Rom II'VO unterfallen.r8e Nut so

wird nan sich vor den Unwägbarkeiten des amerikanischen materieilen Schadensersatzrechts schützen kön-

nen 1d0 2usatzlich sind natürlich auch Gerichtsstandsvereinbarungeu oder zumindest Schiedsvereinbarungen

anzustreben, die den amerikanischen Gerichtsstand vermeiden,lel

lll. Forensische Praxis

l. Allgemeines, Eine jede Beratung im Intemationalen Schuldrecht wäre unvollst?indig, wenn-|.e^niclrt

nebei den Fragen dei nach dem Kollisionsrecht anwendbaren materielleu Rechts auch die anschließende

gerichtliche Auseinandersetzungantizipieren würde, also Vorsorge flir den Fall von gerichtlichen Auseinan-

I 83 Rauscher EuZPR/EuIPR/.Takob/Picht Rom II-VO
Art, 16 Rn.4.

I 84 Wagner iPRax 2008, 1 (15); aA Leible/Lehmann RIW
2007,721 (726) die den Rtickgriff auf ausländische
Eingriffsnormen ltlr die Wahnrng wirtschafts- nnd so-

zialpolitischer Inleressen für erforderlich halten.

185 MüKoBGB/Junker Rom II-VO Art. 14 Rn. 24.

1 86 Paulus RIW 2006, 258 ff.; Hess AG 2005, 897 ff.

187 Hess AG 2005,897ff
188 HK-BGBiDömer Rom II-VO Afi.26 Rn.2.
I89 So auch Grüneberg/ThomRom II-VO Art. 26 Rn 3
1 90 Vgl. zur Gesamtproblematik ggf. auch Schneider

EUZW 2017.489 (490).

191 Vgl. zur Gesamtproblernatik auch Schütze RIW
2005,579ff.; Brand NJW 2012,1116f.
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6erserzungen trifft. Aufdie besondere Bedeutung von Gerichtsstands- rnd Schiedsvereinbarungen im inter-

"äiiä"äf "i 
n".htsverkely ist bereits hingewiesen worden. Wenn sich eine gerichtliche Auseinandersetzung

ää"ri'är.frf;rnend tatsächlich niclrt venneiden lässt, gilt es, die Besondelheiten des Internationalen Zivil'
.?ärÄ.r.n" und dessen Fallstricke zu beachten. Es darf die These gewagt werden, dass vermutlich mehr

äf, ai.älit. aller internationalen Zivilverfahren - zumindest auf Beklagtenseite - allein mit der richtigen

ä;;;;"g der verfahrenslechtlichen Vorschriften gewonnen werden kann, vnd zwar unabhärgig von der

*äi.rilifr" n"chtslage. Ganz sicher ist jedoch, dass man in 100 % aller intemationalen Zivilverfaluen

ffi;16;; wird, weil man das Intematibnale Zivilverfahlensrecht nicht kennt oder fehlelhaft anwendet.

;?i;kü, Rechtsschutz im Intemationalen Schuldrecht kann dabei nur dann gewährleistet werdeno wenn

;;;;;;; der Einleitung eines Rechtsstreits die Fragen der Anerkennungsfähigkeit und Vollstreckbarkeit

ä"rä "iro.i "nden 
U*äils einschließlich der damit verbundenen Kosten in den Blick genommen w.et-den'

Ä"JÄrf.ffr kann es geschehen, dass derartige Urleile aufgrund von Fehlem im Raluen der Ermittlung

ää. ä.C.ftrn"nen Zusündigkeit, der Zustellung oder aufgrund von rein__faktischen Problemen eines inr

;;rü; durclrzufrihrend enlxequalur-Yerfalrens scheitern. Es wäre deshalb zu begrüßen, wenn auch in der

uniu.rrltar.n Juristenausbildung das Intemationale Zivilverfahreusrecht stär'ker in den Fokus genommen

wür'de.

Während im Fall von Rechtsstreitigkeiten mit außereuropäischem Bezug insbesondere die Anerkennung

unJ froltrt.."t ung häufig schwierig, wenn nicht unmöglich ist, werden innelhalb der Europäischett Union

.**n nr Urteile in den älderen Mltgliedstaaten in aller Regel olme jede weitere Schwierigkeit anerkarurt

*? u"offrn."f,t.1e2 Dulch die Brtissefl-VO-Novelle ist dies noclmals erleichtert worden (+ Rtt.55ff.)'

äi"rin tieg"n für die prozessführenden Parteien erhebliclre Risiken und Chancen zugleich. 5328 ZPO

unA Oi. däin lormiertän Anerkerurungsversagurgsgründe für Urteile aus dem außereuropäischen Ausland

,i.ll.n .ln.n erheblichen Schutz fiir deutsche Beklagte vor der Vollstreckung ausländischer Ufteile dar, weil

sowohl die Zuständigkeit des ausländischen Gerichts als auch die Ordnungsgemäßheit der Zustellung vom

deutscl.ren Anerkennungsgericht überprüft werden können. tm Falle von Utleilen aufgrund deliktischerÄn-

spr.üche muss deshalb äai dertr.h. Gericht in spiegelbildlicher Anwendung der Grundsätze des $ 32 ZPO

bei der überprüfung der Zuständigkeit des ausllildischen Gerichts nachprüfen,-ob tatsächlich eine unerlaub'

te Handlung'vorgeligen hat. Es muss also faktisch der gesamte ausländische Volprozess einschließlich der

Beweiserhe-bunq-i1 teutschland wiederholt werden.re3 Dies führt dazu, dass schon aus praktischen Gründen

das Verfahren äach gg 722, 723 ZPO, das zurn Vollstreckungsufieil fülrren soll, scheiterq weil der im

Ausland erfolgreiche 
-Klager 

haufig - zgmal wenn et auch noch ausiändersicherheitspflicltig iSv $ 110 ZPO

istlea - das Aifrollen deJgesamten Vorprozesses mit ungewissem Ausgang in Deutschland soheuen wird'

Umgekelrt stellt sich allerdings das gleiöhe Problem flir deutsche Kläger, die ein in Deutschland erstrittenes

Urte]l im außereuropäischen Äuslanä vollstrecken wolleu. Der deutsche Kläger, der eil solches Urteil im
Inland erstritten hat, wird beispielsweise in den USA oder in Brasilien einen erneuten Prozess über die

Vollstreckbarkeitserkläruug führen müssen, der mit den gleichen Kosten verbunden ist wie ein gleich im
Ausland ge{iihrtes Ausganlsverfahren. Die Fleude über die Möglichkeit, im lnland kiagen zu können, wird
dann haufig der Enttäuschulg weichen, die sich dann einstellt, wenn die Vollstreckbarerklärung im Ausland

mit so prohibitiven Schwierigkeiten verbunden ist, dass das deutsche Urleil im Ergebnis nicht viel wetl
ist. Insbesondcre vor der Einl=eitung von intemationalen Zivilrechtsstreiten, in denen die Vollstreckung im

außereuropäischen Ausland erforderlich ist, muss deshalb sorgsam abgewogen werden, ob sich das Führen

eines solciren Rechtsstreits tiberhaupt wirtschaftlich rechtfertigen lässt. Wem schon ganz grundsätzlich gilt,
dass der forensisch tätige Anwalt schon bei Beginn des Mandats ,,vom Ende her" denlcen muss, so gilt dies

irn intemationalen Verfakensrecht urnso mehr.

2. Zuständigkeit, Ganz anders - abel'nicht weniger risikoreich ftir die Pafieien - stellt sich die Situati-
on dar, wenn Urteile aus einem Mitgliedstaat der Europäischen Union in einem anderen Mitgliedstaat
vollstreckt werden sollen. Nach Art.45 Abs. 3 Brüssel Ia-VO kann die internationalc Zuständigkeit
des Ausgangsger.ichts im Anertennungsverfahren nicht nachgeprüft werden. Die Brüssel Ia'VO nimmt
also die unäüeffende Annahne seiner Zuständigkeit durch ein europäisches Gericht hin, so dass die
Anerkennung einer Entscheidung eines Gerichts eines EU-Mitgliedstaates in einem anderen Mitgliedstaat
auch nicht unter Berufung auf din ordre public verweigefi werden kann.re5 Eine Ausnahme hiervon besteht

4"4

ßr, i.2

192 S. zur Anerkennung und Vollstreckung verwaltungs-
genchtlicher Entscheidungen Brand IPRax 2020,
210 ff

193 BGH NJW 1969,1s36;8GH2124,237;BGH NJW
1993, 1073;OLG Düsseldorf IPRax 2009, 517.

194 Dies gilt seit dem BREXIT nunmehr auch fi.ir Kläger
aus Großbritannien, BGH GRUR-RS.2021, 4858,

mAnm Brarnbrink GRUR-Prax 2021 ,257; OLG
Frankfurt/M. lPRax 2022, 521 nAnm Schütze IPRax

2022,481; Ungerer NJW 2021" 1270 (1273).

195 Thomas,PutzoiHüßtege EUGVVO Art, 45 Rn. 27;

OLG Frankfurt/M. IPRax 2002, 523; Piltz NJW
2002,789 (790); vgl. auch Brand IPRax2013,126

030).
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nur in den Bereichen des Verbraucherrechts,le6 des Versicherungsrechts und des Arbeitnehmerschutzrechts
gemäß Art.45 Abs. I lit. e Brüssel Ia-VO, wonach ein Anerkennrurgshindernis dann besteht, wenn das

entscheidende Gericht in einer Verbranchersache, einem Rechtsstreit zwischen VersicherungsnehmerteT und
seiner Versicherung oder zwischen Arbeitgeber und Arbeitnehmer seine Zuständigkeit zu Unrecht entgegen
der Vorschriften der Art,10-23 Bnissel Ia-VO angenommen hat.res Der Europäische Verordnungsgeber hat
deshalb mit dem vormals ehemen Grundsatz des Internationalen Zivilprozessrechts gebrochen, nach dem
kein Beklagter gezv/ungen werden kann, sich vor einem unzuständigen ausländischen Gericht zu verteidi-
gen. Das Grundprinzip, dass der Beklagte vor urgerechtfe(igten Klagen in möglichenveise exzessiven
ausländischen Gerichtsständen geschützt werden soll, ist damit im Bereich der Europäischen Union obso-
let geworden.ree Der Europäische Verordnungsgeber geht deshalb davon aus, dass jedem EU-Bürger die
Rechtsverteidigung vor einem Gericht des anderen EU-Mitgliedstaates zumutbar ist. Dies darf - zumindest
solange nicht in allen Mitgliedstaaten der EU sichergestellt ist, dass sich die Gelichte frei von Korruption an

Gesetz und Reoht halten - als eine verheerende Fehlentwicklung bezeichnet werden, die die Prozessgund-
rechte von Beklagten innerhalb der Europäischen Union unzumutbar einschränkt. Die Prozessparteien eines
innereuropäischen Zivilrechtsstreites müssen sich gleichwohi auf diese Situation einstellen und sich trotz
aller nach wie vor existierender Sprach-, Kosten- und Rechtsstaatlichkeits-Probleme stets gegen Klagen
vor Gerichten im EU-Ausland verteidigen. Wäihrend also im Velhältnis zur außereuropäischen Drittstaaten
durchaus in vielen Fällen der Rat erteilt werden kann, sich gegen eine Klage vor einem unzuständigen
ausländischen Gericht wegen des Anerkennungsversagungsgrundes des $ 328 Abtr 1 Nr. I ZPO nicht zu
verteidigen und den Erlass eines Versäumnisurteils in Kauf zu nehmen, kann ein derartiger Rat bei
innereuropäischen Rechtsstreitigkeiten keineswegs erteilt werden.

43 Freilich ermöglicht das System der Brüssel Ia-VO, das an sich dazu geschaffen worden ist, Zuständig-
keitswettläufe zu vermeiden, zumindest noch in gewissen Grenzen prozesstaktisches Verhalten, wenn es

darum geht, ein der;jeweiligen Partei genehmes Forum anzurufen oder ein unangenehmes, aber gleichwohl
zuständiges Forum zumindest zeitweilig zu venneiden. Durch das Verbot, die Zuständigkeit des entschei-
denden Gerichts im Rahmen des Anerkennungs- und Vollstreclcungsverfahrens zu überprüfen Art.45 Abs. 3

Brüssel Ia-VO, wird entgegen der Intention des Verordnungsgebers ein solcher Wettlauf mitunter noch
begünstigt. Bekannt geworden sind derartige Prozesstaktiken unter den Stichwolten ,,Windhundprinzip"
und o,Torpedo".200 Im Kern geht es dabei darum, sich die Bestirnmung des Aft.29 Brüssel Ia-VO zunutze
zu machen, die das Ziel hat, widerstreitende Entscheidungen verschiedener Gerichtb innerhalb cler Mitgiied-
staaten der Europäischen Union zu vermeiden. Insoweit entspricht die Regelung des $ 29 Brüssel Ia-VO2or
und die darin normierte Rechtshängigkeitsspene dem Prinzip, das $261 Abs.3 Nr. lZPO fix die parallele
Rechtshängigkeit bei Gelichten im Inland normiert hat, freilich mit dem Unterschied, dass ein deutsches
unzuständiges Gericht einen Rechisstreit an das zuständige deutsche Gericht venveisen kann, während
die Verweisung eines Rechtsstreits an ein Gericht er'nes anderen Staates nach der Brüssel Ia-VO nicht
möglich ist.202 Art.29 Brüssel Ia-VO schreibt vor, dass, wenn bei Gerichten verschiedener Mitgliedstaaten
Klagen wegen desselben Anspruchs zrr,rischen denselben Parteien anhängig gemacht werden, das später
angerufene Gericht das Verfahren von Amts wegen auszusetzen hat, bis das zuerst angerufene Gericht
seine Zuständigkeit festgestellt hat. Werur zuerst das angerufene Gericht zu der Überzeugung gelangt ist,
dass es zuständig ist, muss sich gem. At.29 Abs. 3 Brüssel Ia-VO das später angerufene Gericht für
unzuständig erklären.203 Aufgrund des weiten Verfahrensgegenstandsbegriffs des EuGH, der sich in der
,,Kernpuni<ttheorie" ausdrückt,2o4 führt dies dazu, dass die positive Leisiungsklage und die umgekehLrte

196 S. hierzu auch EuGH 18.11.2020 - C 519/19, BeckRS
2020,31152 *Ryanair - DAC ./. DelayFix, mAnm
Staudinger NZV 2021, 39; Mansel/Thorn/Wagner
IPRax 2021, 105 (125); BGH NJW 2015, 169 mAnrn
Vossler; Wilke EuZW 2015,13; Ganssauge Internatio-
nale Zuständigkeit und anwendbares Recht bei Ver-
braucherverträgen im Internet.

197 S. zum Begriffdes Versicherungsnehmers auch
EUGH 21.10.2021 - C 393/20,IPRax 2023, 69 mAnm
DandaIPRax2023,24.

198 Thomas/Putzo/Hußtege EUGWO Art. 45 Rn. 28 ff.;
Rott EUZW 2005,167 (168).

199 Brand l{FR 2007, 229 (238).
200 S. hierzu ausf. Thode BauR 2005, 1533 ff; Geimer/

Schtitze EurzivilVerfR/Geirner, 3. Aufl . 2010,
EUGVVO Art, 27 aF Rn. 10.

201 Insoweit unveräl.ldert übemommen aus Art. 27
EuGWO aF.

202 I7K-ZPO/Saenger ZPO $ 281 Rn. 7; Geimer/Schtitze
EurZivilVerfR/Geimer, 3. Aufl . 2010, EUGVVO
Art. 27 aF Rn. 3; anders allerdings nach Art. 15

EuEheVO.
203 S. hierzu aus neuerer Zeit EUGH 3.4.2o14 - C-438/12,

mAnm Nordmeier IPRax 2015, 120 ff .; vgl. ntr Pro-
blematik von Prozessaufrechnungert vor dem für die
Gegenforderung unzuständigen Gericht OLG Mun-
chen IPRax 2019, 314, rnAnm Brand IPRax 2019,
294[f .

204 EIG}J 6.12.199 4 - C- 406 192 
" 

S lg. 1994 I- 5439 - T he
Tatry, s. hierzu Geimer/Schl.ilze EurZivilVerfR/
Geimeq 3. Aufl. 2010, EuGVVO Art, 27 aF Rn. 30,
Fn. 62 mwN; EUGH 8.12.1987 - 144186,519.1987
4861 : NJW 1989, 665 - Gubisch/Palumbo; s. auch
Mansel/Nordmeier FS Athanassios Kaissis, 20i2,
629ff
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ffias anwaitliche ftfiandat irn intennationalen Sehuldrecht

llegative Feststellungsklage aufNiclrtbestehen der Leistungspflicht als identisch iS_v Art.29 Brüssel Ia-VO

an!.r.6"n werden.2i5 DJr Wettlauf um die Zuständigkeit besteht dann darin, dass deq'enige, der eine

ieistungskiage bei einem ausländischen Gericht gegen sich beiiirchtet, zuvor die umgekehrte negative

Festsrcfungstlage2o6 bei seinem Heimatgericht erhebt, Selbst wem diese negative Feststeliungskiage ganz

otrenkundi! bei-einern unzusttindigen Gericht erhoben worden ist, weil die Parteien vertraglich eine an'

derslautend*e Gerichtsstandsvereinbarung getroffen haben oder aufgrund der Zuständigkeitsregelungen de-r

Brüssel Ia-VO ein anderes Gericht zustandig ist, tritt die Rechtshängigkeitsspene des Art.29 Brüssel Ia-VO

gleichwohl ein.207 Der Gläubiger, der mit Jeiner positiven Leistungsklage rn seinem Heimatstaat vor dem

än sich zuständigen Gericht ,,iu späto' gekommen ist, so dass das mit der Leistungsklage befasste Gericht

das später rrg.,if.n. Gericht iSv Art.29 Brussella-Vo ist,,-wird nuu zu gewärtigen haben, dass er sich

zunächst im Äusland gegen die negative Feststellungsklage2os verteidigen und die fehlende Zuständigkeit

des ausländischen Gerichts digen muss. Erst wenn dieses Verfaken - möglicherweise nach mehreren

lnstanzen - rechtskräftig abgesöhlossen ist, was mitunter mehrere Jahre dauern kam, wird sich das eigent-

lich zuständige Gerichiseinles Heimatstaates mit der positiven Leistungsklage befassen dürfen, und auch

1ur dann, *J11 d"t Beklagte der negativen Feststellungsklage mit seiner Zuständigkeitsrüge beim zuerst

angerufenen Gericht dulchgedrungen ist.20e Zu Recht ist deshalb in der Literatur dieses ,,Windhundprirzip"
utJrin. ,Bmpfindliche Sloäkade ä'es Reclrtssohutzeso'bezeichnet worden,2lo die die hiervon belastete Partei

sowoht tcostänmäßig überfordem als auch zum Absohluss ansonsten nicirt erforderlicher Vergleiche zwirl'

sen kann. Zu begegnen wäre dem zumindest teilweise mit der Einführung einer Verweisungsmöglichkeit

ähoti.h d"r aes $ Zöt ZPO2\1 auch im System der Brüssel Ia-VO. Wirksam wtire dies aber nur i*n,yq*
die Verweisung'mit Bindungswirkung für das aufnehmende Gericht ausgestattet wäre, also langwierige

Zust?indigkeitsiechtsstreite tatsächlich vermieden würden.2l2

Einen ersten gesetzgeberischen Schlitt zur Eindämmung derartiger Torpedo-Klagen hat-die Brüssel I-

VO-Nove1le2ü n arl. :t Abs. 2 und 3 Brüssel Ia-VO ftir Fäl1e unternommen, in denen eine Gerichtsstands'

vereinbarung besteht. Danach kann eine Gerichtsstandsvereinbarung nicht mehr mit einer.Torpedo'Klage

ausgehebelt-werden, selbst wenn das vereiabarte Gsricht nicht das zuefst angetufene Gericht iSv Art.29

Brüisel Ia-VO ist. Vielmehr muss sich nun auch das mit einer Totpedo-Klage zuerst angerufene Gericht

zugunsten des zuletzt angerufenen Gerichts Iilr unzuständig erklären, wenn das in der Gerichtsstandsverein-

baiulg gena,rnte GOricht seine Zuständigkeit festgestellt hat. Im Ergebnis kommt somit dem prorogierten

Cerici'täle Entscheidungsprärogative zu.214 Nach Erwägungsgrun d22 der Brüssel Ia-VO ist es das Ziel det

neuen Bestimmung, nicht nur ausschlipßliche Gerichtsstandsvereinbarungen zur Wirksamkeit zu verhelfen,

sondera ausdrüoklich auch, ,,missbräuchliche Prozesstaktiken zu vetmeiden", Weitere Schritte des europä-

isclren Gesetzgebers zur Eindärnmung des ,,Windhurdprinzips" wären wünschenswert, beispieisweise durch

eine Einschrääkung des Prioritätsprinzips der Art.29 und 30 Brtissel la-VO flir neg{i-ve Feststellungskla'

gen oder des Gericitsstands der Sireitgenossenschaft gem, Art. 8 Nr. I Brüssel Ia-VO215 im Falle von n€ga-

iven Feststellungsklagen gegen Anspriche aus unerlaibter Handlung iSv Art.7 Nr. 2 Brüssel 1a-VO.216 So-

lange derartige din."ütanf.onge4 auieuropäischer Ebene dwch legislativo oder Rechtsprechungsakte,noch

nicüt erfolgt*sind, bleibt für äine Zurückdrängung unerwi.inschter negativer Feststellungsldagen im Wege

der Torpedä-KlagB nur die resh.iktive Anwendung des nationalen Rechts, beispielsweise durch Vemeinung

.&&

205 EuGH 8.12.1987 -144186. Slg, 1987 4861 : NJW
1989, 665 - Gubisch/Palumbo; s. auch Rauscher
EuZPR/EuIPR/Leible Brüssel ia-VO Arl.29 p;n.17 

.

206 Dies ist der sog. Torpedo; s. hierzu auch Schlosser/
Hess/Schlosser EuGVVO Art. 29 Rr. 4c; vgl bei-

spielhaft LG Düsseldorf 26.4.2012 - 2U 18/12,

BeckRS 2013, 07800.
207 Thode BauR 2005, 1533 ff.
208 S. zB die Fallkonstellation in BGH NJW 2002,2795.

209 Dies ist aufgrund der oben (' Rn.42) bereits be-

schriebenen Tatsache, dass nicht alle Gerichte aller
EU-Mitgliedstaaten die EuGWO richtig anwenden,
sondern sich mitunter auch von sachfremden Motiven
wie Komrption bei der Urteilsfindung leiten lassen,

aber noch nicht einmal sicher.

210 Geimer/Schritze EurZivilVerfR/Geirner, 3. Aufl 2010,

EuGVVO Art. 27 aF Rn. i0, der zu Recht darauf hin-
gewiesen hat, dass die Widerklagemöglichkeit des

Art. 6 Nr 3 EuGVVO aF Qel^ ltrt.8 Nr 3 EuGVVO)
hierfür nicht in jedem Falle einen angemessenen Aus-

gleich schaffen kann; s, krit. auch Schlosser,4{ess/

Schlosser EuGWO Art. 29 Rn. 4c; Mankowski RIW
2004,481 (496); dies gilt insbes. auch, wenn man

sich vergegenwärtigt, dass selbst selbstständige Be-

weisverfahren die Sperr.r'irkung des Ar1 27

EuGWO aF bzw. Art.29 EuGVVO entfalten kÖn-

nen, s. hierzu OLG München IPRax 2015,93 mAnm
Niggemann IPRax 2015, 7 5 ff .

211 S. a. $$ 17-17b GVG, $ 48 ArbGG und $ 12 LwVG.
212 Anch Att.15 Abs. 5 EuEheVO sieht - wohl aufgrund

von Bedenken gegen anderenfalls mögliche Souverä-

nitätseinsofuänkungen - eine Bindungswirkung fttr

das aufnehmende Gericht nicht vor, vgl Zölletl
Geimer EuEheVO Art. 15 Rx. 8 f.

2 I 3 Brüssel Ia-VO novelliert durch Verordnung (EU)

Nr.121512012, ABL20I2L 351, 1, in Kraft seit dem

10.1.2015.

214 HK-ZPOIDömer EuGVVO Art. 31 Rn, 2

215 Entspricht Art. 6 Nr 1 Brüssel I-VO.
216 Entspricht Art. 5 Nr 3 Brüssel I-VO.
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des Feststellungsinteresses iSv $ 256 ZPO3I7 Zu Recht ist deshalb gefordert worden' dass in Fällen' wenn

rrirt.iä", 
".g"ii"en 

Feststellungsklage rafünierte Methoden des ,,forum shopping", also eine etwa kurz vor

der Leistungsklage erhobene"nSÄJü" f.uttt"llungstlage, stehen, an das Vorliegen eines Rechtsschutzbe'

dürfnisses strengere Anforduu-näais sonst zu ställen iind'2ls So hat auch Generalanw alt Järiskinen in sei-

nen Schlussanträgen vom i.li.iOtq in der Rechtssa che C'352113, einem Vorabentscheidungsersuchen eines

deutschen Gerichts im Rahmen einer Kartell-schadensersatzklage, auf die- Gefahr eines Reclrtsmissbrauchs

durch Torpedo-Klagen hingewLs.n unA daraus gefolgert, dass nach einel kaüelibehördlichen Entscheidung

über das Vorliegen .in"l. Zr-,*iJ.i'ttandlun^g^eine äegative ieststellung aufgnrnd der Bindungswirkglq -die;er

Entscheidung ausgeschlossen;;i;";;;; t' Dem Jnd der europäisohe G-isetzgeber oder der EuGH bisher

nicht gefolgt. Der deutsche 6.r.üg.0.. fr"t aber3B im Bereich des Kartellschadensersatzrechts durch $ 33g

Abs.2 S.2 GWB festgelegt, dass auch im Fall einer negativen Feststellungskla€e die Herausgabeansprüche

in Bezug auf Beweismittel bestehen, um so Torpedoklagen entgegenzuwlrKen'""

3. Zustellung. In der Praxis mit nicht unerhebiichen schwierigkeiten ve1!u1cle1 stellt sich die Situation im

Zusammenhang mit der z";;iil;; der verfahrenseinlcitenäen Schriftstlicke dar' Mit Inkrafttreten der

Brässel I-Vo am 1.3.2002 **0. är. zuvor geltende Art. 27 Nr.2 EuGVÜz2r grundlegend verändert' Bis

2002 u.urde nach dieser n g.fung eine EntsJheidung eines Gerichts' eines Eu-Mitgliedstaates t1 1n{egn
EU-Mitgliedstaaten nicht *?.r.un-nt und ftir vollstreckbar erklärt, wenn das. verfahrenseinleitende Schrift-

stück dem Beklagten, a.. ri.ü-""iO"s Verfa6en nicht eingelassen hatte, nicht.ordnungsgemäß und nicht

so rechtzeitig zugestellt *or^a* *ur, dass er sich verteidigen krn"l"."'P?: Blklaete*war also nach Arl'27

är.;;öViT;';opp.tt., Einrt.t t geschützt: Die Rechizeitigkeit und die 
-Ordnun^g^1gemäßheit 

det.Z.u'

;;;11;;J"r verfanränseinleitenden S'chriftstücks waren - trotz-Kritik in der LiteratuP23 - Kernbestand des

.uropair.fr.r Ziuitu"rfatrensre"ltis .22a Aft.45 Abs. 1 lit. b Brüssel Ia-VO hat diesen Schutz des Beklagten

;;J;;i;.r Anspruchs aufrechtliches Gehör erheblich ausgedünnt. E-in Verstoß gegen die Zustellungsvor-

schriften gilt nun nl"frt *.fr. ui. Crrund, die Anerkennurig und Vollstreckung zu versagen' Ein solcher

Anerkennungsv"r.ugongrgrond liegt nur nooh dann uo., *ä* das verfahrenseinleitende Schriftstück dem

e.ki"gt.r"äht.oi..ütrri-iig uoJin .in., Weise,zugestellt worden ltt'iu:? er sich verteidigen konnte'

Auch dies gilt nach Art. +S ats. 1 lit. b Brüssel Ia-VO iur dann, wenn cler Beklagte gegen die Entscheidung

im Ursprungsstaat einen n .ftirt.t.if"ingelegt hat.225 Anders stellt sich die Rechtslage nach wie vor

bei der Anerkennung von ürt.1.n auslaniisclier Gerichte auße.ha1b der Europäichen Union dar' 
.Nach

6lZS-nUr. I Nr.2 ZiO ist nach wie vor die Ordnungsgemäßheit der Zustellung Voraussetzung Iiir die

Anerkennungsftihigkeit eines sotchen urteils in DeutscÄ'läd. während sich also ein Beklagter' der sich mit

einer unter Verstoß gegen beispielsweise,d-ie nesti*mu"gen des Haager Zustellungsüberkommens226 tnit

der einfachen Post22? oder;;;;;-M;tl'idoJer WhatsAipz2s zugestillten verfahrenseinleitenden Schrift-

stücks aus dem außereulo?äJÄn aurt*a konfrontiert tl.ttt, oitttt zwingend im Ausland verteidigen

muss, sondem den Erlass Jirres Vcr.äu-nisurteils in Kauf nehmen kann - jedenfalls dann, wenn er niclrt

über pftindbare v"..og.nr*.rt im Ausland verfligt -, weil ein solches.in Deutschland nicht vollstreokbar

wäre, gilt dies für o.n g.klugt.n eines verfahrenJ vor einem Gericht innefhalb der Europäischen union

217 Ygl. Thotnas/Putzo/Reichhold ZPO $ 256 Rn 3,

13ff.; ZollerlGreger ZPO $ 256 Rn. 7; Brand IPRax

2016,3r4ff.
218 Schlosser/Hess/SchlosserEuGVVO $ 29 Rn 4c;

Rauscher EuZPR/EuIPR/Leible Brüssel Ia-VO

Art.29 Rr.36 Fn. 153

2 19 Schlussanträge des GA Jääskinen v Il 12'2014,

C-352l13 Rn.51.
220 BeckOK KartellR/Flempel GWB $ 33g Rn 23'

221 Brüsseler EWG-Übereinkommen über die gerichtli-

che Zuständigkeit und die Vollstreckung gerichtlicher

Entscheidungen in Zivil- und Handelssachen

(EuGVÜ) v. 27.9.1968, BGBI. II 1972,774 in det Fas-

iung des 4. Beitrittstlbereinkornnens vorn 29 11'1996,

BGBI 1998 Il 1412.

222 Zsr Delßition des verlahrenseinleitendon Schrift-

stucks Bach IPRax2}ll' 241 (243); Braun Beklagten-

schutz S. 63 ff.
223 Geimer IPRax 1985, 6 ff., s. a. Bach iPRax 2011, 241

(241)Fn.4.
ZZ+ iuC}J Z 1 .t590 * C-305/8 8, Slg. 1990 I'27 25 Rn 20 -

LancraylPeters und Sickert KG

22 5 S. hier z,t EutGtI 6 9 .2012 - C -61 9/10, IPRax 201 3'

427 ff. -Trade Agency Ltd /Seramico Investments

Ltd., mBesPr Roth IPRax 2013, 402 ff
226 Haager Übäreiukomrnen ilber die Zustellung gericht-

lichär und außergerichtlicher Schriftstücke im Aus-

land in Zivit- odör Handelssachen v 15 11 1965,

BGBI.1977 II 1453; s. hierzu auch Brand ForrnB

ZivilVerlAuslandsberührung B.I 2 und 5 
..

227 Deutschland hat der gem Art. l0 lit a) LZU grund-

sätzlich tnÖglichen Zustellung per Post widerspro-

chen vgl. $ 6b AusfG zum FZÜ von2212'1977'

BGBI. 1977 I310s.
228 InnerhalbderEU istnunaufgrundArt 19 Abs l lit b

EuZustVO, $ 1068 ZPO die Zustellung per E-Mail

gnrndsatzlich moglich, wenn der Empfänger sich.zu-

ior damit einversianden erklart hat und die Zustel-

lung des Schriftstticks und das Zustellungsdaturn be-

statigt; s, hierzu auch Fabig /WindauNJW 2022'1977

(1978); Richter IPrax2022, 433 (438)'

229 öLG'FrankfurVM IPRax 2022, 624 mAnmKon-
dr\nglPRax2022, 517
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Fr:sanwaltliehc['vianllatiminterneationatee]$*hulelres:ht

rrichttneht.auchwemdieZustellunguntereinemoffenkundigenVerstoßgegendieinzwischenneugefasste
n..-^*aicnne Zustellungsverordnung lEuZustvO)2r0 erfolgt ist'
Ilulup4trvr'- ""-- r:^ r^.. c:^L^-.-^ .l-. Ä^cnrnnlrc crrf /&fl

ir"'tJ";;;r;* die EuZustVO selbst eine Reihe von Vorschriften, die der Sicherung des Anspruchs auf r&S

rechtliches Gehör dienen. af , Wi"ftiigtt. müssen.iusoweit Art' 9 und Art' 12 EuZustVO betrachtet werden'

rlie vorsclireiben, dass cre a*a1rror".in". Zustellung verweigert werden-kann, wenn ,das zuzustellende

Schriftsrück..ni"ht entweoerJi tit"t Spt*ft. abgefasit ode' ü6ersetzt ist, die der Empftinger ve'steht' oder

die die Amtssprache des o"tpfäÄt*iigfl"dstaaös ist'.Zur Sichersteliu'g dieses Annalmeverweigerungs-

-r,L^ :-+ ßaffi arr. e Abs. i'iffi;ltö der Anrragsteller von der Übermittlungs^stelle über dieses Recht,
rgcllls rDL

^rr 
L Ahs-.t ruZustVo innerhalb von zwei Wochen auszutiben isl,23t zu belehren.232 Art. 12

oaS H,EIIT'

Abs.5 EuZustVO U.rttrrrrrriäas uri 
"1n". 

Annahrneverweigerung ryfgyld.Ieh]ender 
Übersetzung die

rricht ordnungsgemäße Zostäffung ltitgift *.t99n.kann, weni dann das Schriftstück mit den notwendigen

i'tberserzun'en ,*.r, ^g.räiti"d; 
tt Art. 12 Abs. j S. 3 EuZustVO bestirnmt nunmehr insoweit' dass

l^-*, r""""iÄ die erste Zr.t.ll*g J, entscheidend angesehen werden soll, wenn nach dem Recht eitres

ffiil;;ffi#'".r"'ärrtä.i-u.i. 
'rirnerhalb einer bestimriten Frist zugestellt werden muss. Damit ist die bis

zum I'kafttreten ae. neutÄsung O.t guZu*tVO bestehende Verjälrrungslroblematik im Zusammenhang

mit der Rückrvir.kung und i;ffi;1n]tr;;;*i.t.rng des $ 2^04 ats. t Nr' t ilCe iVt $ 167 ZPO23a i'r Fall

ilär üä.."rtuet"n Aniahmeverweigerungän gelöst worden'235

Tatsächlich wird allerdings in der Praxis gegen !i9 Belehrungspflicht des 
^Afi 

9 EuZustVO nur allzu &7

d#;;;;;r.h verstonen,-aass di;r;rg';;.#; Belehrung schlicht unte$leibt'236 Das Recht zur Annahme-

,,o^,,Iio",",,o leuft deshalbln J". prät häufig leer, zuäal die EuZ'stVO keinerlei Rechtsfolgen an die

|,|ä;',"ää: öä;;öil Si*e uon art. s duzusiVo knüpft. Lediglich Amtshaftungsansprüche_.gegen

die Übermittlungsstelle ro** ägnt. geitend machen, wenn einer {e1 fartgien durch die unterbliebene

Belel*ung des Zustellungs.Jr*r":tE" llöhteile entstehen.237 Bereits seit Inkrafttreten der Brüssel I'vo ist -
wie oben dargestellt - Ai. "ntrtfur* 

Äufl1:irung übe' das Annahtnevet'weigerungsrecht-auch nicht mehr

im Anerkennungs- und v"i1rtr.;k";;;t.tiurtt"n ä b.tti"ktithtigeno weil es .auf die ordnungsgemäßheit

der Zustellung bei der Feststellung des Anerkennungsversagungsgrundeq Art f5. 
Abs' 1 lit' b Bfüssel Ia-VO

nicht (mehr) ankommt. eufO].rä W"it. *i.O innätratO dir Euiopaischen Union ein Beklagter' der eine

il;;; ili"dsprac1,e gehitä,rä riae.rduin nebst ebenfalls nichi iibersetzten gerichtlichen verftigungen

eines Gerichtei .in", eU-ldteli.Otiuät." ^g.ttellt 
erhält, gezwungel' l9h ryI ** Verfahren -einzulassen'

wenn er nicht rechtzeitigdh il;;h"ib der Ziveiwoclenfritiat, art' tZ afs' 3 EuZLrstVO zuftillig Kenlfnis

'o' seinem Annahmeverwddfi;;ht erhä1t.238 Die Anerkennung wä'e g:m' fu; 45 Abs' I lit' b
Brüssella-Vo nur da'r;-;";;;ü;;;, wenn zugleich geltend gernacht^werden ka'n, dass sich der

Zustellungsernpfdnger nichi orOnuitätÄ"äfin verteiäigen fonnte. Dies dtirfte allerdings bei hinreichend

bemessenen Fristen zur A;ö"d;"t"t;idigungsbäreitschaft und zur Vorlage einer Klageerwiderung

schwierig werden, ,o O*, 
"iriV"ttrauen 

auf"diJNichtanerkennung fi]1 d9n Zustellungsempftinger mit

er.heblichen Risiken belastet l.t.r,n bun". besteht das Risiko einerseitJdarin, dass das Ausgangsgerichi oder

auch das Anerkennungsg..i.iJ ,rG* Ergebnis gelangen, dass der Zustellungsempftinger ausreichende

230 Verordngxg (EU) 2020/1784 des Europäischen Parla-

ments unä des Rates v.25.11.2020 über die Zustel-

lung gericlrtlicher und außergerichtlicher Schriftstü-
cke in Zivil- oder Handelssachen in den Mitgliedstaa'
teu (Zustellung von Schriftstückon) (Neufassung),
ABl. 2020 L 405, 40,ber. 2022L 173, 133; s hierzu
Richter IPRax 2022,433ff.; sowie Brand FormB
ZivilVerfAuslandsberührung B. L 2. bis 4 und 6.

231 S. hierzu auchEuGHT.7.2022 -C-7/2\,NN{ 2022,
2461 ff. - Lkw Walter Internationale Transportorgani-
sation AG/CB, rnAnm Fabig/Windau.

232 Diese Annahmeverweigerung kann auch gogenüber
der Übermittlungsstelle erklärt werden, also nicht nur
der Empfangsstelle, OLG Frankfurt a. M, NJW-RR
2009,11 s. a. Zöller/Geimer EuZustVO Art. 8 tur. 1

233 Zur Belehrung des Empftingers unter Verwendung
des Fonnblattes in Anhang II zur EuZustVO sind die
Ernpfangsstellell unter allen Umsttinden verpfl ichtet;
eine Heilung bleibt aber möglich, vgl. EuGH
16.9.201s - C-519 ll3,EiuZW 201s,832 - Alpha Bank
Cyprus/Si Senh u.a.. mAnm Mankowski.

234 S. hierzu ausf. die VorAufl., Rn.46 sowie Brand
NJW 2004, 1138 ff; Brand/Reichhelm IPRax 2001,
173 tr

235 Ruster NJW 2019,3186; die Bundesrepublik Deutsch-

land hat gem, Art 33 Abs l UAbs.2 EuZttstVO aus-

drtlcklich Q167 ZPO als Frist iSv Art.12 Abs 5 Eu-

zustvo mitgeteilt, BeckoK ZPOlRuster/Lahme Eu-

ZustVO Art. 12 Rn. 53 f.; damit durfte die zuvor be-

stehende Unsicherheit beseitigt sein Die Entlvick-

lung der Rspr bleibt freilich abzuwarten

ä6 Sta&er PRäx2006,116 (123); s. a. den Bericht der

Kommission an den Rat, das Europäische Parlament

und den Europäischen Wirtschafts- und Sozialaus-

schuss uber die Anwendung der Verordnung (EG)

Nr. 1348/2000 des Rates rlber die Zustellung gerichtli-

cher und außergerichtlicher Schliftstticke in Zivil-
oder Handelssachen in den Mitgliedstaaten v
1.10.2004, KOM(2004) 603 endg, SEC(2004) 1l4s'

237 MilKozP}lRauscher EG-ZustVO Art 5 Rn. 5;

Geimer/Schütze Int Rechtsverkehr/Okonska EuZust-

VO (2007) Art. 5 Rn. 7.

23 8 S. hiärzu auch Brand FormB ZivilVerfAuslands-
bertthrung B. I. 4 Arun 2.

239 Ygl. auch Rauscher EuZPR/EuIPR./Heiderhoff Eu-

ZustVO Aft. 8 Rn 11 und 12, 32
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Spracl*enntnisse iSv Art.12 Abs. I lit, a EuZustVO besitzt. Viel größer.noch_ist das fusiko allerdings dann,

*!nn J.r Zurt.liungsernpf?inger im Gerichtsstaat Vermögenswerte besiLzt, die aufgrund eines unter diesen

U*riä"a"n rrgu1g.ä.n Ürteiis der unmittelbaren Zwangsvollstreckung unterliegen,2a0

In der praxis als wenig tauglich hat sich auch erwiesen, dass in Art. 12 Abs. 1 EuZustVO nicht geklärt ist,

uuf *.r."n Sprachkenritnisö abzustellen ist, wenn gepr{ift werden muss, ob das zuzustellende Schriftstück

in,i".. Sprröf.e'gehalten ist, ,die der Empftinger.veritehf'.2a1 Dabei dtirfte es nicht zwingetrd auf die per-

,Änrcn n'spru.hf,enntnisse äei Ceschatsh:inrJr einerjuristischen Person ankommen, sondetn hinreichend

;;ir;;;;r äas Schriftstück lach vernilnftiger und rediicher Arbeitsorganisation in die Hände eines leiten-

äen insesteuten gelansen kann, der in deilage ist, das zugesteilte Scfuiftstück auch in der Fremdsprache

;';er.s?J;;;.t4t Er oftt. alleidings weder ftir eine Partei noch flir deren Prozessbevollmäolrtigte im

Vorhinein abzuschätzen sein, ob dän das Schriftstück tatsächlich in die Hände eines solchen leitendeu

e"l.rt.fft." !"iangett wird und ob * vemeitrendenfalls - nachgewielen werden kann, dass dies einer

";ü;d;." 
üno 1.äl.t.n Arbeitsorganisation widersprochen hätte. Sofem also nicht positive Kenntnisse

UOer Oie 
-spraclkenntnisse 

eines Geichäftsführers einer juristisch1 
!ett_o,1 vorliegen' sollte schon aus

Gründen där Vorsicht stets darauf geachtet werden, dass nach der EuZustVO zuzustellende Schriftstücke

stets in die Sprache des Emplangsstaates übersetzt sind'

Zudem ist nach wie vor unklar, was denn genau unter dem Begriffdes ,,zuzustellenden Schriftstücks" im

Sinne von Art.8 EuZustVO zt verstehen i'st. Hieran haben wJder die Neufassung der EuZustVO noch die

nntsclreidung des EuGH vom 8.5.20082a3 etwas geändei1. Die praktische Schwierigkeit stellt sich häufig

bei der Entscieidung der Frage, ob bei der Erfordeilichkeit einer-Klagezustellung im europäischen a$]Td
nirtrt nu1' die Klageährift,.itrt,ronO.- auch deren Anlagen übersötzt werden filiissen.244 Der EuGH hat

."t*f,i.O*r, dasJjeweils clas mit der Sache befasste nationale Gericht zu prüfen hat, ob der Inialt der

ilü;;;hrtfi ausreicht, u,n d.* Beklagten eine Rechtsverteidieulq zu etmöglichen oder ob hierfiir auch

il?il;t;ilü der Änhgen zur Klalgeschrift erforderlich is[. Diese Feststelltrng dürfte e-r ante fiit das

iie Zustettung ieranlarsenäe Gericht ufrnoglich sein. Für die forensische Bearbeihrng eines internationalen

schuidrechtlichen Mandates wäre es deshäb gefahrlich, sich darauf zu v,erlassen, dass das zuständige

Guicht, das die Zustellung zu'üetreiben hat, diä Übersetzungserfordemisse bei der Zustellung im Ausland

il;;f""d;#"tft- Utii.[.i*.ir. machen rlrh dir hiermit betrauten Zustellungsabteilungen der Ge-richte

uu.lt t in. Gedanken. Sie müssen sich diese Gedanken auch nicht machen, weil die 
"Rechtshilfeordnung

für zivilsachen (ZRHO)"245 eine derartige Verpflichtung nicht vorsieht, Es. obliegt.deshalb ig Eregonls

äem Klager, entweder u..nünftig.r*eise bereits unmittelbar mit der Klageschrift be$aubigte ubersetzun-

g.. O.öfr6r und ihrer a"fuÄ.riU.i C.richt einzureichen oder mit dern Antrag auf Zustellung im Ausland

är, c"ri.trt zu bitten, beglauiigte übersetzungen der Klageschrift und sämtlicher Anlagen anfertigen zu

ü;.'Ii;;;; ffi;;äng äer rtagesctu'iÄ, ohne eine übelsetzung von deren Anlagen bei Gericltt

.i*or"i.tr"u, wird jedenfalls ?as Gerioü't dazu verleiten, die Zustellung in dieser-Weise vorzunehmen. Der

ifae* hagt äu* Ou. Risiko einer möglichen Annahmevetweigerung cem. +1. 12 EuZustVO. Sofem diese

da'i uorricericht später als berechti"gt angesehen wird und dern Kläger hierdurch Nachteile entsteheu,

,ar. .r dann ggf. uof Artrl'tuftongrui.ptti-.h. iSv $ 839 BGB iVm Art' 34 GG vetwiesen, wenn er die

ÄÄrd.*d ffi üU.rr.t^ng"n vär Aer Zustellung der Zustellungsabteilung des angeritfenen Gerichts

üUertassen ü'at und dieses inVerkennung der EuGH--Rechtsprechung nicht geprüft hat, ob die Klageschrift

auch ohne ihre Anlagen ars sich heraus-verständlich ist, so dass aufeine ÜberseJzung der Anlagen verzich-

tet werden konnte. lm Ergebnis hat deshalb der EuGH den Parteien und auch den Gerichteu wrd ihren

Zustellgngsabteilungen Sdine statt Brot gegeben. In der Konsequenz b_edeutet dies, dass - wie oben bereits

ausgeftlhi * der K'läger zur Wahrung öiier Interessen stets dafür Sotge zu tragen hat, dass sämtliche

Schriftstücke, die zusammen mit der (lageschrift zugestellt werden sollen, ebenfalls übersetzt werden, und

zwar auchdann, wenn er nicht beweisen 
-kann, 

dass der Zustellungsempgnger die Sprache des zustZindigen

Gerichts versteht, selbst wenn er glaubt ftir derartige Sprachkenninisse Indizien zu besitzen. Aus Gründen

J",. aun.rrten Vorsicht ist deshali stets davon aui"ug.ll.n, dass unter dem Begriff des ,,zuzustellenden

,-$3

240 Brand FormB ZivilVerfAuslandsberührung B. i 4

Anm.2,
24 1 Hess IPRax 2008, 400 ff.; s. hierzu auch EuGLI

7.7.2022 -C-12l,EuZW 2022,827 - LKW WAL-

TER Intemationale Transportorganisation AGiCB,
nrAnrn Sujecki.

242 Schlosser/Hess/Schlosser EuZustVO Art S Rn 2a;

Schütze RiW 2006"352lt

30

243 EIGH 8.s.2008 - C-14l07, Slg. 2008 I-3367 : IPRax

2008, 419 - ingenierubilro Miohael Weiss & Partner

GbR/lndustrie- und Handelskammer Berlin; s. hierzu

auch die Annerkiurg von Hess IPRax 2008, 400 ff'
244 Dte gleiche Frage stellt sich im Übrigen bei dem

Übersetzungserfordernis nach Art 5 Abs.3 HZU

245 Abrufuar über <www.br:ndesjustizamt de>.
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Sclrriftstücks" nicht nur die Klageschrift, sondern auch sihntliche Aniagen gehören, so dass für eine wirksa-

nre Zustellung iSv Art. 12 EuZustVO stets alle Anlagen der Klagescltift zu übersetzen sind.2a6

Weitere Volsorge im forensischen intemationalen Mandat ist geboten, u,erul - auch unabhängig von alleu SS

übersetzungsfragen - der Zustellungsweg bestimrnt werden sol1. Art. 18 EuZustVO eröffiret die Möglich-
keit" serichtliche Schriftstücke auch per Einschreiben und Rückschein zuzustellen. Gleiches ist durch

e tg:-Abs.2 ZPO auch im nationalen Verfahrensrccht für'die intemationale Zustellung geregelt. In der
iat würde zumindest theoretisch eine Zustellung per Einschreiben und Rückschein die erhebliche Dauer

des Zlstellungsverfahrens über die offrziellen Wege nach der EuZustVO oder dem HZÜ verkürzen. Die
Regelung ist allerdings nach rvie vor nicltt praxistauglich. Nach $ 183 Abs. 5ZPO genügt zum Nachweis der
Zustellung nach Ad. 18 EuZustVO der Rückschein oder ein gleichwe*iger Beleg. Tatsächlich geschieht es

allerdings immer wieder, dass ein solcher Rückschein totz erfolgter Zustellung nicht wiedet' zur Gerichts-
al<te gelangt. Dies liegt daran, dass es innerhalb der Europäischen Union bis heute keine Rechtsvereinheitli-
chung auf dem Gebiet der mitgliedstaatlichen Zustellungssysteme gibt.2a7 Weil es bis heute keinen einheit-
lichen Rückschein für intemationale Einsclueiben gibt, venvendet jeder Mitgliedstaat der Europäischen
Union * wie im Übrigen auch jeder andere Staat der Welt - seine eigenen Formulare für internationale
Einsclr-reiben. Nach dem Internationalen Postabkomnren2a8 ist die intemationale Postsprache Französisch.
Englisch ist erst im Jahr 1994 als Arbeitssprache des Intemationalen Büros des Weltpostvereins zusätzlich
eingeflihrt rvorden. Dies hat zur Folge, dass die Fonnulare ftir Einschreiben und Rückschein üblichelweise
lediglich in fi'anzösischer Sprache und zusätzlich in der Sprache des Absenderlandes gehalten sind. Ein
englischer Postbote wild also ein Rückscheinformular, das in französischer und zum Beispiel lettischel
Sprache gehalten ist, nicht lesen können, ebenso wenig wie er ein Einschreibenformular aus Deutschland
sinnvoll einordnen karur. ln der Folge wird deshalb der Rückschein üblioherweise bei der zuzustellenden
Sendung und damit bei dern Zustellungsempfringer verbleiben. Der Rückschein wird also nie zur Gerichts-
akte gelangen, so dass der Nachweis der Zustellung bei der Versendung per Einschreiben und Rückschein in
aller Regel misslingen wird.2ae Die Problerne mit dem Nachweis der Zustellung - nicht nur bei der Prüfung
der ,,Demnächstigkeit" der Zustellung iSv $ 167 ZPO, wern durch die Klageerhebung die Verjährung
gehemmt werden soll, sind evident. Es ist deshalb zumindest einstweilen in jedem Falle einer erforderlichen
Zustellung der Klagescfuift im Ausland das Gericht ausdnicklich darum zu bitteno von einer Zustellung
per Einschreiben und Rückschein abzusehen - es sei denn, die Zustellung soll im französischsprachigen
bzw deutschsgrachigen Ausland erfolgen. Nur so können die Risiken einer nie nachweisbaren Zustellung,
die bestenfalls nur zu einer Zeitverzögerung, schlimmstenfalls aber zur Rechtsvereitelung führt, vennieden
werden.

4. Ermittlung und Beweis ausländischen R,echts. Für die grenzüberschreitende Beweisaufnahme im Er- 5ß
kenntnisverfalren sind durch die Neufassung der EuBVO250 gute rurd praktikable Lösungen für die Mit-
gliedstaaten der EU gefunden worden.2sr In der forensischen Praxis im intemationalen Schuldrecht spielen
die Ermittlung und 

^dgr 
Beweis ausländischen Rechts naturgemäß eine große Rolle. Nicht nur das jäweils

an8erufene Gericht,2s2 sondern schon zuvor die Prozessbevöilmachtigten der Parteien müssen in der Lage
sein, sich Kenntnisse über den }üalt des ggf. anzuwendenden ausländischen Rechts zu verschafflen. Von
Bedeutung innerhalb eines gerichtlichen Verlahrens sind neben den jeweiligen nationalen Zivilprozessord-
nullgen' zumindest für dessen Signatarstaaten,2s3 insbesondere das Londoner Eulopäische Übereinkommen
betreffend Abskünfte über ausländisches Recht (Europäisches Rechtsauskunflsübeieinkomrnen)2sa sowie in

246 AA FabigAMindau NJW 2017,2502,die eine Zustel-
Iung ohne Überselzung fitr vorzugsw{.irdig, weil ..risi-

^ ., lolos" (sic) und kosrengünstiger halten.
247 Tsikrlkas ZZptnr 2003.-309 (526); Jastrow I pRax

2004, ll{t.; Schmidr lpRax 2004,13ff.;Möller NJW
2003,1571 tT.; Dänerlark bietet zum Beispiel * wie
auch Großbritannien vor und nach dern B^REXIT-
uberhaupt keinen Rrickschei nservice an.

248 Weltposwertraa v. I 5.g.1ggg.
249 S hierzu ausl-Brand t{FR2007,229(233fI) mwN.250 Verordnung (EU) 2020n7S3 des Europäischen parla_

ments und des Rates v.25.11.2020 über die Zusam-
menarbeit zwrschen den Gerichten der M itgliedstaa-
ten auf dern Gebiet der Beweisaufnahme in Zivil-
oder Handelssachen, ABl, EU 2020 L 405, 1; umge_
serzr durch $$ t072 fi. ZpO.

25i S. hierzu FabigAMindau NJW 2022,1977 ff.
2s2 BGH NJW 2014.1244. BGH 30.4.2013 - VIr ZB

22112.

253 Dies sind gegenwärtig in Ewopa neben der Bundes-
republik Deutschland u.a. Belgien, Dänemark, Est-
land, Finnland, Frankreich, Griechenland, Crroßbri-
tannien, Irland, Lettland, Liechtenstein, Litauen, Lu-
xemburg, Malta, Niederlande, Norwegen, österreich,
Polen, Portugal, Rumänien, Schweden, Schweiz, Slo-
wakei, Slowenien, Spanien, Tschechien, llkraine, Un-
gam und Zypern; s, die gesamte Liste der Vertrags-
staaten bei Jaymeßlaussman-rr, lnternalionales Privat-
und Verfahrensrecht, 20. Aufl . 2020, S. 1123 F n. 1.

254 YomT.6.1968, BGBI. 197411938.

Brand 31



Das arlwaitllehe Manelat im internationalen $cl'tulüdreeht

&x

Deutschlanrl das das übereinkommen betreffende deutsche Ausführungsgesetz.25s Durch das Übereinkorn-

men soll rier internationale lnformationsaustausch gefdrdert werden und die Rechtsauskunft über den Inhalt

des Rechts flemder Staaten erleichtert werden. Gemäß $ 293 ZPO ist das anwendbare Recht von Amts

*.g.n uonr Gericht zu bestimmen,256 Der Richter muss auch den Inhalt des ausländisohen Rechts ermiiteln,

wo[ei er nach g293 5.2 ZPO alle ihm zugänglichen Erkenntnisquellen benutzen kann. Wie sich der'

Tatrichter die notwendigel Erkenntnisse u.rsöhufft, liegt dabei in seinem Ermessen.257 Die Parteien haben

clagegen nach der GeseLeslage nur einen beschränkten Einfluss auf den Weg der Erkenntnisverschaffung

Jui.t Ou. Gericht.258 Meist riird der Richter zunächst versuchen, sich durch eigene Recherchen Kemtnis

des ausländischen Rechts zu verschaffen, insbesondere wenn es sich um Rechtsnormen des deutschspra-

chigen Auslands handelt.25e Es handelt sich dann nicht um eine Beweiserhebung irn eigentlichen Sinne,

.onä"* um einen gerichtsintemen Vorgang, so dass es folglich nicht mehr des Beweises im Sinn von $ 293

S.1 ZPO bedarf,26o

Da jedoch det Zugang zu ausländischen Rechtsquellen recht schwierig sein kann, gerät diese F'rmitt'

lungsmethode in d"er Fraxis oft sohnell an ihre Crrenzen. Neben den gerichtsintemen Nachforschungen

wiä dem Gericht duroh g 2g3 5.2 ZPO auch die Mögtichkeit eröffrret, innerhalb des Verfahrens alle ihm

zugänglichen Erkenntnisquellen in formloser Weise heranzuziehen. ln diesem Rahmen kann das Gericht

foätÄe Auskünfte von Privatpersonen oder in- und ausltindischen Behörden einholen. Dabei ist es

uu.h *Ogli.h, dass das deutschä Gericht sich formlos unmittelbar an anslätldi,sche Obergerichte wendet,

um von 
-dort 

beispielsweise Hinweise auf dort veröffentiichte Rechtsprechung zu streitentscheidenden

Rechtsfragen zu eibitten.26t In diesem Fall sind für die Emittlung des Inhalts des ausländischen Rechts

die Grund'sätze des Freibeweises einschlägig,262 Dem Gericht steht weiterhin arirch die Möglichkeit der

Einholung eines Sachverständigengutacht.n, ^m 
Inhalt des ausländischen Rechts im Wege eines Bewg!1-

verfahrenl offen.263 In der Praxis wird meist für'die Ermittlung ausländischen Rechts ein wissenschaftli-

ches Gutachten eingeholt, sehr viel seltener hingegen wird das Instrument des Europäischen Rechtsaus-

kunftsäbereinkonrmens gewtzt.26a Dabei wird ftir Rechtsgutachten vor allem auf die Forschungsarbeiten

des Max-planck-Instituti fiir ausländisches und internationales Privatrecht sowie Universitätsinstitute flir

Internationaies privatrecht und Rechtsvergleichung26s zurtickgegriffen. Ein solcher Gutachtenauftrag wird

nicht nur allein die Ennittlung des Inhalts des iusl?indischen Rechts zum Inhalt haben, sondem häufig

auch die konkrete, aufden zu äntscheidenden Fa11 bezogene Reohtsanwendungsfrage.266 Folglich muss der

Gutachter durch Mitteilung des gesamten Sachverhalts in die Lage versetzt werden, fii{di. Bestimmung des

Rechts erforderliche Ankntipfungspunkte zu arßiffe1n367 Zum richtigen Vorgehen bei der Ermittlung und

Anwendung ausländischen ifecht" i" deutschen Verfahren hat das Max-Planck'Institut ftir ausländisches

u1d intema-tionales Privatrecht in Hamburg die sogenannten ,,Hamburger Leitlinien zur Ermittlung und

Anwendung ausländischen Rechts in deutschen Veifahren268 entwickelt, die dazu dienen sollen, sowohl

den deutscf,en Gerichten als auch Sachverständigen und den Parteien und ihren Prozessbevollmächtigle-l

Handlungsempfehlungen ttii Oie srmittlung auslindisohen Rechts im Rahmen von $ 293 ZPO zu g"b:l;'un

Im Unterichied zu Sachverständigengutachten, die in der Praxis meist sehr detailliert und konket ausfalien,

gestattet das Europäische Rechisauskunftsübereinkommen hingegen_.allein das Stellen von abstrakten

f"echtsfragep.2To Ein fallb"rogenes Gutachten wird folglich nicht_erstellt.27r Die genauen Anforderungen

an den Inialt eines Auskunftörsuchens sind in Art.4 des Übereinkomrnens geregelt' Die Anwendung des

255 Gesetz zurAusführung des Europäischen Überein-

kommens betreffend Auskünfte über ausländisches

Recht und seines Zusatzprotokolls vom 5.7.1974

(Auslands-Rechtsauskunftsgesetz) (BGBl. 1974 I
1433); s. a. Denkschrift und Entwurf der Bundesregie-
rung zum Zustimmungsgeselz mit Begründung, BT-

Drs.7/992 ttnd993.
256 BGH NJW 1988,647 , vgl. dazu auch Sommerlad/

Schrey NJW 1991, 1377; zuYerfahren nach dem

FamFG vgl. BGH NJW-RR 2017,902Rtt i4; NJW-

RR 2017, 833 Rn. 24 sowie Sternal FamFG $ 26

Rn.27 f.
2s7 BGHNJW 199s,1032.
258 Sommerlad/Schrey NJW 1991,1377 (1379).

259 Prütting/Gehrlein/Laumen ZPO $ 293 Rn 7.

260 MusielaklVoitiHuberZPO $293 Rn 4.

26 I Ob solchen formlosen Bitten dann auch Folge geleis-

tet wird, steht freilich im Ennessen des so ange-

schriebenen Gerichts.

262 Geimer IntZivilProzR Rn. 2585; s dazu auch EuGH

28.3.2000 -C-7198, Slg. 2000 I-193s = NJW 2000,

1853 - Krombach; EuGH 4.2.1988 - C-145186,

Slg. 1988 645 = lPRax 1989, 189 - Hoffmann.

263 MnKoZPOIPTütting ZPO $ 293 Rn 29 f ; Musielak/
VoiVHuber ZPO $ 293 Rn. 6; vgl auch die Zusam-

menstellung von geeigneten Sachverständigen bei

Hetger DNotZ 2003, 310.

264 Jastrow IPRx 2004, 402 (403).

265 S. hierzu bspw die Veröffentlichr"rng derartiger Gut-

achten in der Reihe ,,IPG - Gutachten zum Intematio-
nalen und Ausländischen Privatrecht" (Verlag Giese-

king),
266 Hetger DNoZ 2003, 310,

267 Hetger DNotZ 2003, 310 (311).

268 Offrziell vorgestellt am 9.10.2A23 am OLG Hatnburg;

abrufbar unter www.hhleitlinien. de

269 Sie hierzu Miohaels/Schrnidt, NJW 2024, 24 fT.

270 Hilßteg€ IPRaxZA}2, 292 (293)
271 Musielak/Voit/Huber ZPO $ 293 Rn. 5.
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'1'.TrT:'":'l.ffj,x'j,Lä:,1't:ft:lT,:il5?#iliäl1l*;ffiJff::1":ti#'ä;'';"iä'ffjl:'ä*""*il:
"l!T#i::H'-räräir','"äol"r.r. v"rtJi" aes übeleinkomrnens die - mögliche'weise auch zusäuliche

1%;;#"il'iü:i;:"riffi;;r't"'r-.'r"J"'iich 2B oie Einholung einer bloßen Rechtsauskunft über das

;;|jffiffi n..rit*"rm"n"tit"r.int oru..n ist einem Gutachtenlediglich in den Fäl1en vorzuziehen, in

,e.en vorr vor.ntrerein nu. .inrlm. und einfach gelagerte Fraseu zum Inhalt des ausländischen Rechts

heannvoder werden müssen, äi"in-uUtt,'uf.ter Weiie b"eantworte"t werden ltötmett'27a Inwierveit die Einlro-

ff#ä;;;rünften riber d;t E";;üt;d* Reclrtsauskunftsübereinkommen dabei den Erfordemissen einer

^."--..""."fehlerfreieri Ermitil-unJ uittanai."rt"n Rechts genügt, ist deshalb jeweils vom Einzeifall abhän'
gllll9JDwrrrrv-"-- _- _

di6 2i5 vl1^treichend ist Ole ilüf,J;;; .i"* solchen auikun'ft ledenfalls dann,. wenn es nicht uur auf den

i;il#:?ä'."t'r;il;h""ä;^s, sändern auf desser Auslegung und_Anwendung durch die Geriohte des

betreffe'den Landes ankommi]* Oi.t ist allerdings der Regeifalllauch wenn sich das Übereinkommen in

#';ä;;;;t nicht weitreiäenJdurchgesetzt ha:t, wird däsen Anwendung von vielen Seiten empfohlen'

ä;#iä;;lt.Ltte beispietsweise ie, nuräparat einen Best-Practice-Bericht rnit Ernpfehlungeu zu dessen

iln*""jj;G.ttt euch die Bqndesrepublik Deutschland ersieilte einen empfehlenden Berich;

Die Kosten eines im Rahmen des gerichtlichen Verfahrens dulch das Gericht eingeholten Rechtsgutachtens 6:*

- sei es über Sachverständige oder in wege des Europäischen Rechtsauskunftstibereinkommens - stellen

Koste' irn Sinne von S 9l fbt.1 ZPO dar und sind deshalb von der unterlegenen Paftei zu üagen' Dies

ä;ä';;ilrinnuorirni ru.rrlerecht. Allerdings stellt sich die Frage der Ermittlung des ausländischen

Rechts keinesweg. nu, i*.rt utU"d.. P.or..r"r, Jond.tn für die Partäien schon bereits vor der Etrtschei-

dung, ob ein Reclrtsstreit tiletftarOi tlt Erfoig geführt werden kann' Die Parteien sind also in Fällen' in

denen ein Gericht au.f anOisfies äecht an*enä"i musso stets- darauf angewieseu, schon zuvol Gewissheit

über. den Inhalt des **.nJf*"n ausländischen ReöhÄ und sei'er Anwendung auf den konkete' Fall

einzuholen. Das Londoner R.;il;r;;üftsübereinkommen hilft insoweit nicht weiter', weil nach seinem

Art,3 ztrAusltunftsersucd;;;;i.'ö;;hr berechtigt sind, So__bestimmt es,im Übrigen auch $1 des

deutsche' Ausflihungsger.ir.r, Oi. Parteien unil ihre Piozessbevollmäc]rtieler sind deshalb vor Einleitung

äi*rää.frt*t "ft, 
u,if äig.n. i*undigwrgen bzw die Einholung von Privatgutachten angewiesen' Wetrn

dann aufgrund d"s eLge6nisse, i.r .iig.f"ften Privatgutachtens-zum ausländischen Recht der Anspruch

mangels Erfolgsgussiclrt.n 
"irfrt 

*.i**".rfolgt wjrd, frridet naturgemäß eine Erstattung der möglicherweise

erheblichen Kosten nicht rtrtr j. Frff" dass"aufgrund eines solchen Privatgutacirtens bereits eine vorge'

richtliche Einigung mit Oeräegenpäüi üi"ttwiiO,-tann die Frage der Kostenerstatturlg zum Gegenstand

4.. V..gl"i.hrä.rp".arh" g.,o-u.Trt *..a.n, wird jedoch erfahrungsgernäß stets Gegenstand von konhoversen

Diskussionen sein. Es ware deshalb zu begrtißen, wenn die tt'toglichkeiten, die das Rechtsauskunftsüberein'

kommen bietet, nichi nu, O* E.ti.ttlen, ionde* aucli den vorprozes-sua1 tätigen Anwälten zur Verfrigung

stünde. Hierzu wUrae es atleräing, .in.r btgänrung des RechtsauskunftsübereinkommerN bedür'fen'

Sola'ge es eine solche Möglichkeit zur - bis auf mögliche Übersetzungskosten - kostenfreien Rechts- 54

auskuift im vorprozessuur.-tiiiuJiont nicht gibt, sind also die Parteien aufdie Einholung von Privatgut-

achten angewi.r.q rv"nn-.i. ihr.r. Oarl"guägsiast genügen u1d z,udg-q die Prozessaussichten realistisch

einschätzen urld einen sctrtüssig;n rtag.uä',trig or* .#.i'rr*liche Klageerwiderung voriegen w91111'278

z;älälfö;';;ä;;;ü;h;in, dö r'estställungen des vom Gericht eingeschalteten Sachverständigen

zum Inhalt des ausiändisch." n.rfri, A"*ir ein privätes Gegengutachten zu erschüttern. Über die Frage, ob

und i' welchem umfang d;K;;i;fiir derartige Privatgutich6n über.ausländisches Recht erstattungsflihig

sind, weil sie zur zwecke;r;;;üJ;" R;thäverfolg"ung isa $ !t ap1. l ZPO erforderlich waren, wird

mitunter heftig gestritten. Ä,ir 0.11 Grundgedanken ä..lZqf ZPO folgt jedoch, dass derartige Kosten

grundsätzlich Ri. .rrtattungrtiit ig ;"hult.""*.rde1 müsse-n. Zwar sind die Parteien zur Mitwirkung bei

der Ermittlung austandisctr"en näcf,ts iSv g 293 ZPo nw berechtigt und nicht verpflichtet.21e- Wenn die

Parteien allerdings im Rahmen ihrer Darlegüngslast an der Effnittlung des Inhalts des ausländischen Rechts

durch die Einhiung *" pti".tgrt*ht.näii*itk"n, so sind sie insofem unterstützend bei den iuterren

Ernrittlungerr des Gerichts ;'ig''F. i';;; fol$, dass ias Gericht die Ausfiihrungen der Parteien zunr Inhalt

des ausländischen Rechts ri.üi lg*rl.r.r daif, sondem zumindest bei seiner Ermessensausübung berück-

272 Gruber ZRP 1992, 6 ('7).
273 Htißtege IPRax2002, 292 Q94).
274 Linke/Hau InZivilVerfR Rn. 9.15.
275 BGH IPRax 2002, 203; Bay ObLG IPRax 1999, 387.
276 BGH NJW 2014, 1244 (1245); BGH NJW 2003, 2685.
277 Eine Auflistung der,,Recommendations, resolutions

and guidelines" des Europarats abrufbar unter <https:

//wwiv. coe. int/en/web/cdcj/recornmendations-resoluti

EX*eartw*ltgEchcMamelat'!n'l!nternetior]€![€FFf}Gl"6t,l€*recht

ons-guidelines> Zu vorhandenen, das Übereinkom-

men betreffenden Dokutnenten vgl. <https://wwl coe

. int/de/web/conventions/full-U st/-/cor.rventions/treaty/

062>.

278 Mankowski MDR 2001, 194 (195)

2'79 Mi\KoZPOlPnttingZPO $ 293 Rn 51; Prütting/Gek-

lein/Laumen ZPO $ 293 Rn 10,

280 MüKoZPO/Prütting ZPO $ 293 Rn 25'
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Das anwalt!iche Mandat im internationalen Sehuldrecht

sichtigen muss.28l Kosten flir Privatgutachten zu der Frage, welches Recht denn nach dem anwendbaren
iniändischen Kollisionsrecht auf den konkreten Fall anzuwenden ist, sind hingegen nicht erstattungsftihig,
weii das deutsche lnternationale Privatrecht, so wie es nunmehr in del Rom I-VO und der Rom II-VO ver.-
ankelt ist, nicht ausländisches Recht, sondem deutsches Recht ist und somit nicht unter E2g3 ZPO fal1t.2s2
Selbstverständlich ist es auch möglich, einen ausländischen Korresponderuanwalthknuzuziehen,wenn die
vertretene Partei selbst ihren Sitz im Ausland hat. In einem solchen Fail wird der Korrespondenzanwalt
in der Lage sein, zum Inhalt des ausländischen Rechts Stellung zu nehmen. Dessen Kosten sind dann als
notwendige Kosten der Rechtsverfolgung iSv $ 91 ZPO als Kosten des Verkehrsanwalts nach Nr. 3400 W
RVG erstattungsflihig.zs3 Ob in einem solchen Fall darüber hinaus dann allerdings noch weitere Kosten für
ein Privatgutachten ftir erstattungsfdhig gehalten werden können, erscheint zumindest zweifelhaft,28a bedarf
aber in jedem Fall einer Entscheidung im Einzelfall.

55 Auch dann ist man mitunter trotz aller Bernühungen des Gerichts und der Pafteien, den Inhalt des ausländi-
schen Rechts zu ermitteln, nicht vor Überraschungen gefeit. ln der Praxis kommt es durchaus vor, dass
es weder dem Gelicht nöch den Padeien gelingt, den Inhalt des auf den konkreten Fall anzuwendenden
ausländischen Rechts zu erm^itt-eln, beispielsweise weil eine endgültige Klärung nur mit unverhältnismäßig
hohem Aufivand möglich ist28s oder zu einer erheblichen Verfahrensverzögerung ftihr.en wiirde, oder aber,
weil das ausländische Recht an der entscheidenden Fallkonstellation mangels Kodifikation und verfi.igbarer
Rechtsprechung keine Anlaltspunkte zur Lösung liefert.286 Der BGH hat liir eine solche Situation eine
pragmatische, wenn auch rechtsdogmatisch unbefiedigende Lösung gefunden: Ftir*den Fall, dass das vom
Gericht ermittelte ausländische Recht die konlaete Rechtsliage nicht hirueichenä beantrvortet, darf das
Gericht das deutsche Recht als die lexfori anwenden.z87 Gleiches gilt, wennnder Inhalt des ausländischen
Rechts trotz aller Bemühungen überhaupt nicht feststeilbar ist.288 In einem solchen Fall waren dann alle
Bemühungen des Gerichts und der Parteien und die hierfiir aufgewendeten Kosten nutzlos. Diese Kosten
werden allerdings gleichwohl im Regelfall von der unterlegenen Partei za erstatten sein. Die Gerichtskasse
und damit den Steuerzahler mit derartigen Kosten zu belasten und sie als Folgen unrichtiger Sachbehand-
lung gem. $ 21 Abs. I S. 1 GKG zu behandeln, scheint vom Grundsatz her nicht sachgerecht, weil auch diese
Kosten ja durch die Ermittlungspflicht des g 293ZpO gedeckl sind.28q

56 5. Anerkennung und Vollstreckung. Die Situation eines Beklagten aus Deutschland, der vor dem Gericht
eines anderen EU-Mitgliedstaates verklagt worden ist, hatte sich schon durch die Brüssel I-VO auch
dadurch erheblich verschlechtert, dass das Exequatur'-Verfahren gemäß Art.4l trussel I-VO zunächst ex
parte und ohne Priifung der Anerkennungsversagungsgründe Art.34 und 35 Bnissel I-VO erfoigte.2eo Der
Schuldner eines Versäumnisurteils, dem das verfabrenseinleitende Schriftstück nicht nur nicht ordnungsge-
mäß, sondetn möglicherweise überhaupt nicht zugestellt worden war, und der sich deshalb auch gegen das
Urteil im Ausgangsstaat nicht verteidigen konnte, erfuk also schon bisher zurn ersten Mal von dem Verfah-
ren, wenn del Gerichtsvollzieher vor der Tür stand, weii die Entscheidung ihm dann erst zusammen mit der
Vollstreckbarerklärung gemäß 1-lt.42 Abs.2 Brüssel I-VO zugestellt wurde. Hiergegen konnte er sich dann
nur mit einem Rechisbehelf im Sinne von Art. 43 Brüssel I-VO wehren, sah sich aber in der Zwischenzeit
gleichwohl gemäß Art. 47 Abs.3 Brüssel I-VO Maßnahmen der Sicherungsvollstreckung ausgesetzt,2er
Anders, und für den Beklagten wesentlich vorteilhafter, war das Verfahren noch nach Art.3lff. EuGVü
ausgestaltet, wonach auch schon das Verfahren bei einem Antrag auf Erteilung der Vollstreckungsklausel
als Verfahren^unter partes ausgestaltet war. Dies gilt nach dem dem EuGVÜ nachgebildeten Luganer-über-
einkommen2e2 nur noch im Verhälturis zu Island, Norwegen und der Schweiz. Diese Entwickhing hat sich
zulasten von Beklagten, freilich aber zugunsten von Klägern mit der am 10.1.2015 in Kraft getretenen

281 BGH N.IW 1984,2763:BGHN[W 1992,2026
(202e).

282 Mankowski MDR 2001, 194 (199).
283 ZöIleilHeryet ZPO g 91 Rn. 13.12 ,,Ausländer" mwN

aufdie Rspr.

284 Mankowski MDR 2001, 194 (197).

285 Allerdings ist nach der Rechtsprechung des BGH der
Umstand, dass ein Gutachten ein Vielfaches des
Streitrverts kosten wird, allein noch kein Grund, da-
vori Absrand zu nehmen, BGH NJW 20ll4,1244
(124s) Rn 24.

286 Ausf. zu der Problematik der Nichtermittelbarkeit des
auslandischen Rechts: Sommerlad/Sckey NJW 1991,
1377 ff; Kreuzer NJW 1983, 1943 ff,; NK-BGB/Frei-
tag EGBGB Art.3 Rn.50 mwN.

287 BGHNM 1982,1215.
288 BGHNJW1978,496.
289 Ygl. insoweit ZOllerlGreger ZPO S 293 Rn. l.
290 S. zur grenziiberschreitenden Vollstreckung in Europa

auch in rechtsvergleichender Hinsicht Harsägi/
Kengyel, Grenzüberschreitende Vollstreckung.

291 S. hierzu Brand FormB EurZlvilProzR, 1. Aufl. 2010,
D. I. 4.; Mes BeckPFormB/Schütze, 13. Aufl. 2016,
Formular I. U. 9.

292 Ltrganerübereinkommen v 30.10.2007 über die ge-
richtliche Zuständigkeit und die Anerkennung und
Vollstreckung von Entscheidungen in Zivil- und Han-
delssachen, ABl. 2009 L 147, 5; s. hierzu auch Brand
FormB ZivilVerfAuslandsberr-lhrung D. I, 9 Anm. 1.
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schutzes betroffene ausländische Antragsgegner mu.ss si,ch deshalb wegender starkeingeschränkten Rechts-

schutnnögtichkeiten im VodJä!;hrö;ffifu..a*' +l-etii;sel Ia-VO303 nunmehr im Ausgangsstaat mtt

den dort verfrigbaren n."frrräliöi"'ä.Äen eine.ein't*eiliee Maßnahme wehren' Er wird also gezwungen'

sich (eilbedürftig!) in das bü;;rd;ä begeben uno'uä, ä"" J"ttie* Gerichten sein Recht zu suchen'

selbst wenn das ausläindisch."urrpr*äre...fi't ni, a91 Eürrä.t.i"t;weiligen Verftisung überhaupt nicht

zusretrdig war. Dies i.t in' iit:""iJr?u'.opäir.t,"n vt'ätOä""gtgtU"rt *it konsequent' aber gleichwohl

rechtsstaatl ich bedenklich'

über die oben (+ Rn.44ff.) im Zusammenhang mit Zustellungsfragen.bereits elöftefen Frageuder

Anerkennungsv.rrugrngrgi;ä."ä"r"ä*. +s nur."r rit. fi,'tit..iit-vö hinaus kann einem urteil aus

einem EU-Mitgliedstaat die-Äl.rüennung in .lntt.*ä"t."n inlitgiitauuat auch dann verweigert werden'

wenn die Anerkennung d";';;ä-;;;;ä J.* Ä*.r..n]*"ä.r*ui.t verletzen würde' Art'45 Abs'1 iit'a

Brässei Ia-vo. N.u"n 4.n''i.Jiriri"i*..rrui.rr "" 
*a* iri'tir-i"ü"t alt in der Rom l-vo und Rom II-vo

(+ Rn. 15 und 16), sierrt oas ä"ropäir.t" voiuu.nr,=ärr'"ro.iiarr.h den anttkennunpsrechtlichen ordre

nublic-yorbehalt die Möglichkeirior, die Rnok"*ung'u,r'i"vottrto.tur'tg einer Entöheidung aufgrund

einer Unvereinbarkeit mit d;:t;;;öti"nl"lichen oro"lt-g tu^ilnion''onott Vorbehalt ist ebenfalls be-

scrrränkl auf ,,oFtensichttt.d'i ij5;*iü;;;;ä;; "ä'ä''itit" 'ü i"d von den deurschen cerichten sehr

zurücklraltend eingesetzr.,u; D.,:g"*äH ["?onl our, "i"#;;;;J;u,g 
der ordreprrölic-Klausel nur dann in

Betrachi kommt, wenn die Ä;;ü;ü;:;'Von,tt""f*nä O"t in t"lntt anderän Vertragsstaat erlassenen

Entscheidung gegen einen *};;ilt.d;i."rt t*gr'*arui)".i.äÄt ""4 
deshalb in einem nicht hinnehmbaren

Cegensatz zur Rechtsordnun! d., Vollstreckungsstuu,.t titfti:G Dtr Anwendungsbereich dieses anerken-

nunesrechtriche n oror" puil*.i;;;ä;;ä-*,ä, ä", äÄi.äit.ionsrechrlichen irdre pubric'3,1 Durch den

un.fü"nnungrr.chtlichen ";;ä';;';ä;;*i'Jäucn 
das d; ;;iili';hen urteil^v"oraussesansene Verlahren

auf seine Vereinbarkeit *i;;;;;;;;tiär.n-inianoi."r,,#'c;"dtti;t; c"q'tit'':' Dies ist auch deshalb Ce-

senstand der Diskussion, ;ii;ff;f"rd.rii.r,t.it o* üJäai*r.ttEri*-Rahmen der Brüssel Ia-vo im

öesensatz zum A'wendun'g-süJ.-i.r, J.' no,o r-vo uniäJr''i;; il-to vielnals verneint wird' Begründet

wiä dies mit der rutr..r.,5, äärl'äiä;;;; ;;r B'ti.t.r r*vo anzuerkennende Entscheidung immer aus

einem anderen Mirgliedstä ;;""1;;;;;r Justiz - rä ,änt es auch Erwägungsgnrnd 16 der Verordnung

vor - ein besonderes V.ärä;;ic.c"ngebracht #d,;ht"il- im Raf,me-n der Rom I'VO und der

Rom tl-VO es auch zur v.;;ir"ü;;i?;i[staatliclr:s nlrni [oÄ*.n kann und somit er'ößere Diflerenzen

zwischen den Rechrsorcln"'.äää;;h-;^'rr.Jiü zläJ; ä'ffi ilÄnenae' 'qniict't einem Schuld-

ner die Berutune uur ,A.,t.'iää#:I]il; il;r"ir"-völ'*ä.";i' ü"i o"' vollstreSkbarerkiärung nach

fiQ.122,7232po iVm s szäzpö - abgeschnitten. wenn ersich nicht im Ausganesorozess im ursprungs-

staar mir den dort u..ttigbär;rä..rtt.?"r-,"iL" *O riä.rtttti*i"-gt*tt"1 hät:tö Zu berücksichtigen ist

iedenfa's scho. heute. dJrl;; *.r'g1"*"g.* "nri"i" ",rii' 
piJlolvotu.na,,nach der Brüssel la-vo nur

in krassen Fällen, in denen 
"s 

um die Wahrung u't'"'i;üu'är Wene der Rechtsordnung des Zweitstaates

eeht, durchgreift.u Dies äurü't.i urt"ir* äur su-i;ülii.artuut.n 1yr. 
selten der Fall sein' zB' wenn

"inem 
von einem ausländi;.d;d;il;"i.,rt ilt.,r s"il;i;;;;.; - freilich nur schwer mögliche - Beweis

[?as anwaltliche R$8ncl

303 Der Rechtsschutz im Vollstreckungsstaat ist g€m'
"'- 

Än. +s Äut 3 EuGVVO sogar zusätzlich 1oc.n 
d3;

durch eingeschrlinkt' class dle Ztrständigkeit des ur-

.piungtgä.ftt, nicht von den Gerichten im Vollstre-

ciung*ssäat ilberprüft werden darf' mit dem aus- 
- ^

ättiot tlltl"n ffin*eis in Art 45 Abs 3 S 2 EuGVVO'

äu.t Jie Vo*.ntiften über die Zuständigkeit nicht

lü. otar" puUti" im Sinne von Art 45 Abs l lit a

EuGVVO gehÖren.

:o+ 5. rti.tru uäfassend: VÖlker Zur Dogmatik des ordre
'" 

oublic: Gleiches gilt gem Art V Abs 2 lit b des

ft "* 
v*t"irJ}'r-if be-rei nkotnmens über d i e Anerke n-

nuns und Vollsrreckung ausländischer Sehiedssprü--^

.fr.?uxur " 10 6.1958-, BCBt l961 Il 12l' und $ 1059

,qOs. Z Nr' Z ZPO auch lür die Aulhebung von
'S.fliJr.p.tt.ft.n; 

s hierzu auch Wächter SchiedsVZ

2023,21.
:0S Stauiinger, Der ordre-public-Einwand im Europä-" " 

ir"t'"n ävilverfahrensrecht. The ELrropean.!:g1 l*
rurn 5-2004' 273; Ceimer/Schütze ELlrZlvl I Verrru

at iffi interfietionaien S*:huldr'etlül*

Geimer,3 Aufl. 20i0, EuGVVO Art 34 aF Rn 15

mwN
-"" 

iöoo, ßs: (1854)- Krombach, mAnm ManselIPRax

iööi, +q tsdl; s. irierzu artch umfassend Javme Natio-

"är.i "rai. 
p,iuri" und etrropäische lntegrationl,Euc H

2.6:|994 - C-414192, Slg 1994 l-2237 Solo stetn-

.oio..n; EuGH 4 2 1988 - 145i 86' Slg 1988 645 -
Hoffmann.

:OZ ä"-.tii"ftütze EurZivilVerfR/Geimer' 3 Aufl 2010'

EuGVVO Art 34 aF Rn 16 ff'
308 Geimer IntZivilPlozR fur' 23'

;ö n;"pü11;;t HeinEurZivilProzR EuGVVo Art 34

Rn.3.
, ro s,uJinn"a Der ordre-public-Einwand itn Europä--'" 

;il;";*ilverfahrensiecht, The European l-9q11 no-
'i"Ä- 
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f"ibte nnisset la-VO Art 45 Rn 24 mwN'
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lV. Schlussbemerkung

Das europäisclre und das irrtemationale Privat' und Zivilverfakensrecht unterliepen einer erheblichen

;;;","ikiti s;hon du.ch ai.'ä"i*i"r.r"- * :::tA'?*'ä'iiJ:,*ü:üt'r'#llJ':::'::1?.Y"ä".1
der Zwang, sich als Beklagter oder Altragsgegner ln I

a:ai

$i'

61

312 ZöllerlceimerZPO $ 328 Rn 217; s zu ordre public-
- -- 

;;i;ü;*Rahnen von Art 34 EuGVVo aF umfas-

send: deimer/Schütze EurZivilVerfR/Geimer' 3 Aufl '

2010, EuGVVO Art 34 aF Rn. 19 ff'
3l 3 S. hierzu umfassend ZöllerlGeimer ZPO $ 328

Rn. 208-263a rnit umfangreichen Nachw zu Rspr

und Lit.
314 BGH NJW 1993,3269;OLG Saarbrücken IPRax

1998, 38; OLG DüsseldorfOLGR 2007, 161 (162)'

3l 5 S. hierzu die ordre public-Widrigkeit bejahend: Mann

NJW 1994. 1189; aA Hess JZ 2000, 373ff ; s hrerzu
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Reclrtsschutz, in: Singer S.209 ff; Brand NJW 2012'

1ll6 ff.
316 S. die umfangreichen Nachw, bei Brockmeier Puniti-

ve damages,inultiple damages und deulscher ordre

public; Zöller/Ceimer ZPO $ 328 Rn 248a-252; s'.

äLrch Mansel FS Jayme. 2004,561 ff; grundlegend

Mörsdorf-schulte Filnktion und Dogtnatik US-ameri
kanischer punitive damages; rrBespr Seitz NJW
2001, 134.

317 ZBBGHZ 118, 312; s. hierzu auch die Nachrv. bei 
.-

Zciller/GeimeiZPO g 328 R.n.250; Geimer InZivil-

ProzR Rn. 2974', s aber auch BVerfG 9 1 2013 -
2 BvR 2805/12, NJW 2013' ?90 -.
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Das anwaltliche Mendat irn internationalen Schuldreeht

richtsbalkeit zu stellen, erheblich gewachsen. Dieser Prozess schreitet weiter auf dem Weg zur Schaffung
eines einheitlichen Rechtsraums in Europa voran. Die Reste des autonomen nationalen internationalen Pri-
vatrechts behalten ihre Geltung, die des intemationalenZivilverfakensrechts bieiben im Verhältnis zuDritt-
staaten von Bedeutung. Die an grenzüberschreitenden Schuldverhältnissen beteiligten Parteien sehen sich
deshalb unterschiedlichen Rahmenbedingungen gegenüber. Gerade fur intemational tätige Witschaftsunter-
nehmen besteht deshalb aufgnurd der Intemationalisierung der Wirtschaftsbeziehungen einerseits und der
dynamischen Fortentwicklung der anzuwendenden Rechtsvorschriften andererseits ein stetig wachsender
Beratungsbedarf. Die grenzüberschreitende Kooperation innerhalb der rechtsberatenden Berufe ist deshalb
inzwischen tägliche Praxis. Internationales Privat- und Verfahrensrecht sind keine exotischen Rechtsgebiete
mehr, sondern gehören zum Kembestand der Expertise, die international tätige Handelsrmternehmen zu
Recht von ihlen rechtlichen Beratern, aber auch von den Gerichteno erwarten. Hier gibt es nicht nner-
heblichen Nachholbedarf sowohl in der Juristenausbitdung insgesamt als auch in der berufsbegleitenden
Fot'tbildung. Nur schlaglichtartig konnten in diesem Beitrag einige Hinweise zur Bearbeitung von Mandaten
im intemationalen Schuldrecht gegeben werden, die die Chancen und Herausforderungen aufzeigen sollen,
die die Befassung mit der Materie bietet. Aufgrund der sich in kurzer Folge ergebenden Weiterentwicklung
des Internationalen Privatrechts und des Internationalen Zivilverfahrensrechts durch den Europäischen und
die nationalen Gesetzgeber und die Rechtsprechung insbesondere des EuGH bleiben grenzüberschreitende
schuldrechtliche Mandate nicht nur intellektuell und juristisch spamrend, sondern auch in hohem Maße
haftungsträchtig. Unabhängig davon legen das Völkerrecht und der deutsche sowie der europäische32a
Gesetzgeber den an intemationalen Handelbeziehungen Beteiligten zunehmend apch öffentlich-rechtliche
Pflichtän auf, beispielsweise durch Ausfuhrkontrollbäschrtinkunlen oder das am ti.ZOZl in Iftaft getretene
Lieferkettensorgfaltspflichtengesetz (LkSG),325 über das anwaltliche Beratefinnen rurd Berater informiert
sein müssen und ihre Mandantschaft zu informieren haben, und zwar über die kollisionsrechtliche und
schuldrechtliche Beratung hinaus. Die rein schuldrechtliche Beratung kommt deshalb im grenzübelschrei-
tenden Mandat inzwischen ohne die Berücksichtigung dieser, dem Schuld- und Kollisionsrecht fremden
Materien nicht mehr aus.

6'ä Die Schaffung eines einheitlichen Wirtschafts- und Rechtsraums in Europa - oder wie es der Amsterdamer
Vertrag in Aft. 61 formuliert hat: ,,eines Raumes der Freiheit, der Sicherheit und des Rechts" - ist eines der
bedeutendsten Friedenswerke der Geschichte. Manche Entwicklungen mag man {iir verfi'üht halten, andere
für halbherzig. Die Vereinheitlichung auch der zivilrechtlichen und zivilverfahrensreclrtlichen Vorschriften
innerhalb der Europäischen Union verfolgt aber stets auch den Zweck, ,,the fule of iaw" auch in den
Ländern der Europäischen Union zu vollem Durchbruch zu verhelfen, wo es Nachbesserungsbedarf gibt.
Insbesondere für die Bundesrepublik Deutschland lag der europäische Einigungsprozess nie aussohließlioh
im wirtschafts- oder reohtspolitischen Interesse. Es waren vielmehl zuvörderst die sicherheitspolitischen
Bedürfuisse nach dem Ende des zweiten Weltkrieges und später nach der Öffnung des Eisernen Vorhangs,
die den europäischen Integrationsprozess zur deutschen Staatsräson haben werden lassen. Dies ist durch
den Überfall Russlands aufdie tlkraine der Jahre 2014 und2022und die dadurch verstärkten Diskussio-
nen über weitere EU-Erweiterungen erneut deutlich geworden. Daraus sind neben dem allseitigen und
offenkundigen Nutzen für die Menschen in Europa inzwischen handfeste Standortvorteile geworden, die
weiterzuentwickeln Aufgabe nicht nur des europäischen und des nationalen Gesetzgebers, sondem auch der
Rechtsanwender ist.

324 Beschluss des Europäischen Parlaments v. 1.6.2023
zu dern Vorschlag für eine Richtlinie des Europä-
ischen Parlaments und des Rates tiber die Sorgfalts-
pflichten von Untemehmen irn Hinblick auf Nachhal-
tigkeit und zur Andenurg der Richtlinie (EU)

2019 /1937 (COM(2022)0071 - C9-00s0 /2022 -
2022/}lst(coD).

325 BGBI. 2021 1 29 59 ; HI(-LkSG/Johann LkSG Einl
Rn. 14 ff.; Nielsch/Wiedrnann NJW 2022, 1ff.
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